
 Bauen und Wohnen: Häuser für morgen und übermorgen  Lärm:
Laubbläser und Triebwerke  Meeresschutz: Blaue Wirtschaft – Bedro-
hung oder Chance für die Meere?Sc

hw
er

pu
nk

te
 2

01
3

Flughafen Berlin Tempelhof

Wo früher die Rosinenbomber dröhnten, 
heben heute Lenkdrachen und Skater ab. 
Das stillgelegte Flugfeld ist die größte 
innerstädtische Brachfläche Deutsch-
lands – und ein perfekter Ort, um über 
die Stadt von morgen nachzudenken.
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Vorwort

Macht die Innenstädte 
lebenswert!

Vielerorts gibt es großes Potential für eine weitere 
Nachverdichtung der Innenstädte – ganz im Sinne 
des Leitbildes der kompakten Stadt mit kurzen 
Wegen. Attraktive Innenstädte senken den Druck 
im suburbanen Raum zu siedeln, also in den 
Vorstädten und im Umland, wo wir Natur und 
Umwelt immer mehr Platz nehmen. Lebenswerte 
Innenstädte können so einen zentralen Beitrag 
zum Ziel der Bundesregierung leisten, den Flä-
chenverbrauch für neue Siedlungs- und Verkehrs-
flächen von derzeit über 80 Hektar pro Tag auf 30 
im Jahr 2020 zu senken.

Das Umweltbundesamt möchte im Jahr 2013 mit 
seinem thematischen Schwerpunkt „Lebenswerte 
Innenstädte“ einen Beitrag für mehr Lebensqua-
lität in Innenstädten leisten und den Menschen 
die attraktiven Seiten des Lebens in der Innen-
stadt nahebringen. Wir werden dazu einen prak-
tischen Leitfaden erarbeiten, der kommunalen 
Planerinnen und Planern Hilfe bieten wird bei 
der Gestaltung umweltfreundlicher Innenstädte. 
Eine weitere Broschüre soll der Öffentlichkeit zei-
gen, welche Potentiale das Leben in Innenstädten 
bietet.

Jochen Flasbarth
Präsident der Umweltbundesamtes

Seit 2011 leben weltweit mehr Menschen in Städten als auf dem 
Land. Der weltweite Ressourcenverbrauch, die Energie für Heizen, 
Kühlen oder Licht, und die tagtäglichen Umweltbedingungen, wie 
Luft- und Lärmbelastungen, werden wesentlich dadurch geprägt, 
wie wir unsere Städte organisieren. Obwohl Städte zu Beginn der 
Industrialisierung häufig lebensfeindliche Orte voller Dreck und 
Lärm waren, übten sie eine große Anziehung auf die Landbevöl-
kerung aus. Bis heute hat sich die Umweltqualität in urbanen Räu-
men der hoch entwickelten Länder extrem verbessert. Städtische 
Gebiete konnten so auch in Deutschland in den vergangenen Jah-
ren einen kleinen Bevölkerungszuwachs verzeichnen.
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3Schwerpunkte 2013

Leben in der Stadt hat augenfällige Vorteile: Die 
Wege zu wichtigen Einrichtungen wie Arzt oder 
Krankenhaus sind kurz; ein Aspekt, der gerade 
bei einer älter werdenden Bevölkerung immer 
wichtiger wird. Auch junge Familien können von 
kurzen Wegen zur Kita oder Schule profitieren. 
Da sich diese Strecken meist nicht nur im eigenen 
PKW, sondern zu Fuß, mit dem Rad, dem ÖPNV 
oder einer Kombination zurück legen lassen, ent-
lastet das auch die Haushaltskasse. Bei Radwegen 
und ÖPNV sind die Städte allerdings noch in der 
Pflicht: Beides muss nicht nur vorhanden, sondern 
attraktiv und modern ausgebaut sein. So lässt 
sich auch die Belastung der Stadtbevölkerung mit 
Lärm und Luftschadstoffen mindern. Sie liegt in 
manchen Straßen Deutschlands trotz großer Fort-
schritte oberhalb der Grenzwerte.
 
Eine kompakte Stadt reduziert auch die Kosten 
für die Energie- und Trinkwasserversorgung, 
denn mehr Menschen teilen sich das Leitungs-
netz. Ebenfalls effizienter können Abfall- und 
Abwasserbeseitigung wirtschaften. Das ist in den 
dünner besiedelten suburbanen oder ländlichen 
Räumen ganz anders. Eine kompakte Bebauung 
senkt auch den Energieverbrauch für die Heizung 
von Gebäuden, da weniger Energie entweichen 

kann. Trotzdem müssen wir im urbanen Raum 
sowohl bei Neubauten als auch im Bestand auf 
energieeffizientes Bauen und Sanieren achten. 
Mögliche Spannungsfelder zwischen gesunkenen 
Heizkosten einerseits und den nach Sanierung 
gestiegenen Mieten gilt es abzufedern. Wir dür-
fen auch nicht vergessen: Ein stark verdichteter 
Gebäudebestand hat im Winter Vorteile, im Som-
mer besteht bei schlechter Planung allerdings die 
Gefahr, dass sich der innerstädtische Raum unnö-
tig aufheizt. Diese Phänomene sind aber bekannt 
und beherrschbar. Nicht, wie in anderen Ländern 
durch die Installation von noch mehr Klimaanla-
gen, sondern durch intelligente Stadtplanung mit 
viel Grün – in Parks und Alleen oder schlicht auf 
Fassaden und Dächern. Wir ermöglichen so ein 
Naturerlebnis in den Städten und steigern deren 
Attraktivität.
 
Eines der wichtigsten Umweltprobleme in unseren 
Städten ist der Lärm. Verkehrslärm durch Autos, 
Schienenfahrzeuge und stadtnahe Flughäfen 
nervt die Menschen nicht nur, sondern führt auch 
zu ernsthaften Gesundheitsbelastungen. Unsere 
Städte ruhiger zu machen ist deshalb eine heraus-
ragende Aufgabe für Stadtplaner, Ingenieure und 
Politik!
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Die Europäische Union will Vorreiter im internationalen 
Klimaschutz sein. Für die zweite Verpflichtungsperiode des 
Kyoto-Protokolls hat sie zugesagt, den Treibhausgas-Ausstoß 
bis 2020 um mindestens 20 Prozent gegenüber 1990 zu ver-
ringern. Es besteht nach wie vor die Beschlusslage, dass die 
EU im Rahmen einer internationalen Klimavereinbarung, 
die den Industrie- und Schwellenländern vergleichbare, bzw. 
angemessene Reduktionsbeiträge abverlangt, ihr Redukti-
onsziel auf 30 Prozent gegenüber 1990 erhöht. Die EU sollte 
das Ziel jedoch unabhängig von einer solchen internationa-
len Vereinbarung auf 30 Prozent erhöhen. Dies ist vor allen 
Dingen wichtig, um einen angemessenen Beitrag zur Ein-
haltung des Zwei-Grad-Limits der Erderwärmung zu leis-
ten. Gerade Deutschland würde aber auch wirtschaftlich 
von einem ambitionierten Klimaschutz profitieren – durch 
weiterhin hohe Exporte und zahlreiche neue Arbeitsplätze. 
Schon jetzt gibt es auf EU-Ebene eine Vielzahl von Maßnah-
men, die, sofern sie wirkungsvoll umgesetzt werden, die  
30 Prozent in Sicht kommen lassen. 

Die EU am 
Zwei-Grad-Limit
Eine Vorreiterrolle Deutschlands und Europas 
hat viele Vorteile
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Die Europäische Union hält es für notwendig, die 
globalen Treibhausgas-Emissionen bis 2020 stär-
ker abzusenken, als es die Staaten der Erde bisher 
freiwillig zugesagt haben. Nur so könne sicherge-
stellt werden, dass das Zwei-Grad-Limit der Erder-
wärmung nicht überschritten wird, was 2009 auf 
dem UN-Klimagipfel in Kopenhagen postuliert 
wurde. Diesen Standpunkt vertrat die EU auch auf 
dem Klimagipfel, der Ende 2012 in Doha im Emi-
rat Katar stattfand. Sie verhandelte dort mit dem 
Ziel, bei allen Elementen des im Jahr zuvor beim 
Gipfel im südafrikanischen Durban vereinbarten 
Klimaschutz-Pakets Fortschritte zu erzielen. Dazu 
gehörte auch die Erhöhung der Minderungsambi-
tionen in der Zeit bis 2020, also vor dem Inkraft-
treten des neuen globalen Klimaabkommens, mit 
dem alle Staaten, also Industrie-, Schwellen- und 
Entwicklungsländer verpflichtet werden sollen [1].

Bisher haben sich die 27 EU-Mitgliedstaaten EU-
intern verpflichtet, ihre Treibhausgas-Emissionen 
bis 2020 im Vergleich zum Basisjahr 1990 um 20 
Prozent zu senken [2]. Erreicht werden soll das 
insbesondere durch eine Erhöhung der Energie-
effizienz, den verstärkten Einsatz erneuerbarer 
Energien und eine Fortführung des EU-weiten 
Emissionshandels. Die EU hat zwar in Aussicht 
gestellt, das Reduktionsziel auf 30 Prozent zu 
erhöhen, falls andere Industrieländer vergleichbar 
ambitioniert vorgehen und Schwellenländer wie 
China oder Südafrika einen angemessenen Beitrag 
leisten. Eine solche Einigung konnte jedoch vor 
der Doha-Konferenz und auch in den Verhandlun-
gen dort nicht erreicht werden.

Auf dem Doha-Gipfel wurde u.a. eine zweite Ver-
pflichtungsperiode des Kyoto-Protokolls bis 2020 
beschlossen. Neben der Europäischen Union betei-
ligen sich daran im Falle der Ratifizierung nur 
noch Australien und neun weitere Länder, die 
zusammen für lediglich rund 15 Prozent der glo-
balen Emissionen verantwortlich sind. Angesichts 
der Tatsache, dass die EU bereits Ende 2011 mehr 
als 18 Prozent Reduktion gegenüber 1990 erreicht 
hat und bis 2050 80 Prozent Emissionsminderung 

oder mehr erbracht werden müssen, würde eine 
Festlegung auf ein 20-Prozent-Ziel ein schwaches 
Signal an die Staatengemeinschaft senden. In 
Doha wurde wegen der insgesamt zu schwachen 
Minderungsziele im Rahmen des Kyoto-Protokolls 
ein Mechanismus eingeführt, der es den Kyoto-Par-
teien ermöglicht, innerhalb einer Frist bis 2014 ihr 
Ambitionsniveau in einem vereinfachten Verfah-
ren anzuheben.

Das Umweltbundesamt empfiehlt, dass die EU ihre 
Minderungsverpflichtung unilateral auf 30 Pro-
zent erhöht. Dies entspricht einem sachgerechten 
Beitrag zur Einhaltung der Zwei-Grad-Obergrenze; 
die Klimaforschung hält bei Industriestaaten bis 
2020 ein Reduktionsziel von 25 bis 40 Prozent 
für nötig. Zudem reflektiert es die historische 
Verantwortung der Industriestaaten. Laut dem 
Doha-Beschluss ist eine Überprüfung der Ziele der 
Kyoto-Staaten im Jahr 2014 vorgesehen. Die EU 
sollte dies nutzen, um die 30 Prozent spätestens 
dann auch international zuzusagen. Wie diese 
höhere Reduktion im Einzelnen erreicht werden 
kann, ist noch offen. Klar ist, dass ein wesentlicher 
Faktor durch Anpassung der EU-Emissionshandels-
richtlinie erbracht werden muss. 

1	 EU-Standpunkt für die Klimakonfe-
renz in Doha: http://www.consilium.
europa.eu/homepage/highlights/
environment-ministers-set-out-eu-
position-ahead-of-doha-climate-
conference?lang=de

2	 KOM (2010) 265, 26.05.2010: Mittei-
lung der Kommission an das Euro-
päische Parlament, den Rat, den 
Europäischen Wirtschafts- und Sozi-
alausschuss und den Ausschuss der 
Regionen; Analyse der Optionen zur 
Verringerung der Treibhausgasemis-
sionen um mehr als 20 Prozent und 
Bewertung des Risikos der Verlage-
rung von CO

2
-Emissionen. http://eur-

lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.
do?uri=CELEX:52010DC0265:EN:NOT
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Auch wenn die EU sich bisher nicht zum 30 Pro-
zent-Ziel durchringen konnte, gibt es Maßnah-
men, mit denen der Treibhausgas-Ausstoß deutlich 
stärker als nur um die beschlossenen 20 Prozent 
gesenkt werden kann. Diese sollten auch ohne 
offi zielle politische Selbstverpfl ichtung möglichst 
schnell umgesetzt werden. Dies beinhaltet in ers-
ter Linie eine Stabilisierung des EU-Emissionshan-
dels durch endgültige Stilllegung von Zertifi katen 
und Anpassung des Reduktionsfaktors. Ferner soll-
ten verbindliche und ambitionierte Maßnahmen 
im Bereich Energieeffi zienz beschlossen werden. 
Beides würde die EU bereits auf eine EU-interne 
Minderung um etwa 25 Prozent bringen. Wirksa-
mer Klimaschutz darf in Zukunft aber nicht nur 
auf internationalen politischen Vorgaben beruhen, 
sondern muss auch durch ambitionierte Maßnah-
men geprägt sein, die auf nationaler, regionaler 
und kommunaler Ebene umgesetzt werden. Dabei 
ist auch ein „bottom-up“-Ansatz sinnvoll, bei dem 
sich von den Kommunen aufwärts Initiativen für 
Klimaschutz auf regionaler Ebene bilden.

Diese Maßnahmen müssen insgesamt eine Trans-
formation der Wirtschaft hin zu einer „low carbon 
economy“ zum Ziel haben, in der die Nutzung 

fossiler Energieträger heruntergefahren wird und 
die auf eine Steigerung von Energieeffi zienz und 
erneuerbaren Energien setzt.

nachhaltige energieversorgung als schlüsselbereich

Die Energieversorgung verursacht etwa 80 Pro-
zent der gesamten Treibhausgas-Emissionen. Ihre 
weitestgehende Umstrukturierung ist damit der 
wichtigste Schritt zur Erreichung ambitionierter 
Klimaschutz-Ziele.

Der Umbau muss in den nächsten Jahrzehnten 
durchgeführt werden. Langfristszenarien mit 
einem Horizont bis 2050 sehen dafür vor, den 
Energiebedarf kontinuierlich zu senken und par-
allel den Anteil erneuerbarer Energieträger an 
der Energieversorgung kräftig anzuheben. In den 
Bereichen Strom, Wärme und Verkehr können Bio-
masse und Biokraftstoffe wegen ihrer begrenzten 
Verfügbarkeit sowie möglichen negativen Umwelt-
wirkungen und Nutzungskonkurrenzen nur 
begrenzt genutzt werden. Daher setzen aktuelle 
Szenarien auf eine zunehmende Elektrifi zierung 
der Sektoren Verkehr und Wärme, zum Beispiel 
mit Elektrofahrzeugen und Wärmepumpen. 

Europäischer Klimaschutz

was die eU sOFOrt tUn Kann

abbildung 1

ZUsaMMenFassUnG Verschiedener sZenarien ZUr 
enerGieVersOrGUnG [3] [4] [5] [6]

Kraftstoffbedarf

Wärmebedarf

Strombedarf
Stromerzeugung

Wärmeerzeugung

Kraftstoffproduktion
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Szenarien, die bis 2050 reichen, können wichtige 
Anhaltspunkte dazu liefern, wie die langfristigen 
Klimaschutzziele Deutschlands erreicht werden 
können und welche Minderungsbeiträge in wel-
chen Sektoren dafür erbracht werden müssen. 
Gleichwohl können in solchen Szenarien, die fast 
vier Jahrzehnte abdecken, technische und gesell-

schaftliche Entwicklungen nicht detailliert vorher-
gesehen werden. Strategien zum Umbau des Ener-
giesystems müssen daher in der Praxis fl exibel auf 
Veränderungen reagieren können. Im Folgenden 
wird erläutert, auf welche Bausteine die EU für 
eine nachhaltige Energieversorgung setzt.

Die Energieversorgung 
verursacht etwa

der gesamten Treib-
hausgas-Emissionen.

3 European Commission: Impact Assess-
ment Accompanying the Document 
“Communication from the Commis-
sion to the European Parliament, the 
Council, the European Economic and 
Social Committee and the Commit-
tee of the Regions”, Energy Roadmap 
2050, Brussels, 2011.

4 European Climate Foundation (ECF): 
Roadmap 2050 – a Practical Guide to 
a Prosperous Low-carbon Europe – 
Technical Analysis, 2010.

5 Greenpeace: Energy[r]evolution – 
Towards a Fully Renewable Supply in 
the EU 27, 2010.

6 European Renewable Energy Council 
(EREC): RE-Thinking 2050 – a 100 Per-
cent Renewable Energy Vision for the 
European Union, 2010.

Erhöhung 
des Anteils 

regenerativer 
Energien
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der eingesetzten Energie. In anderen 
EU-Mitgliedsstaaten ist der Anteil ähn-
lich hoch.

Prozent

Gebäude zu heizen, zu belüften, zu 
kühlen und zu beleuchten, verbraucht 
in Deutschland etwa 
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11Schwerpunkte 2013

Mehr Effizienz ist die Voraussetzung

In der EU-Strategie zur nachhaltigen Energiever-
sorgung spielt die Erhöhung der Energieffizienz 
eine Hauptrolle. Um dies zu erreichen, wurde und 
wird eine Reihe Maßnahmen ergriffen:

Energieeffizienz-Richtlinie: Die Richtlinie vom 
Oktober 2012 setzt das generelle Ziel, die Ener-
gieeffizienz in der EU bis 2020 um 20 Prozent 
zu steigern. Zur konkreten Umsetzung werden 
Energieverteiler verpflichtet, jährlich 1,5 Prozent 
ihres Energieabsatzes einzusparen. Außerdem 
sollen pro Jahr drei Prozent der im öffentlichen 
Besitz befindlichen Gebäude – in Deutschland die 
Gebäude des Bundes – energetisch saniert werden. 
Neue Kraftwerke sollen in der Nähe von Wärmebe-
darfspunkten angesiedelt werden, um sie in Kraft-
Wärme-Kopplung (KWK) betreiben zu können. 
Vorhandene Anlagen sollen im Zuge einer Moder-
nisierung mit KWK ausgerüstet werden [7].

Gebäuderichtlinie: Gebäude zu heizen, zu belüf-
ten, zu kühlen und zu beleuchten, verbraucht in 
Deutschland etwa 40 Prozent der eingesetzten Ener-
gie; in anderen EU-Mitgliedsstaaten ist der Anteil 
ähnlich hoch. Die EU-Gebäuderichtlinie schreibt 
die Einführung von Energieausweisen und Ener-
gieeffizienz-Kennzahlen vor, wodurch die Effizienz-
standards von Gebäuden transparenter gemacht 
werden. Ab 2019 (öffentlicher Bereich) und 2021 
(sonstiger Bereich) sollen neue Gebäude nur noch 
als Niedrigstenergie-Gebäude (englisch: „Nearly 
Zero Energy Buildings“) errichtet werden [8].

Top-Runner- und Ökodesignrichtlinie: Als „Top-
Runner“ hat die EU Haushalts- und andere tech-
nische Geräte definiert, die deutlich sparsamer 
sind als der Durchschnitt. Sie müssen die Mindest-
anforderungen übertreffen, die in der EU-Öko-
design-Richtlinie festgelegt sind. Ziel ist es, die 
Energie-Einsparmöglichkeiten beim Gerätekauf 
erkennbar zu machen und so den Trend zu einem 
höheren Energieverbrauch zu stoppen, den es in 
vielen Bereichen gibt. Heizungen und Anlagen zur 
Warmwasserbereitung sind bisher noch nicht in 
die Richtlinie aufgenommen worden, obwohl es 
hier die größten Einsparpotenziale gibt. Deutsch-
land setzt sich für ambitionierte Ökodesign-Min-
destanforderungen und für eine aussagekräftige 
Energieverbrauchs-Kennzeichnung ein [9].

Klimaschutz durch Energieeffizienz in der 
Industrie: In der Industrie gibt es noch erhebliche 
Effizienzpotenziale mit wirtschaftlichem Nutzen, 
und zwar besonders in den weniger energieinten-
siven Branchen. In den energieintensiven Bran-
chen dagegen sind sie vergleichsweise gering. 

7	 Richtlinie 2006/32/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 
5. April 2006 über Endenergieeffizienz 
und Energiedienstleistungen und zur 
Aufhebung der Richtlinie 93/76/EWG 
des Rates [ABl. L 114 vom 27. April 
2006, S. 64–85 L315 S. 1]

8	 Richtlinie 2010/31/EU vom 19. Mai 
2010 über die Gesamtenergieeffizienz 
von Gebäuden, Gebäuderichtlinie

9	 Richtlinie 2009/125/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 
21. Oktober 2009 zur Schaffung eines 
Rahmens für die Festlegung von Anfor-
derungen an die umweltgerechte 
Gestaltung energieverbrauchsrelevan-
ter Produkte

10	 Richtlinie 2003/87/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 
13. Oktober 2003 über ein System für 
den Handel mit Treibhausgasemissi-
onszertifikaten in der Gemeinschaft 
und zur Änderung der Richtlinie 
96/61/EG des Rates

11	 Richtlinie 2010/75/EU des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 
17. Dezember 2010 über Industrieemis-
sionen (integrierte Vermeidung und 
Verminderung der Umweltverschmut-
zung) [ABl. EG L 334, S. 17 - 119]

12	 Verordnung (EG) Nr. 1221/2009 des 
Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 25. November 2009 über die 
freiwillige Teilnahme von Organisati-
onen an einem Gemeinschaftssystem 
für Umweltmanagement und Umwelt-
betriebsprüfung und zur Aufhebung 
der Verordnung (EG) Nr. 761/2001, 
sowie der Beschlüsse der Kommission 
2001/681/EG und 2006/193/EG (ABl. L 
342 vom 22.12.2009 S. 1)

Die EU hat mehrere Richtlinien erlassen, die im 
Bereich Industrie unter anderem den Klimaschutz 
mit verschiedenen Ansätzen voranbringen sol-
len, so die Emissionshandels-Richtlinie [10], die 
Industrieemissions-Richtlinie [11], die Ökodesign-
Richtlinie [9], die Energieeffizienz-Richtlinie [7] 
und die EU-Öko-Audit-Verordnung [12]. Energiema-
nagement-Systeme nach der neuen internationalen 
Norm ISO 50001 helfen, Energieeinspar-Potenziale 
zu erschließen.
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Moderne Volkswirtschaften funktionieren nur mit 
einer guten Infrastruktur. Der Verkehr hat in den 
vergangenen Jahrzehnten deutlich zugenommen, 
und er wächst nach den Prognosen weiter. Das 
Wachstum ist im Güterverkehr besonders stark 
wegen zunehmender Arbeitsteilung, flacheren 
Fertigungstiefen in der Industrie, einem teilweise 
hohen Lohngefälle zwischen verschiedenen Län-
dern und der generellen Globalisierung des Waren-
verkehrs. Allerdings nimmt auch der Personenver-
kehr weiter zu, unter anderem, weil die Wege der 
Pendler im Berufsverkehr tendenziell länger wer-
den und Reisen in entferntere Länder zunehmen.

Der Verkehrssektor verbraucht in der EU gut ein 
Drittel der Energie und verursacht mehr als ein 
Viertel der Treibhausgasemissionen (2008: 29 Pro-
zent) [13] [14]. Die Emissionen steigen unter ande-
rem an, weil Flugverkehr und Schifffahrt hohe 
Wachstumsraten verzeichnen. Die Zunahme des 
Verkehrs kompensiert die Einsparungen, die durch 
bessere Antriebstechnologien, etwa sparsame Moto-
ren, erreicht werden konnten.

Europäischer Klimaschutz

KLIMASCHUTZ IM 
VERKEHRSSEKTOR

Die Einsparpotentiale 
im Verkehrssektor sind 
groß. Der CO

2
-Ausstoß 

kann hier um fast

gemindert werden.

\

Stadt der kurzen Wege
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Die EU-Kommission hat daher in ihrem Weiß-
buch Verkehr beschlossen gegenzusteuern. Die 
verkehrsbedingten Emissionen sollen danach bis 
2050 um 60 Prozent gegenüber 1990 sinken [15]. 
Für Deutschland wurde dieses sektorale Ziel bisher 
noch nicht konkretisiert. Das Energiekonzept der 
Bundesregierung von 2010 sieht allerdings vor, 
dass der Endenergieverbrauch im Verkehr bis 2050 
um 40 Prozent gegenüber 2005 verringert werden 
soll [16].

Es geht dabei nicht darum, die Mobilität in Gesell-
schaft und Wirtschaft einzuschränken. Allerdings 
wird es notwendig sein, den Verkehrsaufwand zu 
verringern. Ziel ist es also nicht, Verkehr zu unter-
binden, sondern die Verkehrswege durch Umbau 
der Siedlungsstrukturen zu verkürzen. Stichwort: 
Stadt der kurzen Wege. Arbeits-, Einkaufs- und Frei-
zeitstätten sollten möglichst in Wohngebiete integ-
riert sein. Regionale Produktionsstrukturen sollten 
gefördert werden.

Verkehr muss zudem soweit wie möglich auf 
umweltverträglichere Verkehrsträger verlagert wer-
den. Insbesondere auf langen Strecken sollen Pkw 
und Lkw weniger, Bahn und Bus dagegen stärker 
genutzt werden. Um im Güterverkehr mehr Anreize 
für eine Verlagerung zu geben, bietet sich eine 
Weiterentwicklung der Lkw-Maut an. Im Stadtbe-
reich müssen Fuß-, Rad- und öffentlicher Verkehr 
stärker gefördert und besser miteinander verknüpft 
werden.

Weiter gilt es, die Effizienz von Pkw und Lkw durch 
verbesserte Motorentechnik und konsequente 
Leichtbauweise zu erhöhen. Zudem sind postfos-
sile Energieversorgungs-Systeme für den Verkehr 
zu schaffen und weiterzuentwickeln. Diese werden 
vielfach regenerativen Strom direkt oder indirekt 
nutzen. Optionen sind hier beispielsweise batterie- 
oder oberleitungsbetriebene Fahrzeuge sowie Ver-
kehrsmittel, die mit Strom erzeugte Kraftstoffe wie 
Wasserstoff oder Methan verwenden. 

Das UBA zielt auf nachhaltige Verkehrssysteme, die 
Klimaschutz und Luftreinhaltung voranbringen, 
aber auch Lärm und Flächenverbrauch senken. Die 
Einsparpotenziale sind groß. Der CO

2
-Ausstoß im 

Verkehrssektor kann zum Beispiel um fast 40 Pro-
zent bis 2030 gegenüber 2005 gemindert werden. 
Im Projekt „Renewbility“ [17] wurde ein Analyse-
verfahren entwickelt, das Maßnahmen und Instru-
mente im Verkehrsbereich sowie deren Wirkung 
darstellt. Das UBA-Projekt „Treibhausgasneutraler 
Verkehr 2050“ [18] untersucht, ob und wie die kom-
plette Substitution fossiler Energieträger im Ver-
kehr erreicht werden kann. Aufgrund der globalen 
Verflechtungen, die im Verkehr bestehen, nimmt 
künftig auch die länderübergreifende Betrachtung 
einen immer größeren Stellenwert ein.

13	 Europäische Kommission (2011): EU 
transport in figures. Statistical Pocket-
book 2011, S. 111f.

14	 Europäische Kommission (2011): EU 
transport in figures. Statistical Pocket-
book 2011, S. 121 und 127.

15	 Europäische Kommission (2011): Weiß-
buch – Fahrplan zu einem einheit-
lichen europäischen Verkehrsraum. 
Hin zu einem wettbewerbsorientier-
ten und ressourcenschonenden Ver-
kehrssystem, S. 3.

16	 Bundesministerium für Wirtschaft 
und Technologie (BMWi)/Bundesmi-
nisterium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit (BMU) (2010): 
Energiekonzept für eine umweltscho-
nende, zuverlässige und bezahlbare 
Energieversorgung, S. 5.

17	 Projekt Renewbility: http://www.
renewbility.de/

18	 Projekt „Treibhausgasneutraler Ver-
kehr 2050“, UBA 2013, noch nicht ver-
öffentlicht
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Im Jahr 2009 trat die EU-Richtlinie zur Förde-
rung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren 
Quellen (EE-RL) [19] in Kraft. Sie wurde mit dem 
Beschluss des Europarechtsanpassungsgesetzes 
Erneuerbare Energien (EAG EE) im Februar 2011 
in das deutsche Recht umgesetzt. Danach sollen 
in der Union bis 2020 insgesamt 20 Prozent des 
gesamten Endenergieverbrauchs (Strom, Wärme, 
Kraftstoffe) aus erneuerbaren Energien stammen. 
Für Deutschland gilt ein Ziel von 18 Prozent, für 
den Verkehrssektor gilt dabei ein europaweites 
Mindestziel von zehn Prozent. Im Rahmen natio-
naler Aktionspläne mussten die Mitgliedsstaaten 
darstellen, mit welchen Maßnahmen und Instru-
menten die in der Richtlinie festgelegten nationa-
len Ziele erreicht werden sollen. Ende 2011 legten 
die Länder ihre ersten Fortschrittsberichte vor. 
Danach ist Deutschland auf Zielkurs, die Vorgaben 
einzuhalten. Weitere Berichte werden alle zwei 
Jahre fällig. Laut Angaben der Arbeitsgemein-
schaft Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat) 

betrug der Anteil der erneuerbaren Energien am 
gesamten Endenergieverbrauch Ende des Jahres 
2011 bereits rund zwölf Prozent [20]. Die deut-
sche Treibhausgasbilanz für Strom, Wärme und 
Kraftstoffe aus erneuerbaren Energien wird vom 
Umweltbundesamt erstellt.

Im Oktober 2012 schlug die EU-Kommission (GD 
Energie) angesichts der wachsenden Zweifel an der 
Klimafreundlichkeit der auf Basis von Nahrungs- 
und Futtermittelpflanzen hergestellten Biokraft-
stoffe vor, deren Anteil an der Erreichung des  
10 Prozent Ziels der EE-RL auf maximal fünf Pro-
zent zu begrenzen [21]. Die Zehn-Prozent-Quote 
bleibt allerdings bestehen, um einen Anreiz zur 
Herstellung von Kraftstoffen aus Abfall- und Rest-
stoffen zu verstärken. Diese sollen nach dem vor-
liegenden Vorschlag doppelt beziehungsweise 
vierfach anrechenbar sein. Eine Verschärfung der 
ökologischen Anforderungen an die Biokraftstoffe 
soll zudem statt 2017 bereits 2014 in Kraft treten.

Europäischer Klimaschutz

DER BEITRAG DER ERNEUERBAREN ENERGIEN
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19 Richtlinie 2009/28/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 
23. April 2009 zur Förderung der 
Nutzung von Energie aus erneuerba-
ren Quellen und zur Änderung und 
anschließenden Aufhebung der Richt-
linien 2001/77/EG und 2003/30/EG,  
[Abl EG L 140/16 vom 5. Juni 2009]

20 Arbeitsgemeinschaft Erneuerbare 
Energien-Statistik 2012; erneuerbare 
Energien 1.–3. Quartal 2012 (vorläu-
fi g); http://www.ag-energiebilanzen.
de/viewpage.php?idpage=65 

21 Nicht direkt betroffen von dieser 
Mengenbegrenzung ist das Ziel der 
sog. Fuel Quality Directive‘ (Direc-
tive 2009/30/EC) [30] das bis 2020 
eine Reduktion der THG Emissionen 
im Kraftstoffbereich um 6 Prozent 
pro Energieeinheit vorsieht. Da im 
Vorschlag der Kommission bisher 
keine Reduktion der nominalen 
THG-Einsparpotenziale einzelner 
Kraftstoffl inien aufgrund indirekter 
Landnutzungsänderungen (sog. iLUC 
Faktoren) vorgesehen sind, könnte es 
für die Kraftstoffhersteller daher wei-
terhin attraktiv sein, konventionelle 
Biokraftstoffe auf Basis von Nahrungs-
mitteln zur Zielerreichung zu nutzen.

abbildung 2

strOMbereitstellUnG aUs erneUerbaren enerGien in der eU

Sonstige = Industriemüll, nicht erneuerbarer kommunaler Abfall, Pumpspeicher etc.
Solarthermische Kraftwerke und Gezeitenenergie sind aufgrund geringer Strommengen nicht dargestellt.
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abbildung 3
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Ambitionierter Klimaschutz birgt vor allen Dingen 
die Chance für erhebliche wirtschaftliche Vorteile. 
Angesichts schwacher Wachstumsprognosen für 
den Euro-Raum und sich verschärfender wirt-
schaftlicher regionaler Ungleichgewichte besteht 
hier die Chance durch ein klares Politiksignal an 
den Markt einen anhaltenden Investitionsschub 
in kohlenstoffarme Technologien innerhalb der 
EU für die langfristige Transformation zu einer 
kohlenstoffarmen Wirtschaft auszulösen. Studien 
zufolge ließen sich dadurch bis zu sechs Millionen 
zusätzliche Arbeitsplätze schaffen [22] [23]. 

Daneben ließe sich durch Energieeffi zienz-Maß-
nahmen der Energiebedarf der EU bis 2050 – und 
damit auch die Abhängigkeit von fossilen Energie-
trägern – um zwei Drittel senken. Rund 90 Prozent 
aller Einsparmaßnahmen sind ökonomisch loh-
nend, da die Einsparungen bei den Energiekosten 
größer sind als die nötigen Investitionen [24]. 

Die Investitionskosten einer ambitionierten Dekar-
bonisierung belaufen sich nach Analyse der Kom-
mission in den nächsten 40 Jahren auf jährlich bis 
zu 270 Milliarden Euro. Dies bedeutet Investitions-
kosten in Höhe von ca. 1,5 Prozent des EU-BIP, die 
zusätzlich zu den insgesamt anfallenden Investiti-
onskosten von 19 Prozent des EU GDP/2009 benö-
tigt würden, was lediglich dem Vorkrisenniveau 
an Investitionstätigkeit insgesamt entsprechen 
würde. 

Dem stehen zudem eingesparte Ausgaben i.H.v. 
jährlich bis zu 320 Milliarden Euro für geringe Nut-
zung von Kohle, Öl und Gas gegenüber [25]. Alleine 
für Privathaushalte sind bis 2050 Kosteneinsparun-
gen über 100 Milliarden Euro jährlich möglich, vor 
allem im Gebäude- und Heizungsbereich. Im Sektor 
Industrie können die Energierechnungen bis 2050 
um bis zu 40 Milliarden Euro jährlich niedriger 
ausfallen, vor allem durch den Einsatz breit einsetz-

Europäischer Klimaschutz

aMbitiOnierter KliMaschUtZ 
brinGt wachstUM Und JObs
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22	 Jaeger, C; Paroussos, L.; Mangala-
giu, D.; Kupers, R.; Mandel, A. und 
Tàbara, J. (2011): A New Growth Path 
for Europe. Generating Prosperity 
and Jobs in the Low-Carbon Economy. 
http://www.pikpotsdam.de/members/
cjaeger/a_new_growth_path_for_
europe__synthesis_report.pdf

23	 Fahrplan für den Übergang zu einer 
wettbewerbsfähigen CO

2
-armen 

Wirtschaft bis 2050, KOM (2011) 112 
endgültig.

24	 Boßmann, Tobias; Eichhammer, 
Wolfgang; Elsland, Rainer (2012):  
Concrete Paths of the European 
Union to the 2°C Scenario: Achieving 
the Climate Protection Targets of 
the EU by 2050 through Structural 
Change, Energy Savings and Energy 
Efficiency Technologies. Fraunhofer 
Institute for Systems and Innovation 
Research (ISI), Karlsruhe, http://www.
isi.fraunhofer.de/isi-en/e/projekte/
bmu_eu-energy-roadmap_315192_
ei.php.

25	 EU Komission (2011) Fahrplan für den 
Übergang zu einer wettbewerbsfähi-
gen, CO

2
-armen Wirtschaft bis 2050, 

S. 11

26	 EU Komission (2011) Impact Assess-
ment. A Roadmap for moving to a 
competitive low carbon economy in 
2050, S. 121–125

27	 EU Komission (2011) Impact Assess-
ment. A Roadmap for moving to a 
competitive low carbon economy in 
2050, S. 90

barer Effizienztechnologien etwa in den Bereichen 
Dampf- und Heißwasserbereitstellung oder Motor-
anwendungen. Im Transportsektor können vor 
allem technologische Verbesserungen bei Autos 
und Lkw zur Halbierung der Energienachfrage füh-
ren. Durch geringeren Kraftstoffverbrauch könnten 
hier bis 2050 bis zu 200 Milliarden Euro pro Jahr 
eingespart werden [26]. 

Eine Politik, die höhere Energieeffizienz systema-
tisch fördert, verringert zudem die Abhängigkeit 
von Importen von Erdöl, Kohle und Erdgas, deren 
Preise tendenziell steigen und stark schwanken. 
Zugleich fördert sie die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit bei den entsprechenden Technolo-
gien.

Wesentliche Impulsgeber für die Beschäftigung 
sind Investitionen in Energieeffizienz und die 
daraus folgenden Kosteneinsparungen und Ver-
besserungen der Wettbewerbsfähigkeit. Auch der 
Ausbau der erneuerbaren Energien wirkt sich 
positiv aus. Zwischen 2004 und 2011 hat sich in 
Deutschland die Zahl der Arbeitsplätze in die-
sem Sektor mehr als verdoppelt, sie stieg von 
160.000 auf 382.000. Allein im Jahr 2009 entstan-
den 70.000 bis 90.000 neue Stellen. Schätzungen 
zufolge wird der in der EU angestrebte Ausbau der 
erneuerbaren Energien bis 2020 zu leicht positi-
ven Wachstumseffekten führen und wegfallende 
Arbeitsplätze etwa in energieintensiven Branchen 
weit überkompensieren. Im Baugewerbe können 
Investitionen i. H. v. 20 Mrd. Euro jährlich bis 2020 
in den Gebäudebetrieb bis zu 500.000 Arbeits-
plätze schaffen. Im Energiesektor können unter 
dem Strich 400.000 zusätzliche Stellen bis 2020 
geschaffen werden [27].

Durch geringeren 
Kraftstoffverbrauch 
können bis 2050

Euro pro Jahr einge-
spart werden.
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abbildung 4

strOMGestehUnGsKOsten erneUerbarer enerGien in 
deUtschland iM VerGleich ZUr FOssilen strOMerZeUGUnG 

Der Anteil der Umwelttechnologien am deutschen 
BIP wird von 11 Prozent im Jahr 2011 bis zum Jahr 
2025 voraussichtlich auf über 20 Prozent anstei-
gen. Im Jahr 2011 belief sich das Volumen des 
globalen Marktes für Umwelttechnik und Ressour-
ceneffi zienz auf 2.044 Milliarden Euro. Weltweit 
werden die sechs GreenTech-Leitmärkte im Jahr 
2025 nach Angaben des neuen Greentech-Atlas ein 
Gesamtvolumen von rund 4.400 Milliarden Euro 
erreichen [28]. Das entspricht einem durchschnitt-
lichen jährlichen Wachstum von 5,6 Prozent. Der 
Weltmarkt für umweltfreundliche Energien, der 
erneuerbare Energien, effi ziente Kraftwerkstech-
niken und Energiespeicher umfasst, gehört zu 
den wichtigsten grünen Zukunftsmärkten. 2011 
betrug dessen Weltmarkt-Volumen jährlich 313 
Milliarden Euro, bis 2025 soll es auf 1.060 Milli-
arden Euro wachsen. Dies bedeutet ein jährliches 
Plus von im Schnitt 9,1 Prozent [28]. Erneuerbare 
Energien spielen dabei eine zentrale Rolle. Sie sind 
Schlüsseltechnologien für die Energieversorgung 

der Zukunft und daher auch ökonomisch sehr rele-
vant. Länder, die den Ausbau der erneuerbaren 
Energien vorantreiben, haben Wettbewerbsvor-
teile auf diesen Märkten.

Prognosen zeigen zudem, dass die Stromgeste-
hungs-Kosten der erneuerbaren Energien in den 
nächsten Jahren weiter deutlich sinken werden, 
während die Kosten fossiler Erzeugung einen 
ansteigenden Trend aufweisen (siehe Abb. 4). In 
Deutschland wird Windenergie an Land schon 
Mitte dieses Jahrzehnts ähnliche Kosten aufwei-
sen wie fossil erzeugter Strom. Bereits heute liegt 
Windstrom mit rund 7,5 Cent pro Kilowattstunde 
nur knapp über dem Preis fossiler Stromerzeugung 
[29]. Wie eine Auswertung deutscher, europäischer 
und internationaler Studien zeigt, gehört den 
erneuerbaren Energien bei der Stromerzeugung 
nicht nur unter dem Gesichtspunkt des Klima-
schutzes, sondern auch unter dem Kostengesichts-
punkt die Zukunft [30].

Europäischer Klimaschutz
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Angesichts der bis 2050 prognostizierten auf 9 Mil-
larden Menschen anwachsenden Weltbevölkerung 
und damit einhergehenden Ressourcenknappheit 
sowie dem rasch voranschreitenden Klimawan-
del müssen die heutigen Industriegesellschaften 
umgebaut werden, um ein Leben auf diesem Pla-
neten, so wie wir es kennen, bewahren zu können. 
Wenn Deutschland innovative Lösungen für den 
Umwelt- und Klimaschutz entwickelt und umsetzt, 
bieten sich damit auch große Chancen für seine 
exportorientierte Wirtschaft – gerade auch ange-
sichts der Konkurrenz aus Fernost und den USA. 
Deutschland kann damit seine Spitzenstellung auf 
den grünen Weltmärkten ausbauen und den Wett-
lauf um die Zukunftsmärkte für sich gewinnen 
und dadurch für lang anhaltendes nachhaltiges 
Wachstum und Wohlstand sorgen.

Dazu wird es nötig sein, die Klimaschutz-Instru-
mente und deren rechtliche Grundlagen zu verbes-
sern. Dazu gehören der Ausbau der erneuerbaren 
Energien, die Förderung energetischer Gebäudes-
anierung, die Schaffung emissionsarmer Mobili-
tätsstrukturen, die Fortentwicklung des EU-Emissi-
onshandels und – besonders wichtig – der Abbau 
klimaschädlicher Subventionen. Alleine die EU hat 
im Jahr 2009 274 Milliarden Euro an klimaschäd-
lichen Subventionen verteilt. Das sind 2,1 Prozent 

seines BIP. Ein Betrag, der sich um weitere 200 
Milliarden oder rund 70 Prozent bis 2012 erhöht 
hat [31].

Längerfristig müssen die ökonomischen Rahmenbe-
dingungen so gestaltet werden, dass externe Kosten 
vollständig in die Preise internalisiert werden.

Die praktischen Erfahrungen, die Deutschland 
im Zuge der Energiewende macht, sind für viele 
Länder in der Welt interessant. Deutschland kann 
sie durch politische und technologische Koopera-
tionen auch in anderen Ländern, die den Umbau 
des Energiesektors planen, einbringen und so zei-
gen, dass ein Wandel zu einer „kohlenstoffarmen“ 
Lebens- und Wirtschaftsweise möglich ist und öko-
nomische Vorteile bringt. Der internationale Wis-
sens- und Technologietransfer sollte verstärkt wer-
den, um erfolgreiche Entwicklungen bekannt zu 
machen. Unternehmen können beispielsweise für 
den Klimaschutz gewonnen werden, wenn gezeigt 
wird, dass Klimaschutz-Maßnahmen mit positiven 
wirtschaftlichen Effekten verbunden sind. Hierzu 
sollten eine transparente Berichterstattung über 
die tatsächlich erreichten CO

2
-Einsparungen und 

entsprechende Instrumente, die eine Berichterstat-
tung vorsehen, unterstützt werden.

28	 BMU: GreenTech. Umwelttechnologie-
Atlas für Deutschland Made in Ger-
many 3.0;

	 http://www.greentechatlas.de

29	 FH ISE (2012), Kost C., Schlegl T., 
Thomsen J., Nold S., Mayer J., Strom-
gestehungskosten erneuerbarer Ener-
gien. http://www.ise.fraunhofer.de/
de/veroeffentlichungen/veroeffentli-
chungen-pdf-dateien/studien-und-kon-
zeptpapiere/studie-stromgestehungs-
kosten-erneuerbare-energien.pdf/
at_download/file

30	 UBA 2012, Nachhaltige Stromversor-
gung der Zukunft, Kosten und Nutzen 
einer Transformation hin zu 100 Pro-
zent erneuerbare Energien

31	 Fatih Birol, IEA, Quelle: ENDS Europe, 
4 Februar 2013
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„In Häusern müssen Menschen 
sich wohlfühlen. Das lässt sich 
ideal erreichen aus einer Kom-
bination von umweltschonen-
der Errichtung und nachhalti-
ger Nutzung der Gebäude.“

Dr. Bettina Rechenberg
Leiterin Abteilung „Nachhaltige Produktion, 
Ressourcenschonung und Stoffkreisläufe“
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Gebäude verbrauchen einen großen Teil der in Deutschland 
eingesetzten Rohstoffe und Energie. Die Folge: Es entstehen 
auch große Belastungen von Umwelt und Gesundheit. Das 
Umweltbundesamt arbeitet an Konzepten, die dadurch ent-
stehenden komplexen Probleme zu lösen. Eine hochwertige 
energetische Sanierung des Gebäudebestands ist der Schlüs-
sel dazu, allerdings muss auch die Produktion von Bauma-
terialien umweltfreundlicher werden. Um das Problem der 
Schadstoffbelastung der Innenräume zu lösen, ist eine ambi-
tionierte Stoffpolitik angezeigt. Das UBA zeigt im Jahr 2013 
in eigenen Bau- und Sanierungsprojekten, wie modernes, 
zukunftsfähiges Bauen in der Praxis aussehen kann. 

hÄuser fÜr MorGen
und ÜBerMorGen
Ein zentraler Sektor für Klima- und Flächen-
schutz, Energiewende und Gesundheit 
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Das Themenfeld „Bauen und Wohnen“ hat eine 
herausragende Bedeutung für Umwelt, Klima 
und Gesundheit. Es ist aber auch emotional hoch 
besetzt. Die Medien greifen den Themenkomplex 
regelmäßig auf. Neben seriöser Information, zum 
Beispiel über den Zusammenhang von Klimawan-
del, zunehmenden Extremwetter-Ereignissen und 
Schäden an Gebäuden, ist die Aufmachung teils 
irreführend. „Wärmedämmung – der Wahnsinn 
geht weiter“, lautete etwa der Titel einer NDR – 
Reportage, die in der Öffentlichkeit viel Furore 
machte.

Tatsächlich sind die Zusammenhänge oft komplex. 
Die Umweltforschung muss das besonders in Rech-
nung stellen. Geschieht dies nicht, kann die iso-
lierte Lösung eines Teilproblems dazu führen, dass 

an anderer Stelle neue Probleme entstehen.

Die UBA-Experten arbeiten intensiv zu den aktuel-
len Fragestellungen im Bereich Bauen und Woh-
nen, wie sie sich unter anderem durch die klima- 
und energiepolitischen Ziele der Bundesregierung 
ergeben. Sie identifizieren neue Forschungsfelder 
und entwickeln Lösungsansätze, die in Gesetzge-
bung und Praxis einfließen. Das UBA berät die 
Politik, Bürger, Verbände und andere Institutio-
nen. Außerdem fördert es die Entwicklung und 
Umsetzung von Umweltinnovationen bei Unter-
nehmen und Umweltverbänden.
 
Es folgt ein Überblick über die Problemfelder im 
Bereich Bauen und Wohnen sowie die Konzepte 
für ihre Lösung. 

\

25 Millionen Tonnen Zement fließen jedes Jahr in den Bausektor
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verbraucht. Das entspricht der jähr-
lichen Energieabgabe von mehr als 
drei Kraftwerken mit einer Leistung 
von je einem Gigawatt.

Allein für die Zementherstellung 
wurden im Jahr 2007 rund

Petajoule

130218_Bauen_RZ.indd   24 19.02.13   13:00



Schwerpunkte 2013 25

Gebäude haben einen hohen Anteil am Energie-
konsum. In Deutschland entfällt gut ein Drittel des 
gesamten Endenergieverbrauchs auf die Bereit-
stellung von Raumwärme und Warmwasser in 
Privathaushalten, Industrie und Gewerbe (2010: 
3192 Petajoule oder 35 Prozent) [1]. Den Gebäu-
debestand energetisch zu sanieren und effiziente 
Haustechnik etwa bei Beleuchtung, Heizung und 
Belüftung einzusetzen, kann daher einen erheb-
lichen Beitrag zur Einsparung von Energie und 
Treibhausgas-Emissionen leisten. Der spezifische 
Endenergieverbrauch der Haushalte für Raum-
wärme und Warmwasser sinkt zwar tendenziell. 
Allerdings reicht die bisherige Geschwindigkeit 
keinesfalls aus, um die Ziele des Energiekonzeptes 
und die Klimaziele zu erreichen. Auch die wach-
senden Wohnflächen (von 2,7 Millionen Quadrat-
metern im Jahr 1990 auf 3,3 Millionen in 2007) 
führen dazu, dass der absolute Energieverbrauch 
deutlich zu langsam sinkt.

Für die Bereitstellung von Raumwärme und Warm-
wasser werden weiterhin überwiegend fossile 
Energieträger – Erdgas, Heizöl, Strom aus fossilen 

Kraftwerken – eingesetzt, deren Nutzung das Klima 
belastet. Ziel muss es daher sein, diese Belastungen 
durch einen niedrigeren Wärmebedarf und eine 
Umstellung auf klimafreundliche Energieträger 
(insbesondere erneuerbare Energien) zu senken. 
Ein weiteres Aktionsfeld ist durch den ungünstigen 
Trend beim Stromverbrauch in den Haushalten vor-
gegeben. Der Energieverbrauch für Elektrogeräte, 
Kochen und Beleuchtung stieg nämlich in den letz-
ten Jahren an – zwischen 1996 und 2007 von 1076 
kWh pro Person um 21 Prozent auf 1.302 kWh [2]. 
Die Klimaschutz-Ziele der Bundesregierung sehen 
beim Strom dagegen sinkende Verbräuche vor.

Um die Energiebilanz des Sektors Bauen und Woh-
nen zu verbessern, muss auch die Herstellung von 
Bauprodukten berücksichtigt werden. Die hier-
für wichtigen Zement-, Stahl-, Glas- und Keramik 
und Nichteisenmetall-Industrien sind alle beson-
ders energieintensiv. Allein für die Zementher-
stellung wurden im Jahr 2007 rund 110 Petajoule 
verbraucht. Das entspricht der jährlichen Energie-
abgabe von mehr als drei Kraftwerken mit einer 
Leistung von je einem Gigawatt.

1	 Bundesministerium für Wirtschaft 

und Technologie, Referat III C 3 

(Hrsg.), Energiedaten, Berlin, 25.1. 

2012

2	 Umweltbundesamt (Hrsg.), Energieef-

fizienz in Zahlen, Dessau-Roßlau 2011

Bauen und Wohnen

GEBÄUDE Als energieverbraucher
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Die Einsparmöglichkeiten für Brennstoffe und 
Strom sind groß, wie zahlreiche Studien zeigen. 
Demnach können die Treibhausgas-Emissionen für 
die Bereitstellung von Raumwärme und Warmwas-
ser bis 2030 um etwa 36 Prozent (100 Millionen 
Tonnen CO

2
) und der Endenergieverbrauch um 35 

Prozent (1.030 Petajoule) gegenüber dem Basisjahr 
2008 gesenkt werden, wenn Klimaschutz-Maßnah-
men konsequent ergriffen werden [3].

Im Fokus müssen hierbei hohe Energiestandards 
auch bei der Sanierung von Altbauten stehen; die 
Entwicklung bei Neubauten ist technisch bereits 
weit vorangeschritten. Sie können heute so aus-
geführt werden, dass sie dank eines guten Wär-
meschutzes sowie lokaler Produktion von Wärme 
und Strom aus erneuerbaren Energien im Laufe 
eines Jahres mehr Energie produzieren als sie ver-
brauchen. Hierbei sind die Konzepte zukünftig 
jedoch so weiterzuentwickeln, dass ein Plusener-
giehaus nicht nur bilanziell im Jahreszeitraum 
Überschüsse erwirtschaftet, wobei das Stromnetz 
als „unbegrenzter Zwischenspeicher“ verwendet 
wird. Es muss Bedarf und Verbrauch möglichst gut 
zur Deckung gebracht werden. Dies ist u. a. durch 
gemeinsame Versorgung größerer Siedlungsein-
heiten oder Nutzung von (thermischen, elektri-
schen) Speichern möglich.

Neben den bekannten strombasierten Plusenergie-
haus-Konzepten existieren eine Vielzahl praxis-
reifer alternativer Konzepte, bei denen bilanziell 
mehr als der Bedarf an Strom und Wärme produ-
ziert wird. Bei allen Plusenergiehauskonzepten ist 

zukünftig – aufgrund der lokal sehr hohen Ein-
speisung erneuerbare Energien – die Wechselwir-
kung mit der Umgebung und die Wirkung auf die 
Stromnetzbelastung mit zu betrachten.

Bestehende Gebäude können in vielen Fällen so 
durchgreifend saniert werden, dass der Bedarf an 
nicht-erneuerbarer Primärenergie für Heizung, 
Warmwasser, Beleuchtung, Lüftung oder auch 
Kühlung um 90 Prozent sinkt („Faktor-10-Sanie-
rung“). Dies ist bei guter Planung und Durchfüh-
rung der Maßnahmen bereits heute häufig wirt-
schaftlich, wie in Pilotvorhaben gezeigt wurde [4]. 

Die Bundesregierung hat in ihrem 2010 aufgeleg-
ten Energiekonzept und in den Eckpunkten zur 
beschleunigten Umsetzung der Energiewende 
Einsparziele für Gebäude beschlossen: Der Wär-
mebedarf soll zunächst bis 2020 um 20 Prozent 
gegenüber dem Basisjahr 1990 gesenkt werden. 
Langfristig soll bis 2050 ein nahezu „klimaneutra-
ler“ Gebäudebestand erreicht werden. Klimaneu-
tral heißt, dass die Gebäude nur noch einen sehr 
geringen Energiebedarf aufweisen und der verblei-
bende Energiebedarf überwiegend durch erneuer-
bare Energien gedeckt wird

Es wird angestrebt, die Sanierungsrate im Gebäu-
debestand zu verdoppeln, die derzeit bei unter 
einem Prozent der Gebäudefläche pro Jahr liegt. 
Dafür hat die Bundesregierung die Finanzmittel 
für das CO

2
-Gebäudesanierungsprogramm 2012 

nach einer früheren starken Kürzung in zwei 
Schritten auf 1,8 Milliarden Euro jährlich erhöht. 

Bauen und Wohnen

grosse einsparpotentiale
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Die Bundesregierung prüft zudem eine haus-
haltsunabhängige Finanzierung der Förderung der 
energetischen Sanierung ab 2015. Außerdem soll 
ein „Sanierungsfahrplan“ für Gebäude entwickelt 
werden.

Für die Wärmeversorgung der Zukunft im Gebäu-
desektor bieten sich grundsätzlich alle Arten 
erneuerbarer Energien an. In Frage kommen die 
Solarthermie, die Geothermie (oberflächennah 
über Nutzung von Wärmepumpen, aber perspek-
tivisch auch als Tiefengeothermie), die Umwelt-
wärme und – bis zu einem bestimmten Anteil – 
die Nutzung von Biomasse oder Produkten daraus. 
Mittelfristig könnte auch die mithilfe von über-
schüssigem Strom aus erneuerbaren Energien 
hergestellten Energieträger Methan oder Wasser-
stoff Beiträge leisten. Methan kann im Erdgasnetz 
gespeichert werden und anschließend zum Bei-
spiel in effizienten Kraft-Wärme-Kopplungs-Anla-
gen verbrannt werden. Die dezentrale Nutzung 
von Holz, zum Beispiel in Pelletheizungen oder 
Scheitholz-Anlagen bildet eine heute oft wirt-
schaftliche und klimafreundliche Möglichkeit zur 
Nutzung von Biomasse. Angesichts der begrenz-
ten Verfügbarkeit von Holz ist allerdings mittel- 
bis langfristig eine Kostensteigerung für Holz zu 
erwarten. Zumindest mittelfristig rückt damit 
eine Priorisierung von nicht auf Biomasse basie-
renden Energieträgern in den Mittelpunkt. Durch 
die Regelungen auf der Grundlage des Bundesim-
missionsschutzgesetzes werden die Umwelt- und 
Gesundheitsbelastungen aus Anlagen nach dem 
Stand der Technik auf ein Minimum reduziert.
Bei Altanlagen besteht jedoch noch ein großes 
Potenzial zur Energieeinsparung und Reduktion 
von Schadstoff-Emissionen. 

Zu einem zukunftsfähigen Energiekonzept für 
Gebäude gehört weiterhin, die sich durch den Kli-
mawandel verändernden klimatischen Bedingun-
gen bei der Planung, Errichtung und technischen 
Ausstattung zu berücksichtigen. So sollten Häuser 
durch gezielte Maßnahmen etwa an die höhere 
Wärmelast im Sommer angepasst werden – durch 
passive Kühlung, also etwa Verschattungsmög-
lichkeiten oder Fassadenbegrünung. Werden die 
Gebäude nicht von vorneherein „kühl“ geplant, 
könnte der Energieverbrauch durch häufigere Nut-
zung von Klimaanlagen wieder ansteigen [5].

Neben der Reduktion des Energieverbrauchs 
während der Gebäude-Nutzung liegt ein weiteres 
großes Potenzial in der Entwicklung von ener-
giesparenden Technologien zur Herstellung von 
Bauprodukten. Bei der besonders CO

2
-intensiven 

Zementherstellung zum Beispiel wird es auf rund 
50 Prozent geschätzt. Auch die stärkere Nutzung 
des „CO

2
-Speichers“ Holz als Baumaterial entlastet 

die Treibhausgas-Bilanz. Am besten sind oft Hölzer 
aus der Region.

3	 Matthes et al., Politikszenarien für 

den Klimaschutz VI, unveröffentlich-

ter Entwurf, Freiburg, Dezember 2012

4	 Schulze Darup, Burkhard: Gebäudesa-

nierung mit Faktor 10, Deutsche Bun-

desstiftung Umwelt, Osnabrück 2011

5	 Vgl. Bettgenhäuser et al., Klimaschutz 

durch Reduzierung des Energiebe-

darfs für Gebäudekühlung, Umwelt-

bundesamt, Climate Change Nr. 

10/2011, Dessau-Roßlau 2011. Brun-

ner et al.: Bauen, wenn das Klima 

wärmer wird, Zürich 2007. Voss und 

Pfafferott, Energieeinsparung contra 

Behaglichkeit? Forschungen des BBR 

121, 92 S., Bonn 2007

Bauen mit Holz – am besten aus 
nachhaltigen Wäldern der Region
^ 
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Energetische Gebäudesanierung – 
was getan werden muss

Damit die Energiewende ein Erfolg wird, muss sie in der 
ganzen Gesellschaft verankert sein [6]. Alle Bürger, Insti-
tutionen und Unternehmen können dazu beitragen, Energie 
zu sparen – sei es durch Nutzung effizienter Heizungen und 
Haushaltsgeräte, sparsames Heizen oder Wärmedämmung 
von Altbauten und entsprechende Maßnahmen in Industrie 
und Gewerbe. Doch den großen Potenzialen zur rationellen 
Energienutzung stehen vielfältige Hemmnisse gegenüber 
[7]. Darunter finden sich

5	ein Mangel an Information, Motivation und Begleitung,
5	höhere Anschaffungskosten effizienter Produkte mit teils 

langer Amortisationszeit oder Zuordnung von Kosten und 
Nutzen auf verschiedene Akteure (zum Beispiel Mieter 
und Vermieter),

5	Risikoscheu beim Einsatz neuer effizienter Technologien, 
5	Mangelhafte Kontrolle der Vorschriften.

Um das Ziel der Bundesregierung zu erreichen, bis 2050 in 
Deutschland über einen nahezu klimaneutralen Gebäude-
bestand zu verfügen, ist ein breiter Mix an Instrumenten 
erforderlich: 

Das UBA empfiehlt für Neubauten den 
Passivhausstandard vorzuschreiben ab
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Ambitionierte Standards für energieeffiziente Gebäude: 
Die Anforderungen der Energieeinsparverordnung (EnEV) sollten stufenweise weiter erhöht 
werden. Für Neubauten empfiehlt das UBA, ab 2016 Passivhaus-Niveau vorzuschreiben. Sanie-
rungen sollten spätestens ab 2018 mit Passivhaus-Komponenten erfolgen. Die Bundesländer 
müssen zudem stärker dafür sorgen, dass die Anforderungen auch in der Praxis umgesetzt 
werden. Das Programm „Energieeffizient Sanieren“ der Förderbank KfW sollte bis zum Jahr 
2020, möglichst aber auch darüber hinaus mit mindestens zwei Milliarden Euro pro Jahr aus-
gestattet werden. Zudem ist es sinnvoll, einen Weg für die haushaltsunabhängige Finanzierung 
der KfW-Programme zu finden und eine steuerliche Förderung der energetischen Sanierung 
zu schaffen. Ein anspruchsvoller Sanierungsfahrplan ist festzulegen, der für den gesamten 
Gebäudebestand aussagekräftig ist und ordnungsrechtliche Elemente mit einer langfristigen 
Förderstrategie verbindet. Einzelmaßnahmen wie der Austausch von Fenstern sind aus Sicht 
des UBA nur dann förderwürdig, wenn sie sich kommunikativ in den „gebäude-individuellen 
Sanierungsfahrplan“ einfügen, der mittelfristig zu einer vollständigen energetischen Sanie-
rung des Gebäudes führen. 

Anpassung des Mietrechts: 
Das Mietrecht muss einen gerechten Interessenausgleich zwischen Mietern und Vermietern 
nach energetischen Sanierungen schaffen, indem beispielsweise Mieterhöhungen innerhalb 
eines angemessenen Zeitraums durch die sinkenden Verbrauchskosten wieder ausgeglichen 
werden. Die heizkostenneutrale Möglichkeit der Umlage von Contractingkosten im Zuge der 
letzten Mietsrechtsnovelle ist hierfür ein Beispiel. Außerdem sollte die energetische Ausstat-
tung und Beschaffenheit der Gebäude stärker als wert- und mietsteigerndes Kriterium in die 
ortsübliche Vergleichsmiete aufgenommen werden [8]. Die letzte Mietrechtsnovelle regelt 
hier erste Ansätze. Hauptsächlich wird es jedoch darauf ankommen, die Fehlanreize, welche 
das Vergleichsmietensystem gegen energetische Modernisierungen setzt, weiter abzubauen. 
Modernisierungen müssen sich stärker lohnen, z. B. indem die bislang bestehenden Möglich-
keiten, Mieterhöhungen auch ohne Verbesserung der Mietsache durchzusetzen, eingeschränkt 
werden. 

Höherer Anteil erneuerbarer Energien: 
Das Erneuerbare Energien-Wärmegesetz schreibt vor, dass bei Neubauten ein Anteil der Ener-
gie zum Heizen oder Kühlen mit nicht fossilen Energien gedeckt werden muss. Das UBA emp-
fiehlt, dies auch bei einer grundlegenden Sanierung von Altbauten vorzuschreiben. Unabhängig 
davon müssen erneuerbare Energien im Gebäudebereich in Kombination mit Maßnahmen zur 
Steigerung der Energieeffizienz weiter in hohem Maße gefördert werden. Das Marktanreiz-
programm und das KfW-Gebäudesanierungsprogramm adressieren gemeinsam Effizienz und 
Erneuerbare Energien.

Mehr Kraft-Wärme-Kopplung: 
Die Bundesregierung möchte den Anteil der Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) an der deutschen 
Stromerzeugung bis 2020 auf 25 Prozent verdoppeln. Das gültige KWK-Gesetz fördert daher 
den Neubau und die Modernisierung hocheffizienter KWK-Anlagen, den Bau von Wärme- und 
Kälteleitungen sowie von Wärme- und Kältespeichern. UBA empfiehlt ein umfassendes und kon-
tinuierliches Monitoring des Gesetzes, um frühzeitig zu erkennen, ob das anspruchsvolle Aus-
bauziel damit erreicht werden kann und gegebenenfalls zusätzliche Maßnahmen zu ergreifen.

6	 Umweltbundesamt (Hrsg.), Energie-

wende – Aufbruch ins neue Zeitalter, 

in: UBA Schwerpunkte 2012, S. 12 ff.

7	 Kaschenz, Helmut et al.: Stromsparen: 

weniger Kosten, weniger Kraftwerke, 

weniger CO
2
, Umweltbundesamt, Des-

sau-Roßlau 2007

8	 Umweltbundesamt: Rechtskonzepte 

zur Beseitigung des Staus energeti-

scher Sanierungen im Gebäudebe-

stand, Texte 36/2009, Dessau-Roßlau 

2009
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Gebäude werden für 50 und mehr Jahre gebaut. 
Die Szenarien der Klimaforschung erwarten für 
den Zeitraum 2021 bis 2050 eine Temperaturzu-
nahme zwischen rund einem und 2,5 Grad Celsius 
gegenüber dem Vergleichszeitraum 1961 bis 1990. 
Bis zum Ende des Jahrhunderts ist – in Abhängig-
keit von der Entwicklung der Emissionen – eine 
Erwärmung um drei bis vier Grad wahrschein-
lich. Es wird weniger Frosttage und doppelt so 
viele heiße Tage wie heute mit Höchsttemperatu-
ren von über 30 Grad geben – in einigen Regio-
nen bis zu 30 Tage pro Jahr. Auch wird die Zahl 
der Tropennächte ansteigen, also der Nächte, in 
denen die Temperatur nicht unter 20 Grad Cel-
sius sinkt. Extreme Wetterereignisse wie Trocken- 
und Dürreperioden, Starkniederschläge, Stürme, 
Hagel und Gewitter werden wahrscheinlich spür-
bar zunehmen. So könnte sich bis zum Jahr 2100 
die Häufigkeit winterlicher Starkniederschläge 
in küstennahen Gebieten verdoppeln. Unter dem 
Strich muss mit deutlich mehr Schäden durch 
Überschwemmungen gerechnet werden, wenn die 
Anpassung daran nicht stark verbessert wird.

Für die Siedlungs- und Bauplanung sowie die kon-
krete Ausführung von neuen Gebäuden und die 
Sanierung von Altbauten bedeutet es eine große 
Herausforderung, wenn sich das zukünftige Klima 

in diesem Maße ändert. Allgemeingültige Vor-
gaben, technische Regeln oder Normen, um die 
Anpassung an solche Veränderung zu steuern, gibt 
es bisher kaum. 

Das UBA prüft in der Expertengruppe der Kommis-
sion Umwelt des Deutschen Instituts für Normung 
seit 2012 systematisch Regeln und Normen auf 
ihren Veränderungsbedarf mit Blick auf das sich 
ändernde Klima.

Der Bund geht dieses Problem auch in seinem 
eigenen Zuständigkeitsbereich an. Der „Aktions-
plan Anpassung“ der Bundesregierung von 2011 
schreibt unter anderem vor, dass bei Neubauten 
und bei der Sanierung von Liegenschaften des 
Bundes künftig geprüft wird, ob die Gebäude an 
die Folgen des Klimawandels angepasst werden 
müssen – insbesondere hinsichtlich von Extrem-
wetter-Ereignissen. Eine Anleitung dazu gibt das 
für Gebäude des Bundes entwickelte und verpflich-
tend eingeführte „Bewertungssystem Nachhaltiges 
Bauen” (BNB). Teil des Bewertungssystems ist unter 
anderem der Kriterien-Steckbrief „Widerstandsfä-
higkeit gegen Naturgefahren“. Abgeprüft werden 
danach die Einwirkungen von Wind, Starkregen, 
Hagel, Schnee, feuchten Wintern und Hochwasser 
[9].

\

Nur eine Folge des Klimawandels: Hochwasser

Bauen und Wohnen

GEBÄUDE an den Klimawandel anpassen

130218_Bauen_RZ.indd   30 19.02.13   13:00



Schwerpunkte 2013 31

Der Bausektor gehört in Deutschland zu den roh-
stoffi ntensivsten Wirtschaftssektoren. Im gesam-
ten Hoch- und Tiefbaubestand – einschließlich 
der Infrastrukturen – lagern rund 60 Milliarden 
Tonnen mineralischer Baustoffe. Jedes Jahr kom-
men weit über 500 Millionen Tonnen hinzu [10], 
darunter rund 25 Millionen Tonnen Zement [11]. 
Außerdem werden pro Jahr sechs Millionen Ton-
nen Stahl [12] und rund 500.000 Tonnen Kupfer 
[13] verbaut, für deren Produktion in erheblichem 
Umfang Ressourcen verbraucht werden. 

Bei Bau und Abbruch von Gebäuden und Infra-
strukturen fallen jährlich rund 200 Millionen Ton-
nen Abfälle an [14]. Diese Mengen werden zwar 
bereits größtenteils verwertet, oft allerdings nicht 
in so hochwertiger Form, wie es sinnvoll wäre. 
Man nutzt sie teilweise nur zur Verfüllung oder als 
Straßenunterbau, anstatt sie zu hochwertigem Bau-
material aufzubereiten. Hier scheint eine Umorien-
tierung geboten, da einige der bisherigen Verwer-
tungswege wie der Neubau von Straßen besonders 
für den mineralischen Bauschutt, von dem jährlich 
60 Millionen Tonnen anfallen, bereits mittelfristig 
nur noch eine geringe Rolle spielen könnten.

9 Vgl. Aktionsplan Anpassung des Bun-

des: www.bmu.de/klimaschutz/down-

loads/doc/47641.php

10 Dabei handelt es sich überwiegend 

um Kiese, Sande und gebrochene 

Natursteine, von denen 2008 ca. 

500 Mio. Tonnen eingesetzt wurden. 

Quelle: BGR

11 Zahlen vom VDZ: http://www.vdze-

ment.de/1300.html

12 Quelle: Stahlfi bel des Stahlinstituts 

VDEh, 2007

13 Eigene Abschätzung mit Zahlen aus 

dem World Copper Factbook 2010 der 

International Copper Study Group, 

www.icsg.org

14 Diese Bau- und Abbruchabfälle hatten 

2008 einen Anteil von 58,2 Prozent 

am gesamten deutschen Abfallauf-

kommen. Den größten Anteil an 

dieser Abfallgruppe hatten mit rund 

111 Millionen Tonnen Bodenaushub, 

Steine und Baggergut. Mineralischer 

Bauschutt umfasste ca. 58 Millionen 

Tonnen. Quelle: www.kreislaufwirt-

schaftbau.de
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In einem an vielen Rohstoffen armen Land wie 
Deutschland sind Gebäude und Infrastruktur 
große potentielle Lager für Sekundär-Rohstoffe. 
Der Gehalt an Eisen und Stahl, Kupfer, Alumi-
nium, Zink und zahlreichen Edelmetallen, die hier 
verbaut sind, erreicht die Dimension weltweiter 
Jahresfördermengen der jeweiligen Rohstoffe. Die 
Bedeutung dieser Lager als Quelle für Rohstoffe 
wird künftig gerade in Deutschland erheblich 
zunehmen. Der Leerstand von Wohnungen wird 
nach Prognosen bis 2050 deutlich ansteigen. Dies 
lässt sich auf die allgemein sinkende Bevölkerungs-
zahl, in Ostdeutschland zudem durch anhaltende 
Migrationsbewegungen nach Westdeutschland 
erklären. Der verstärkte Abriss von Gebäuden ist 
daher zukünftig zu erwarten. In einigen beson-
ders betroffenen Regionen fließt dadurch bereits 
heute eine größere Menge an Baustoffen aus dem 
Wohngebäude-Bestand ab als neu in diesen einge-
bracht wird. Um 2050 dürfte das in weiten Teilen 
Deutschlands der Fall sein. Längerfristig wird der 
Abriss von Gebäuden also bundesweit zur Rohstoff-
quelle. Darauf müssen sich Planungsbehörden und 
Unternehmen einstellen.

Im Gebäudebereich gibt es folglich in Zukunft 
zunehmende Potenziale, primäre Rohstoffe ver-
stärkt substituieren zu können. Das UBA analy-
siert die Ursachen für den aktuell hohen Bedarf 
und entwickelt Konzepte, um einen sparsamen 
und schonenden Umgang mit den Rohstoffen zu 
ermöglichen. Dazu zählen Instrumente für eine 
materialeffizientere Planung von Gebäuden und 
den Einsatz von Bauprodukten aus Sekundärroh-
stoffen. Zudem wird die Erforschung sparsamerer 
Technologien zur Produktherstellung gefördert.

\

Beim Abriss bekommen Schrotthändler 
glänzende Augen

Bauen und Wohnen

häuser als 
rohstofflager
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Die Materialeffizienz steigern

Die Potenziale zur Nutzung von Sekundärrohstoffen beim 
Bauen sind noch längst nicht ausgeschöpft. Untersuchun-
gen zeigen: Bis 2020 ließe sich ein Viertel der für den Bau 
von Wohngebäuden benötigten Mengen an Kies und Sand 
aus Abbruchabfällen gewinnen, bis 2050 mehr als ein Drit-
tel. Um den Baubestand besser als Rohstoffquelle nutzen 
zu können, sollte künftig ein lokales Stoffkataster geführt 
werden, und die Bauherren sollten die stoffliche Zusam-
mensetzung ihrer Gebäude und weitere für den Rückbau 
relevante Informationen spätere Eigentümer oder die spä-
tere Planung von Abriss und Wiederverwertung in Gebäude-
pässen festhalten.

Weiter ist es wichtig, das Wissen über die Struktur des 
„Sekundär-Rohstofflagers“ Baubestand zu erweitern – in 
Form so genannter urbaner Prospektionen. Der Rückbau 
von Gebäuden sollte auf dieser Basis dann selektiv und mit 
konsequenter Aufbereitung der Abfälle erfolgen, um mög-
lichst hochwertiges Recycling-Material für die Verwertung 
im Hoch- und Tiefbau zu erhalten.

Um diese Entwicklung zu unterstützen, empfiehlt es sich, 
einen Mindestanteil Recycling-Material etwa bei der Errich-
tung öffentlicher Gebäude vorzuschreiben. Für Neubauten 
der Kommunen und Bundesländer wegweisend ist hier-
für die Kooperationsvereinbarung, die das Bundesland 
Rheinland-Pfalz im Oktober 2012 unter dem Titel „Bünd-
nis Kreislaufwirtschaft auf dem Bau“ mit dem Städte- und 
Landkreistag, dem Baugewerbe und der Architekten- und 
Ingenieurskammer geschlossen hat.

Das UBA begrüßt Vereinbarungen wie diese und begleitet 
entsprechende Neubauvorhaben. Gerade in den letzten 
Jahren wurden im Rahmen von Pilotprojekten im südwest-
deutschen Raum einige Gebäude mit einem erhöhten Anteil 
an Recyclingbeton errichtet. Der Umweltnutzen konnte 
dabei klar belegt werden. Ob darüber hinaus eine Besteu-
erung des Abbaus von Primärbaustoffen den Einsatz von 
Recycling-Gesteinskörnungen im Hochbau befördert, prüft 
das UBA derzeit.

Eine weitere Möglichkeit, die Umweltbelastung zu verrin-
gern, ist die Entwicklung neuer ressourcenschonender 
Baustoffe, zum Beispiel in der Zementindustrie. Bei der 
Herstellung von einer Tonne herkömmlichen Zementklin-
kers entstehen etwa 900 Kilogramm Kohlendioxid. Diese 
Menge wird zu etwa 80 Prozent durch die Entsäuerung des 
Kalksteins verursacht, der Rest hauptsächlich durch Brenn-
stoff-Einsatz sowie in geringem Umfang durch die Verbren-
nung organischer Bestandteile im Rohmaterial.  

Wird Zementklinker in einem Drehrohrofen bei deutlich 
niedrigerer Prozesstemperatur und mit einem verringer-
ten Kalkanteil hergestellt, kann eine Energie- und CO2-
Einsparung von etwa 50 Prozent erreicht werden. Mit dem 
Produkt „Celitement“ gibt es bereits ein gutes Beispiel für 
einen umweltfreundlicheren Zementklinker-Ersatz.

Wird Zementklinker in einem 
Drehrohrofen bei deutlich nied-
rigerer Prozesstemperatur und 
mit einem verringerten Kalkan-
teil hergestellt, kann eine hohe 
Energie- und CO

2
-Einsparung 

erreicht werden. Sie beträgt etwa

Prozent.
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Der Flächenverbrauch durch neue Baugebiete, 
Straßen und andere Infrastruktur ist weiterhin 
sehr hoch. Im Jahr 2010 wurden trotz Wirtschafts-
krise pro Tag 78 Hektar neu in Siedlungs- und 
Verkehrsflächen umgewandelt. Das Ziel der nati-
onalen Nachhaltigkeitsstrategie, das Wachstum 
der Siedlungs- und Verkehrsflächen bis 2020 auf 
30 Hektar pro Tag zu begrenzen, erfordert somit 
noch massive politische Anstrengungen. Der 
demographische Wandel, der in vielen Regionen 
zu sinkenden Bevölkerungszahlen und damit zu 
ungenutzten Wohngebäuden führt, ändert nur 
wenig daran. Zudem verstärkt die Ausweisung 
neuer Flächen für Gewerbe und Einzelhandel auf 
der „grünen Wiese“ den Leerstand in bestehenden 
Gewerbegebieten und gewachsenen Einkaufszen-
tren.

Aus der Inanspruchnahme von Flächen für Sied-
lungen und Verkehr resultieren vielfältige Umwelt-
probleme. Die Zersiedelung verursacht einen 
wachsenden Material- und Energieverbrauch für 
den Bau, den Betrieb und die Unterhaltung von 
Gebäuden und Infrastrukturen. Dies führt auch zu 
zusätzlichen Abfällen, Lärm- und Schadstoffbelas-
tungen. Außerdem erzeugt Zersiedelung zusätzli-
chen Verkehr.

Zersiedlung, Infrastrukturausbau und die damit 
verbundene Landschaftszerschneidung führen 
auch zum Verlust oder zur Beeinträchtigung von 
naturnahen Freiräumen, die für den Erhalt der 
biologischen Vielfalt und für die Erholung der 
Menschen wichtig sind. Verloren gehen zumeist 
Landwirtschaftsflächen und hierbei oftmals 
fruchtbaren Böden, die damit auch für die land-
wirtschaftliche Produktion entfallen. Ein weite-
res Problem ist die Versiegelung des Bodens. Dies 
beeinträchtigt die Bodenfunktionen, den Was-
serhaushalt und das Mikroklima. Hinzu kommt 
die Denaturierung von Flächen und Böden durch 
den Abbau von Rohstoffen wie Kies und Sand für 
Baustoffe. So werden für die Gewinnung minera-
lischer Rohstoffe derzeit rund 3,9 Hektar pro Tag 
abgebaggert.

Um das 30-Hektar-Ziel zu erreichen, gibt es ein 
ganzes Bündel von Instrumenten. Sinnvoll sind 
unter anderem eine konsequente Orientierung 
der Raumplanung auf den Flächenschutz, eine 
Reform von Grunderwerbs- und Grundsteuer sowie 
die Nutzung von Förderinstrumenten. Das UBA 
erforscht derzeit Kosten und Nutzen der Innen- 
und Außenentwicklung von Siedlungen, die Poten-
ziale für den Wohnungsbau auf Brachflächen in 

Bauen und Wohnen

FLÄCHENVERBRAUCH DURCH SIEDLUNGEN 
UND VERKEHR

Im Jahr 2010 wurden trotz 
Wirtschaftskrise pro Tag 

Hektar
in Siedlungs- und Verkehrs-
flächen umgewandelt.
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Regionen mit wachsenden respektive schrumpfen-
den Bevölkerungszahlen sowie innovative Instru-
mente wie den Handel von Flächenzertifikaten.

Derzeit befindet sich eine Novelle des Baugesetz-
buchs (BauGB) im Gesetzgebungsverfahren. Ziel ist 
es, den Flächenverbrauch zulasten von Naturräu-
men und Landwirtschaftsflächen zu bremsen und 
stattdessen die „Innenentwicklung“ von Städten 
und Gemeinden zu fördern.

Innenentwicklung beschreibt das Ziel, neue 
Gebäude und Nutzungen innerhalb bestehender 
Siedlungsgebiete zu erstellen und zu entwickeln. 
Dafür geeignet sind insbesondere Baulücken in 
älteren Baugebieten und bereits erschlossene Neu-
baugebiete, die aber nur teilweise bebaut sind, 
aber auch Industrie- und Gewerbebrachen oder 
Konversionsflächen – zum Beispiel nicht mehr 
genutzte Post-, Bahn- oder Kasernengelände. Wei-
tere Potenziale für Wiedernutzung und Nachver-
dichtung sind leerstehende Einzelhandels- oder 
Büroimmobilien, ausbaubare Dachgeschosse 
sowie – falls umwelt- und nachbarschaftsverträg-
lich – die Aufstockung bestehender Gebäude oder 
zusätzliche Gebäude auf Grundstücken mit bisher 
geringer Ausnutzung.

Forschungsvorhaben des UBA sowie des Bundesfor-
schungsministeriums (Programm „Refina“) haben 
gezeigt, dass diese Flächenreserven bis zu ein 
Drittel der verfügbaren Bauflächen in Kommunen 
betragen können. Voraussetzung für die Nutzung 
dieser Potenziale ist allerdings, dass die Kommu-
nen diese kennen und die planerischen und orga-

nisatorischen Voraussetzungen schaffen, um sie 
nutzen zu können. Dazu zählen der Aufbau eines 
Flächen- und Immobilien-Informationssystems, 
eine gezielte Ansprache der Eigentümer und die 
Erstellung von Bebauungsplänen für die Innenent-
wicklung. Falls erforderlich sollten auch finanzi-
elle Förderprogramme aufgelegt werden.

Für die Novelle des Baugesetzbuches hat das UBA 
ein Bündel von Vorschlägen zur Förderung der 
Innenentwicklung unterbreitet. Die wichtigsten 
beiden Vorschläge wurden in den Entwurf der 
Bundesregierung übernommen und auch durch 
eine Stellungnahme des Bundesrates unterstützt. 
Damit wird festgelegt, dass die Siedlungsentwick-
lung vorrangig durch Maßnahmen der Innenent-
wicklung erfolgen soll (§ 1 BauGB, Satz 3 neu) und 
die Notwendigkeit der Umwandlung von landwirt-
schaftlich genutzten Flächen oder Wald begrün-
det werden muss (§ 1a BauGB, Satz 4 neu). Dabei 
sollen die Möglichkeiten der Innenentwicklung 
berücksichtigt werden, insbesondere Brachflächen, 
Gebäudeleerstand und Baulücken.

Ein weiterer Ansatzpunkt zur Unterstützung des 
Flächensparens wäre, die unbesiedelte Fläche als 
„Schutzgut“ im Instrumentarium der Umweltver-
träglichkeitsprüfungen zu verankern. Dies würde 
bedeuten, dass die Inanspruchnahme von Flächen 
bei allen Plänen und Programmen, für die eine 
Strategische Umweltprüfung (SUP) durchzufüh-
ren ist, sowie für alle Projekte, die einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVP) unterliegen, genau 
ermittelt und dargestellt werden muss. Existie-
ren vor Ort spezifische Ziele zum Flächensparen, 

\

Lebenswerte Innenstädte: Der Schlüssel für Ressourcenschonung und Flächensparen
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Der Handel mit Flächenzertifikaten

Ein innovatives Instrument zum Flächensparen wäre ein 
in Analogie zum EU-Emissionshandel konzipierter Handel 
mit Flächenzertifikaten. Der Ansatz dabei ist, dass jede 
Kommune immer dann solche Zertifikate benötigt, wenn sie 
neue Fläche im Außenraum in Anspruch nehmen will, nicht 
aber, wenn sie Innenentwicklung betreibt.

Die Kommunen erhalten dabei nach einem bestimmten 
Einwohnerschlüssel kostenlos so viele Zertifikate zuge-
teilt, dass bundesweit das 30-Hektar-Ziel eingehalten wird. 
Benötigt eine Kommune ihre Zertifikate nicht, kann sie sie 
an andere Kommunen verkaufen, die mehr Zertifikate benö-
tigen, als sie zugeteilt bekommen haben. 

Das Ergebnis: Die Siedlungsentwicklung findet dort statt, 
wo der Nutzen besonders hoch ist, während Kommunen, 
die ihre Zertifikate verkaufen, die Erlöse daraus verwenden 
können, um zum Beispiel das Recycling von Brachflächen, 
die energetische Sanierung von öffentlichen Gebäuden 
oder Investitionen in erneuerbare Energien zu finanzieren.

Im Herbst 2012 hat das UBA ein realitätsnahes Planspiel 
gestartet, in dem ausgewählte Kommunen den „Flächen-
handel“ erproben. Hintergrund ist eine entsprechende 
Vereinbarung im Koalitionsvertrag von Oktober 2009. 
Im Rahmen des Forschungs- und Entwicklungsvorhabens 
FORUM wurde daraufhin in Zusammenarbeit mit Planungs-
wissenschaftlern, Ökonomen sowie Vertreten von Kommu-
nen, Regionen und Bundesländern ein Konzept erarbeitet, 
um einen Modellversuch mit vertretbarem Aufwand für die 
freiwillig teilnehmenden Kommunen und so praxisnah wie 
möglich durchführen zu können:

Die Kommunen werden im Rahmen des realitätsnahen 
Planspieles bei den notwendigen Bestandsaufnahmen 
unterstützt, also bei der Ermittlung der Potenziale für die 
Innenentwicklung sowie bei der vergleichenden Kosten-
Nutzen-Analyse von Innen- und Außenentwicklung. Um das 
Projekt zusätzlich zu unterstützen, wird ab 2013 im kommu-
nalen Förderprogramm der Klimaschutzinitiative des Bun-
desumweltministeriums ein neuer Baustein „klimagerech-
tes Flächenmanagement“ eingerichtet. Zudem erweitert 
sich der förderfähige Aufgabenbereich des „Klimaschutz-
managers“ um das Flächenmanagement.

würde die Umweltprüfung auch zeigen, ob diese 
eingehalten werden.

Der aktuelle Entwurf der EU-Kommission zur 
Novellierung der Richtlinie zur  Umweltverträg-
lichkeitsprüfung erweitert die Liste der Schutz-
güter um die Begriffe „biologische Vielfalt“ und 
„natürliche Ressourcen“. Außerdem ist vorgesehen, 
neben das bisherige Schutzgut „Boden“ (englisch: 

„soil“) künftig das Schutzgut „Fläche“ („land“, im 
Sinne von „unbesiedelte Fläche“, „Freiraum“) treten 
zu lassen. Die Begründung der EU-Kommission ist, 
dass der Flächenverbrauch für Siedlungen zulas-
ten des Freiraums („land take“) sowohl das Ziel des 
Bodenschutzes und der biologischen Vielfalt als 
auch die Ziele der Ressourcenschonung und Res-
sourceneffizienz gefährdet.
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Der Bereich Bauen und Wohnen verdient auch 
unter dem Blickwinkel Gesundheit eine große 
Beachtung. Das Baurecht bestimmt, dass ein Bau-
werk so geplant und ausgeführt werden muss, 
„dass es während seines gesamten Lebenszyk-
lus weder die Hygiene noch die Gesundheit und 
Sicherheit von Arbeitnehmern, Bewohnern oder 
Anwohnern gefährdet“ [15]. Das Ziel ist also, alle 
Risiken zu minimieren, die etwa für Mitarbei-
ter bei der Produktion von Baustoffen oder beim 
Hausbau und -abriss existieren oder beim Wohnen 
und Arbeiten in den Gebäuden entstehen können.
Bei der Produktion von Baumaterialien wie 
Steine, Zement oder Stahl stehen aus der Sicht 
des Umwelt- und Gesundheitsschutzes Emissionen 
von Staub, Abwässern, Kohlendioxid und ande-
ren Gasen im Vordergrund. Ein großer Anteil der 
Emissionen stammt hier aus dem Einsatz fossiler 
Brennstoffe. Während der Nutzungsphase eines 
Gebäudes können unter anderem organische Ver-
bindungen (VOC und SVOC), die aus Bauproduk-
ten, Einrichtungsgegenständen und anderen im 
Innenraum verwendeten Materialien ausgasen, 
in die Raumluft gelangen. Da die Deutschen sich 
rund 80 Prozent des Tages in Innenräumen aufhal-
ten, können diese Emissionen nicht nur zu unzu-
mutbaren Geruchsbelästigungen, sondern auch zu 
Gesundheitsrisiken führen. 

Es gibt eine Reihe weiterer problematischer Stoffe 
– darunter Feinstaub, der zum Beispiel in Klein-
feuerungsanlagen oder bei bestimmten Heim-
werker-Arbeiten entsteht, außerdem besonders 
besorgniserregende Weichmacher in PVC-Belägen, 
umweltschädliche Flammschutzmittel in Hart-
schaumdämmstoffen, Biozide in Fassaden-Baustof-

fen und Dachbahnen oder organische Schadstoffe 
und Schwermetalle in Kunstrasen auf der Basis 
von Altreifengranulat. Schadstoffbelastete Baupro-
dukte stellen über den gesamten Lebenszyklus ein 
Risiko für Umwelt und Gesundheit dar. Es kommt 
also darauf an, die Schadstoffgehalte und -emissio-
nen „von der Wiege bis zur Bahre“ zu minimieren. 
Die Europäische Union setzt dafür auf ordnungs-
rechtliche Maßnahmen und schreibt technische 
Mindeststandards vor, etwa in der Industrieemissi-
onsrichtlinie (IED) und der REACH-Verordnung.

Um gesundheitsschädliche VOC- und SVOC- Emis-
sionen aus Bauprodukten zu minimieren, hat in 
Deutschland der Ausschuss zur gesundheitlichen 
Bewertung von Bauprodukten (AgBB) bereits im 
Jahr 2000 Anforderungen definiert. Der AgBB, des-
sen Geschäftsstelle im Umweltbundesamt ange-
siedelt ist, entwickelte ein Bewertungsschema für 
VOC-Emissionen aus innenraumrelevanten Bau-
produkten. Das Deutsche Institut für Bautechnik 
(DIBt) hat dieses 2005 in seine Zulassungsgrund-
sätze integriert. Alle Arten von Bodenbelägen, Par-
kettlacken und Bodenbelags-Klebstoffen müssen 
mittlerweile ihre Eignung für Aufenthaltsräume 
beim DIBt nachweisen. Weitere Produktgruppen 
sollen folgen, künftig voraussichtlich direkt integ-
riert in der europäischen Bauproduktnormung.

Darüber hinaus sind weitere Instrumente nötig, 
um auf der Nachfrageseite Transparenz zu schaf-
fen und etwa für die Käufer und Verarbeiter von 
Baustoffen Informationen zur Verfügung zu stel-
len – wie etwa durch den „Blauen Engel“ oder die 
freiwilligen Umweltproduktdeklarationen für Bau-
produkte („Environmental Product Declarations“).

Bauen und Wohnen

Gebäude und Gesundheit
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15	 Verordnung (EU) Nr. 305/2011 zur 

Festlegung harmonisierter Bedingun-

gen für die Vermarktung von Baupro-

dukten vom 9. März 2011

Eine Möglichkeit zur Verbesserung der Verfügbar-
keit von Informationen über die Umweltmerkmale 
von Bauprodukten bringt auch eine neue EU-Ver-
ordnung, die ab Juli 2013 in der Europäischen 
Union gilt. Sie harmonisiert die Bedingungen für 
die Vermarktung von Bauprodukten in der EU (EU-
BauPVO) und soll unionsweit den Warenaustausch 
fördern. Die Verordnung greift einige Empfehlun-
gen auf, die das Netzwerk der nationalen Umwel-
tagenturen Europas („EPA-Network“) vorgelegt 
hat. Niederschlag finden diese besonders in zwei 
„Grundanforderungen“ an Bauwerke mit den 
Titeln „Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz“ 
sowie „Nachhaltige Nutzung der natürlichen 
Ressourcen”. Sie definieren Belange des Allge-
meinwohls, für die die EU-Staaten Bestimmungen 
erlassen dürfen und die beim Warenverkehr zu 
beachten sind. 

Erfolgreich war das Netzwerk auch mit anderen 
Vorschlägen, die vom Europäischen Parlament 
und vom Rat der EU in die Verordnung übernom-
men wurden. Dazu zählt, dass Nutzer im Rahmen 
der CE- Kennzeichnung eines Bauprodukts über 
besonders besorgniserregende Stoffe informiert 
werden müssen, wenn diese darin mit mehr als 
0,1 Prozent enthalten sind.

Ob künftig tatsächlich nur unbedenkliche Bau-
produkte vermarktet werden, hängt von der Aus-
gestaltung und Umsetzung der Verordnung ab. 
Die Europäische Kommission hat die Möglich-
keit, sie bei Bedarf durch sogenannte delegierte 
Rechtsakte ergänzen. Sie kann damit zum Beispiel 
die wesentlichen Merkmale eines Bauproduktes 
festlegen, die der Hersteller in einer „Leistungs-

erklärung“ als Voraussetzung für die CE-Kenn-
zeichnung zu deklarieren hat. Zudem hätte die 
Kommission die Handhabe, Schwellenwerte oder 
Leistungsklassen für Schadstoffemissionen oder 
-gehalte festzulegen.

Um sicherzustellen, dass alle Verwender von Bau-
produkten in der EU Zugang zu Informationen 
über gefährliche Stoffe aus Bauprodukten bekom-
men, ist es notwendig, dass die Kommission die 
neuen Möglichkeiten auch tatsächlich nutzt. Legt 
sie nämlich keine „wesentlichen Merkmale“ für 
gefährliche Stoffe fest, die EU-weit zu deklarie-
ren sind, gelten für die Leistungserklärungen 
die Vorgaben des EU-Mitgliedstaats, in dem das 
Bauprodukt verkauft wird. Dies ist aus der Sicht 
des Umwelt- und Gesundheitsschutzes unzuläng-
lich, da bisher nur wenige Länder zu umwelt- und 
gesundheitsrelevanten Aspekten Informationen 
fordern oder Anforderungen stellen.

Daher ist sehr positiv zu werten, dass die neue EU-
Verordnung zumindest eine einheitliche Infor-
mation über besonders besorgniserregende Stoffe 
in Bauprodukten vorschreibt. Bis zum 25. April 
2014 ist die Kommission verpflichtet zu prüfen, ob 
die vorerst nur für besonders besorgniserregende 
Stoffe verpflichtende Stoffdeklaration erweitert 
werden soll. Das UBA hält es für wichtig, die Infor-
mationspflichten aus der EU-Umweltgesetzgebung 
in der Leistungserklärung für Bauprodukte umzu-
setzen – insbesondere dort, wo bereits europaweit 
harmonisierte Anforderungen bestehen.

Bauen und Wohnen

INFORMATION ÜBER SCHADSTOFFE
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Bauprodukte unterliegen grundsätzlich auch dem 
Chemikalienrecht. Es schließt den Einsatz proble-
matischer Stoffe entweder ganz aus oder knüpft 
ihn an Bedingungen. Wichtigstes Regelwerk dabei 
ist die genannte REACH-Verordnung. Sie fordert 
von den Chemikalienherstellern, nach und nach 
alle der in Europa verwendeten Stoffe zu registrie-
ren – das heißt, ihre ökotoxikologischen Eigen-
schaften zu untersuchen und zu beschreiben, wie 
und wo die Materialien jeweils risikofrei verwen-
det werden können. 

Besonders besorgniserregende Stoffe (SVHC – Sub-
stances of Very High Concern) können einer allge-
meinen Zulassungspflicht für alle Verwendungen 
unterworfen oder für bestimmt Verwendungen 
ganz beschränkt werden. Die Verbraucher haben 
zudem ein Recht auf Auskunft vom Hersteller, 
wenn ein Produkt mehr als 0,1 Prozent eines SVHC 
enthält. Sie können eine entspreche Anfrage an 
den Hersteller stellen [16].

Zusätzlich für Bauprodukte relevant ist die „Ver-
ordnung über persistente organische Schadstoffe“; 
sie regelt ebenfalls Verbote bestimmter Chemika-
lien.

BESSER WOHNEN MIT SCHALLSCHUTZ

Ein weiterer wichtiger Umweltfaktor, der die 
Wohnqualität beeinträchtigen kann, ist der Lärm. 
Hauptquelle ist der Verkehr, besonders in Ballungs-
räumen. Ein angemessener Schallschutz spielt 
neben der Minimierung der Schadstoffbelastung 
eine große Rolle für die dauerhafte Erhaltung der 
Gesundheit der Menschen. Grundsätzlich sollten 
Möglichkeiten, den Lärm an der Quelle zu redu-
zieren, Vorrang haben. Wo es trotzdem laut bleibt, 
empfiehlt es sich, baulichen Schallschutz zu betrei-
ben. Das UBA empfiehlt, bei einer anstehenden 
Gebäudesanierung neue Fenster zu wählen, die 
nicht nur eine guten Wärmeschutz gewährleisten, 
sondern auch den Schall deutlich mindern. Die 
Zusatzkosten sind bei einem ohnehin anstehenden 
Fenster-Austausch vergleichsweise gering.

„REACH“ GILT AUCH FÜR BAUPRODUKTE
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4

Richtig Lüften: 
Am Besten zwei Mal täglich 
die Fenster bis zu 30 Minuten 
ganz öffnen. Im Winter bei 
runter geregelter Heizung 
und entsprechend kürzer

Die meisten Menschen in Mitteleuropa halten sich den 
überwiegenden Teil des Tages in geschlossenen Räumen 
auf – die meiste Zeit davon in der eigenen Wohnung oder 
am Arbeitsplatz. Für Wohlbefinden und Gesundheit ist es 
daher wichtig, dass die Luft in Innenräumen möglichst nicht 
oder nur gering mit Schadstoffen belastet ist. In früheren 
Jahrzehnten bestimmten gefährliche Chemikalien wie Holz-
schutzmittel, Pentachlorphenol (PCP) und Formaldehyd und 
Asbest die Debatte. Diese spielen heute dank staatlicher 
Regelungen und Verbote praktisch keine Rolle mehr – mit 
Ausnahme der Belastung durch Formaldehyd. Diese Chemi-
kalie verursacht weiterhin gewisse Probleme, weil im Sinne 
eines ressourcenschonenden Bauens inzwischen vermehrt 
Holz und Holzwerkstoffe eingesetzt werden. Letztere kön-
nen mit formaldehydhaltigen Klebern verleimt sein. 

Am problematischsten für die Innenraumluft sind aktuell 
Stoffe wie die flüchtigen organischen Verbindungen (eng-
lisch: Volatile Organic Compounds, VOC) und die schwer-
flüchtigen organischen Verbindungen (englisch: Semivo-
latile Organic Compounds, SVOC). VOC entweichen aus 
Lösemitteln, die Farben, Lacken, Klebstoffen, Kosmetika 
und Reinigungsmitteln beigemischt sind, oder werden aus 
Bauprodukten in die Raumluft abgegeben. Quellen für SVOC 
sind ebenfalls Bauprodukte, aber auch Haushaltsgegen-
stände, zum Beispiel Kunststoffbehälter, die mit Weich-
machern ausgerüstet sind, und elektronische Geräte, die 
Flammschutzmittel enthalten.

Bei der Verbrennung von Holz in Kaminöfen oder beim 
Gebrauch rußender Kerzen entstehen neben den SVOC die 
ebenfalls gesundheitsbedenklichen polyzyklischen aroma-
tischen Kohlenwasserstoffe (PAK), zudem Staub und Ruß. 
Beim Staub sind vor allem die besonders kleinen Staubpar-
tikel, die so genannten Ultrafeinstäube, problematisch, da 
sie eingeatmet werden und sich dann im gesamten Organis-
mus verteilen können. Es gibt viele Staubquellen; auch ein-

fache Haushaltsgeräte wie Toaster und Backöfen emittieren 
beim Betrieb feine Staubpartikel. Das UBA untersucht der-
zeit in einem Forschungsprojekt, wie sich solche Stäube aus 
Innenraumquellen chemisch und physikalisch zusammen-
setzen und wie sie auf die Gesundheit wirken.

VOC und SVOC gelangen vor allem nach Sanierungs- und 
Renovierungsarbeiten in die Raumluft. Besonders pro-
blematisch ist das, wenn die Gebäude gleichzeitig sehr 
luftdicht sind und zu wenig gelüftet wird. Das energiespa-
rende Bauen, bei dem auf geringe Wärmverluste durch 
dichte Fenster und Türen geachtet wird, kann hier Probleme 
erzeugen. Das spricht jedoch nicht gegen diese Bauweise. 
Vielmehr muss auf einen ausreichenden Luftaustausch 
geachtet werden, damit sich CO2 oder chemische Stoffe 
nicht in ungewünschten Konzentrationen in der Innenraum-
luft anreichern oder es zur Schimmelbildung kommt. Soweit 
dies nicht über ordentlich gewartete Lüftungsanlagen 
sichergestellt ist, müssen die Bewohner ihr Lüftungsver-
halten anpassen (regelmäßig Stoß-Lüften). Einen wichtigen 
Beitrag für gesunde Innenraumluft leisten emissions- und 
geruchsarme Baumaterialien und Bauprodukte, Farben oder 
Kleber etc. und Einrichtungsgegenstände.

Die Zulassung von Baumaterialien erfolgt in Deutschland 
durch das Deutsche Institut für Bautechnik in Berlin. Seit 
2005 müssen die Produkte dabei auch im Hinblick auf gas-
förmige Emissionen Gesundheitskriterien erfüllen. Bisher 
ist dies allerdings noch nicht für alle Produktarten konse-
quent umgesetzt. Die Vorgaben zur Prüfung und Begren-
zung der Emissionen erlässt der Ausschuss zur gesund-
heitlichen Bewertung von Bauprodukten (AgBB), dessen 
Geschäftsstelle im UBA angesiedelt ist. Inzwischen ist eine 
Reihe von emissionsarmen Bauprodukten auch mit dem 
Umweltzeichen „Blauer Engel“ gekennzeichnet. Der Ver-
braucher kann darauf vertrauen, dass diese höchste Anfor-
derungen erfüllen.

16	 BBK, THW, DWD, UBA: Auswertung 

regionaler Klimaprojektionen für 

Deutschland hinsichtlich der Ände-

rung des Extremverhaltens von Tem-

peratur, Niederschlag und Windge-

schwindigkeit, Offenbach 2012

Was für gute Luft in Innenräumen zu tun ist
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Der Blaue Engel für Wärmedämm-
Verbundsysteme

Wärmedämm-Verbundsysteme (WDVS) werden zur Däm-
mung von Gebäudefassaden eingesetzt. Sie bestehen 
aus mindestens vier Schichten: einer Kleberschicht oder 
mechanischen Befestigung mit Schienen oder Dübeln, 
einer Dämmschicht, einer Armierungsschicht aus Putz und 
Gewebe sowie einer Oberputzschicht.

Mit dem Blauen Engel ausgezeichnete Systeme müssen 
bei der Herstellung der eingesetzten Materialien, in der 
Nutzungsphase und bei der Entsorgung der Reststoffe 
möglichst geringe Emissionen aufweisen. Die Benutzung 
von Bioziden gegen Algenbewuchs beispielsweise ist nicht 
zulässig. Um den komplexen Anforderungen gerecht zu 
werden, genügt es dabei nicht, nur die Inhaltsstoffe der 
Dämmsysteme zu überprüfen (Rezepturprüfung). Aus stoff-
licher Sicht geeignete Bauprodukte können nämlich in einer 
ungeeigneten Konstruktion verwendet werden, handwerk-
lich unsachgemäß eingebaut oder beim Einbau beschädigt 
worden sein. Die Folge ist dann, dass die erwünschten 
Umweltziele – Energieeinsparung und Klimaschutz – nicht 
erreicht werden.

Das Umweltzeichen „Blauer Engel“ definiert daher Mindest-
anforderungen für Qualitätssicherung und normgerechte 
Ausführung der Arbeiten, Haltbarkeit und Dauerhaftigkeit, 
optische Eigenschaften sowie Informationsbereitstellung.

UBA geht mit gutem Beispiel voran

Das UBA treibt 2013 vier eigene Bauprojekte voran, die als 
Modelle zur Einsparung von CO2-Emissionen und zum effi-
zienten Umgang mit Ressourcen dienen sollen. Geplant ist, 
dass alle vier das Gütesiegel in „Gold“ nach dem „Bewer-
tungssystem für Nachhaltiges Bauen“ für Bundesgebäude 
(BNB) erreichen.

5	Am UBA-Standort Berlin-Marienfelde wird ein neues 
Bürogebäude („Haus 2019“) für rund 30 Beschäftigte 
errichtet. Es handelt sich um einen Holzbau aus einheimi-
schen Rohstoffen, der als eines der ersten Gebäude des 
Bundes eine ausgeglichene Energiebilanz aufweisen wird. 
Gewonnen wird die Energie für Strom über eine Photovol-
taikanlage auf dem Dach. Der erzeugte Strom dient auch 
zum Heizen mittels einer Wärmepumpe, die dem Grund-
wasser Wärme entzieht.

5	Seinen Erweiterungsbau in Dessau führt das UBA als 
Nullenergiehaus und unter dem Gesichtspunkt nachhalti-
gen Bauens aus. Hier werden regenerative Quellen sogar 
mehr Energie liefern, als das Haus insgesamt verbraucht.

5	Bei der Sanierung des Berliner UBA-Dienstgebäudes 
am Grunewald liegt ein Schwerpunkt in der bedarfsge-
rechten Klimatisierung und Steuerung der Labore über 
eine besonders energieeffiziente Anlagentechnik. Das 
Gebäude wird den Neubaustandard der novellierten 
Energieeinsparverordnung (EnEV 2009) einhalten. Das zu 
erreichen ist eine besondere Herausforderung, da seine 
Außenfassade unter Denkmalschutz steht.

5	Das neue Gebäude für die UBA-Luftmessstelle auf dem 
Schauinsland im Schwarzwald wird als Nullenergiehaus 
ausgeführt. Die für den Mess- und Anlagenbetrieb nötige 
Energie soll komplett vor Ort erzeugt werden.
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Rohstoffe. (Davon 2 Tonnen Kupfer, 
3 Tonnen Aluminium, 40 Tonnen Stahl, 
105 Tonnen Erdöl, 235 Tonnen Kohle, 
540 Tonnen Steine, Kies und Sand).

Jeder Deutsche verbraucht im Durch-
schnitt im Laufe seines Lebens

Quelle: BGR
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„Jeder zweite Mensch in 
Deutschland fühlt sich durch 
Lärm gestört oder belästigt. 
Aber Lärm stört nicht nur, 
er kann auch krank machen. 
Wir arbeiten an Lösungen, 
damit die Lebensqualität der 
Menschen steigt.“

Uwe Brendle
Leiter Abteilung „Verkehr, Lärm“
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Laubbläser in Aktion, Vollgas an der Ampel, Triebwerke 
unter Volllast – Lärm ist inzwischen ein nahezu flächen-
deckendes Umweltproblem geworden. Wohlbefinden und 
Gesundheit der betroffenen Menschen leiden darunter. So 
ist Lärm als Faktor für den Anstieg der Herz-Kreislauf-Krank-
heiten identifiziert worden. Hauptgrund für die Lärmzu-
nahme ist das gestiegene Verkehrsaufkommen. Doch hier 
gibt es eine ganze Reihe von Möglichkeiten, die Belastung 
zu senken – von lärmarmen Autoreifen über Flüsterbremsen 
für Güterzüge bis zu Strategien zur Verkehrsvermeidung. 
Besonders wichtig ist es, die Öffentlichkeit bei der Lärmbe-
kämpfung möglichst breit zu beteiligen.

Laubbläser und 
Triebwerke
Der Kampf gegen den Lärm muss die Menschen einbeziehen
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Viele Menschen sind hohen Lärmbelastungen aus-
gesetzt, die ihre Gesundheit beeinträchtigen und 
die Lebensqualität mindern. Lärm ist heutzutage 
praktisch überall und rund um die Uhr vorhanden 
– in der Stadt und auf dem Land, am Tag und in 
der Nacht. Bedingt durch große Infrastrukturpro-
jekte wie Flughafen-Neu- oder -Ausbau rückt Lärm 
in den Fokus von Politik, Wissenschaft und Öffent-
lichkeit. 

Lärm ist nicht gleich Lärm. Verschiedene Faktoren 
spielen bei der Bewertung eine Rolle, die unabhän-
gig vom Schallpegel sind. Hat man zum Beispiel 
selbst an einer Feier mitgewirkt? Oder hat der 
Nachbar eine Feier ohne vorherige Ankündigung 
durchgeführt? Genauso relevant ist es, ob man 
gegenüber dem Nachbarn positiv oder negativ ein-
gestellt ist. Es sind also beim Lärm nicht nur physi-
kalische Vorgänge von Bedeutung. Es spielen auch 
Emotionen, Einstellungen und persönliche Disposi-
tionen sowie die mit den Geräuschen verbundenen 
Informationen eine sehr wichtige Rolle. Dies wird 
in der unterschiedlichen Bedeutung der Begriffe 
„Schall“ und „Lärm“ deutlich.

Während Schall die rein physikalisch-akustische 
Komponente beschreibt, ist Lärm das Ergebnis 
einer kognitiven Auseinandersetzung mit Geräu-
schen. Jedes Geräusch, das zu Störungen, Belästi-
gungen, Beeinträchtigungen oder Schäden führen 
kann, wird als Lärm bezeichnet. Dazu zählt unter 
Umständen auch erwünschter Schall – zum Bei-
spiel laute Musik, denn auch sie kann körperliche 
Schäden hervorrufen.

Lärm ist gewissermaßen ein „Umweltschadstoff“, 
der im Gegensatz zu anderen Schadstoffen zwar 
nur lokal wirkt, aber aufgrund der vielen lärmbe-
troffenen Gebiete in Deutschland nahezu flächen-
deckend auftritt. Ein wesentlicher Grund hierfür 
ist das gestiegene Verkehrsaufkommen. Zudem hat 
die Zahl der Lärmquellen zugenommen; Beispiele 
dafür sind Laubbläser oder Großveranstaltungen. 
Auch sind viele Menschen gegenüber negativen 
Umwelteinwirkungen generell und insbesondere 
im Hinblick auf Lärm deutlich sensibler gewor-
den. Schon geringe Lärmpegel können zu heftigen  
Reaktionen führen, wenn bekannt ist, dass sie ver-
meidbar sind.

Laubbläser und 
Triebwerke

Lärm ist ein „Umweltschadstoff“, 
der zwar nur lokal wirkt, aufgrund 
der vielen lärmbetroffenen Gebiete 
in Deutschland aber nahezu 
flächendeckend auftritt.

130218_Lärm_RZ.indd   47 19.02.13   15:08



48

Die Belästigungssituation in Deutschland kann 
anhand der regelmäßig durchgeführten, repräsen-
tativen Umfragen des Umweltbundesamtes beur-
teilt werden. Nach der Untersuchung aus dem Jahr 
2012 fühlen sich rund 54 Prozent der Befragten in 
ihrem Wohnumfeld durch Straßenverkehr gestört 
oder belästigt. An zweiter Stelle der verkehrsbe-
dingten Lärmbelästigungen steht der Schienenver-
kehr: Bundesweit fühlt sich fast jeder Dritte durch 
Schienenverkehr beeinträchtigt. Der Fluglärm 
stört etwas mehr als ein Fünftel der Bevölkerung. 
Der Umfrage zufolge zählen aber auch Geräusche 
der Nachbarn zu den bedeutenden Ursachen der 
Lärmbelästigung. So fühlten sich dadurch knapp 
42 Prozent der Bürgerinnen und Bürger beein-
trächtigt (siehe Abbildung 1).

Lärm beeinträchtigt nicht nur das subjektive 
Wohlempfi nden und die Lebensqualität, sondern 
auch den Schlaf. Dies äußert sich in einer verän-
derten Schlafstruktur, vermehrten Aufwachreak-
tionen sowie einer stärkeren Ausscheidung von 
Stresshormonen und erhöhten Risikofaktoren für 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen. So hat beispielsweise 
eine große europäische Studie statistisch gesi-
cherte Zusammenhänge zwischen der Belastung 

durch Straßenverkehrslärm und nächtlichen Flug-
lärm einerseits und Bluthochdruck andererseits 
gezeigt. Personen, die verstärkt von Lärm betrof-
fen sind, weisen häufi ger höhere Blutdruckwerte 
auf als Menschen in ruhigeren Wohngebieten. Die 
besondere Bedeutung des Nachtfl uglärms zeigte 
sich auch bei einer in der Umgebung des Flugha-
fens Köln/Bonn durchgeführten Studie. Dort wur-
den höhere Medikamentenverschreibungen bei 
Personen nachgewiesen, die nächtlichem Fluglärm 
ausgesetzt sind.

Eine weitere Auswertung der Daten hinsichtlich 
des Risikos für Herz-Kreislauf-Krankheiten und 
psychische Erkrankungen zeigte einen Anstieg des 
Erkrankungsrisikos schon bei niedrigen nächtli-
chen Dauerschallpegeln von 40 Dezibel (dB(A)). 
In einer umfangreichen Schweizer Untersuchung 
wurde ein Anstieg des Herzinfarktrisikos mit 
zunehmender Fluglärmbelastung gefunden. Die 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) hat mit ihren 
„Night Noise Guidelines for Europe“ denn auch 
empfohlen, dass die nächtliche Lärmbelastung 
einen Mittelungspegel von 40 dB(A) nicht über-
schreiten sollte, um nachteilige Gesundheitseffekte 
zu vermeiden. Der Zusammenhang zwischen Lärm 

Lärm

Lärm GeHT niCHT nur auf die nerven

Abbildung 1
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90 % davon entfallen auf den Straßen-
verkehr.

Die Europäische Kommission schätzt 
die durch den Verkehrslärm in der EU 
verursachten Kosten auf rund
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und Herz-Kreislauf-Erkrankungen einschließlich 
Herzinfarkt ist durch diese und weitere Ergebnisse 
der Lärmwirkungsforschung belegt. Die Frage ist 
also nicht mehr, ob Lärm krank macht, sondern in 
welchem Ausmaß.

Darüber hinaus beeinträchtigt Lärm aber auch 
die Sprachentwicklung und mentale Leistungsfä-
higkeit von Kindern. Dies belegt eine Studie, die 
in drei EU-Ländern durchgeführt wurde. Darin 
wurden die Auswirkungen des Verkehrslärms auf 
die kognitiven Leistungen und die Gesundheit von 
Kindern untersucht. Die Ergebnisse zeigen, dass 
Fluglärm die Lesefähigkeit und Gedächtnisleistung 
bei Kindern beeinträchtigen kann.

Die weitreichenden gesundheitlichen Konsequen-
zen des Lärms haben das WHO-Regionalbüro für 
Europa veranlasst, ein Konzept über die Folgen der 
unterschiedlichen Lärmwirkungen zu entwickeln. 
Dieses Konzept wurde 2011 in dem Dokument 
„Burden of Disease from Environmental Noise“ ver-
öffentlicht. 

Für Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Schlafstörungen, 
Belästigung, Leistungsminderung bei Kindern und 
Tinnitus (Ohrgeräusche) wurden Dosis-Wirkungs-
Beziehungen ermittelt. Anhand der Verteilung der 
Bevölkerung über die unterschiedlichen Lärm-
kategorien wurde für verschiedene Lärmquellen 
die lärmbedingte Krankheitslast in der Bevölke-
rung berechnet. Dies wird in so genannten DALYs 
(„disability adjusted life years“) ausgedrückt. Dabei 

Abbildung 2

maXimaLe sCHaLLdruCkpeGeL in db(a)
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werden die Krankheitshäufi gkeiten mit Gewich-
tungsfaktoren versehen, die sowohl den Schwe-
regrad als auch die Dauer der Beeinträchtigung 
berücksichtigen. Mit diesem Konzept hat die WHO 
errechnet, dass in Westeuropa jährlich 61.000 
„gesunde“ Lebensjahre durch verkehrslärmbe-
dingte Herz-Kreislauf-Krankheiten verloren gehen. 
Bezieht man Schlafstörungen und Belästigungsre-
aktionen mit ein, so sind es sogar über eine Mil-
lion Lebensjahre. 

Nicht zuletzt sollte der Kostenaspekt berücksich-
tigt werden. Lärm verursacht erhebliche fi nanzi-
elle Schäden – etwa durch Gesundheitsaufwen-
dungen. Die Europäische Kommission schätzt 
die durch den Verkehrslärm in der EU verursach-
ten Kosten auf rund 40 Milliarden Euro pro Jahr, 
wobei 90 Prozent davon auf den Straßenverkehr 
entfallen. 

mögliche folgen einzelner dauerschallpegel

30 dB(A) 
(ein-)Schlafstörungen

45 dB(A) in der nacht
risiko für herz und kreislauf

50 dB(A)
Lern- und konzentrationstörungen

55 dB(A) am tag
risiko für herz und kreislauf
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Ein wesentliches Element europäischer Lärmschutz-
politik ist die Festlegung harmonisierter – also 
europaweit einheitlicher – Grenzwerte für Fahr-
zeuge, Haushaltsgeräte und andere Lärm erzeu-
gende Produkte. Bei Fahrzeugen kommt in der 
Regel die so genannte Typ-Genehmigung zur 
Anwendung, bei anderen Produkten eine entspre-
chende Konformitätsbewertung. Will ein Hersteller 
ein neues Produkt auf den Markt bringen, muss er 
zunächst mit einem Prototyp die Einhaltung des 
Geräuschgrenzwertes darlegen. Später hat er durch 
regelmäßige Kontrollmessungen an Stichproben 
sicher zu stellen, dass auch die Produkte aus der 
Serienproduktion den Geräuschgrenzwert einhal-
ten. Im Rahmen der Marktüberwachung in der Pra-
xis zeigen sich jedoch gerade hier Probleme.

Harmonisierte Geräuschgrenzwerte für Pkw, Lkw 
und Busse gibt es seit 1970. Sie wurden mehrfach 
verschärft, die aktuellen Werte stammen aus dem 
Jahr 1996. Messungen haben jedoch gezeigt, dass 
die deutliche Senkung der Grenzwerte nur zu 
einer geringen Lärmentlastung der Bevölkerung 
geführt hat. Eine wesentliche Ursache für diese 
Diskrepanz ist darin zu sehen, dass das Messver-
fahren für die Geräuschtyp-Prüfung die Betriebs-
zustände im realen Verkehr nur unzureichend 
abbildet. Die Fahrzeuge sind also nur bei der 
Typprüfung deutlich leiser geworden, im realen 
Straßenverkehr dagegen nur geringfügig. Aus die-
sem Grund hat die UN-Wirtschaftskommission für 
Europa (UNECE) ein neues Messverfahren entwi-
ckelt, auf dessen Grundlage die EU voraussichtlich 
noch 2013 neue Geräuschgrenzwerte einführen 

wird. Nach aktuellen Berechnungen des Umwelt-
bundesamtes werden die jetzt diskutierten Grenz-
wertvorschläge unter Einbeziehung des zu erwar-
tenden Verkehrswachstums nur eine Entlastung 
von etwa einem Dezibel bringen. Für eine größere 
und schnellere Entlastung müssten insbesondere 
die Grenzwerte für Reifen weiter verschärft wer-
den.

Auch für Motorräder novelliert die EU derzeit 
das Prüfverfahren und die Geräuschgrenzwerte. 
Die neue Vorschrift enthält einige wesentliche 
Verbesserungen für den Lärmschutz, auch wenn 
die Grenzwerte selbst weitgehend unverändert 
bleiben. So erschwert die Novelle Manipulatio-
nen an Ersatzschalldämpfern und erleichtert die 
Überprüfung des Fahrgeräusches im Rahmen von 
Verkehrskontrollen. Mit einer Verabschiedung der 
neuen EU-Verordnung ist noch 2013 zu rechnen. 

Mit der europäischen Reifenrichtlinie 2001/43/EG 
wurden im Jahr 2001 erstmals Grenzwerte für 
das Rollgeräusch von Reifen eingeführt. Diese 
Grenzwerte sind inzwischen durch die Verord-
nung 661/2009/EG, die auch Grenzwerte für das 
Nassbremsverhalten und den Rollwiderstand vor-
schreibt, verschärft worden. Für diese drei Eigen-
schaften gilt seit 1. November 2012 eine Kenn-
zeichnungspflicht. Das neue Label ähnelt dem von 
Haushaltsgeräten bekannten Energieverbrauchs-
kennzeichen und erleichtert es Autobesitzern, 
beim Kauf neuer Reifen die Umwelteigenschaften 
der Reifen in die Kaufentscheidung einzubeziehen. 

Lärm

LÄRMSCHUTZ INTERNATIONAL
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Die EU-Kommission hat im Rahmen der Richt-
linien zum transeuropäischen Schienenverkehr 
europaweit Geräuschgrenzwerte für neue Schie-
nenfahrzeugtypen in so genannten „Technischen 
Spezifikationen für die Interoperabilität (TSI)“ fest-
gelegt. Die wichtigste Konsequenz der Grenzwerte 
ist, dass besonders laute Fahrzeuge mit Grauguss-
Klotzbremsen nicht mehr zugelassen werden 
können. Nun ergibt sich die Herausforderung, in 
der Bestandsflotte die besonders lauten Güterwa-
gen mit diesen Bremsen auf leisere Bremssysteme 
umzurüsten. Um den Betreibern der Fahrzeuge 
einen wirtschaftlichen Anreiz für die Umrüstung 
zu geben, ist beabsichtigt, in Deutschland und in 
der EU die Trassenpreise nach Geräuschemissi-
onen zu staffeln. Damit wäre der Transport von 
Gütern auf der Schiene mit leisen Güterwagen bil-
liger als mit lauten.

Die zulässigen Geräuschemissionen von neuen 
Luftfahrzeug-Typen sind international einheit-
lich im Luftfahrtabkommen der Internationalen 
Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) geregelt (siehe 
dort: Anhang 16, Band I). Neben den Geräusch-
grenzwerten für unterschiedliche Flugzeuge, die 
diese bei einer vorgeschriebenen Start- und Lande-
prozedur an drei genau definierten Messpunkten 
einhalten müssen, enthält diese Vorschrift auch 
Bestimmungen für die Auswertung der Messergeb-
nisse. Seit 2006 gilt für neue Verkehrsflugzeuge 
ein um zehn Dezibel verschärfter Geräuschgrenz-
wert (Summenwert an den drei Messpunkten). 
Dieser neue Grenzwert wird jedoch bereits von 
zahlreichen Flugzeugen deutlich unterschritten. 

Aus diesem Grund ist eine weitere Verschärfung 
dringend erforderlich. Das Umweltkommitee 
der ICAO untersucht derzeit mit Unterstützung 
Deutschlands verschiedene Optionen zur Senkung 
des Geräuschgrenzwerts. Das Umweltbundesamt 
wirkt an diesen Arbeiten maßgeblich mit.

\ 

Auch Güterzüge müssen leiser werden – nach Lärm gestaffelte Trassenpreise können helfen
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Grenzwerte für Rasenmäher und Baumaschinen

Die so genannte EU-Outdoor-Richtlinie (2000/14/
EG) schreibt für ein breites Spektrum lärmrelevan-
ter Geräte- und Maschinen – von Baumaschinen 
über Gartengeräte bis hin zu Behältern für die 
Abfallsammlung – die einheitliche Kennzeichnung 
der Geräuschentwicklung des Produkts vor. Dar-
über hinaus sind in der Richtlinie für 22 Produkt-
typen Geräuschgrenzwerte festgelegt.

Die europäische Energierelevante-Produkte-Richt-
linie (2009/125/EG), die so genannte „Ökodesign-
Richtlinie“, verfolgt primär das Ziel, durch ambiti-
onierte Anforderungen den Energieverbrauch von 
Produkten – zum Beispiel von Haushaltsgeräten –  
zu senken. In den produktspezifischen Verord-
nungen finden sich teilweise aber auch Anfor-
derungen zur maximalen Geräuschentwicklung 
der jeweiligen Produkte. Zudem sollen die Kon-
sumenten durch Verordnungen zur Energiever-
brauchskennzeichnung einheitlich über Energie-
konsum und andere Eigenschaften – so auch über 
die Geräuschemission – des Produkts informiert 
werden. Bisher sind Durchführungsverordnungen 
für 46 Produkttypen geplant, von denen bereits 
16 umgesetzt wurden. Die festgelegten Geräusch-
grenzwerte sind jedoch wenig anspruchsvoll, da 
sie nahezu jedes auf dem Markt erhältliche Pro-
dukt einhalten kann. 

Einen zusammenfassenden Überblick über die 
Regelungen zur Geräuschemission gibt Tabelle 1.

Zur Verbesserung der Lärmsituation in Europa 
hat die EU im Jahr 2002 die Umgebungslärmricht-
linie (2002/49/EG) erlassen. Sie wurde 2005 in 
deutsches Recht umgesetzt. Ziel ist es, den Umge-
bungslärm zu vermindern und in bisher ruhigen 
Gebieten einer Zunahme des Lärms vorzubeugen. 
Dazu soll die Belastung in Lärmkarten erfasst und 
dann durch konkrete Maßnahmen gemindert 
werden. Die EU-Richtlinie sieht hierfür ein stufen-
weises Vorgehen vor: In einer ersten Stufe waren 
zunächst nur stark genutzte Hauptverkehrsstra-
ßen, Haupteisenbahnstrecken und verschiedene 
Großflughäfen sowie große Ballungsräume zu 
berücksichtigen. Seit 2012 sind nunmehr die Lärm-
belastungen für alle Ballungsräume und an sämtli-
chen Hauptverkehrswegen in Europa zu ermitteln. 
In Deutschland betrifft dies 71 Ballungsräume mit 
rund 24,5 Millionen Einwohnern, 44.000 Kilome-
ter Hauptverkehrsstraßen, 13.700 Kilometer Haupt-
eisenbahnstrecken und alle elf Großflughäfen. Die 
Belastungen sind jeweils über den gesamten Tag 
und gesondert für die Nacht zu bestimmen. Zur 
Vergleichbarkeit der Ergebnisse werden EU-weit 
einheitliche Kenngrößen verwendet, und zwar der 
Tag-Abend-Nacht-Lärmindex (L

DEN
) und der Nacht-

lärmindex (L
Night

).

Lärmart	 Lärmquelle	A nwendungsgebiet	R egelung

Straßenverkehr	P kw/Lkw	E uropa	 70/157/EWG

	 Motorräder	E uropa	 97/24/EG

	R eifen	E uropa	 661/2009/EG

			   1222/2009/EG 

Luftverkehr	 Luftfahrzeuge	 International	 ICAO, Anhang 16, Band I 

Schienenverkehr	 Schienenfahrzeuge	E uropa	T SI Noise (2011/229/EU)

			H   S TSI Rolling stock 		
			   (2008/232/EG)

Industrie-/ Gewerbe-/Freizeit	 Anlagen	 Deutschland	 BImSchG

Produkte	 Geräte und Maschinen	E uropa	R ichtlinie 2000/14/EG

		  Deutschland	 32. BImSchV

	E nergieverbrauchsrelevante	E uropa	R ichtlinie 2005/32/EG

	 Produkte		R  ichtlinie 2009/125/EG

		  Deutschland	E VPG

			E   nVKG, EnVKV

Tabelle 1

regelungen über die geräuschemissionen verschiedener 
Lärmquellen
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In der ersten Stufe der Lärmkartierung lagen für 
insgesamt 3.723 Kommunen in Deutschland Mel-
dungen dazu vor. Schon diese erste Stufe zeigt, 
dass weite Teile der Bevölkerung von Lärm betrof-
fen sind. Allein an den betrachteten Hauptver-
kehrsstraßen sind rund 6,8 Millionen Menschen 

von L
DEN

-Pegeln von über 55 dB(A) betroffen. Bei 
solchen Pegeln können erhebliche Belästigungen 
und Störungen der Kommunikation auftreten. In 
der aktuellen zweiten Stufe der Lärmkartierung 
werden deutlich mehr Gebiete erfasst und damit 
die Lärmprobleme noch umfassender dargestellt.

Abbildung 3
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Abbildung 4

Häufigkeit der in den lärmaktionsplänen genannten 
LärmminderungsmaSSnahmen
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Förderung des 
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Quelle: UBA 2011, Lärmbilanz 2010 – Untersu-
chung der Entscheidungskriterien für festzule-
gende Lärmminderungsmaßnahmen in Lärmak-
tionsplänen nach der Umgebungslärmrichtlinie 
2002/49/EG, Texte Nr. 78/2011
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Auf der Grundlage der Lärmkarten werden unter 
aktiver Mitwirkung der Öffentlichkeit Lärmaktions-
pläne aufgestellt, das heißt konkrete Maßnahmen 
zur Lärmminderung geplant und möglichst umfas-
send realisiert. Die Kommunen nehmen dabei vor 
allem die am meisten verbreitete Lärmquelle in das 
Visier, den Straßenverkehr. Das Maßnahmenspek-
trum ist sehr breit angelegt. Es reicht von lang-
fristig-strategischen Ansätzen der Verkehrsvermei-
dung bis zu kurzfristig realisierbaren Maßnahmen 
wie lokale Geschwindigkeitsbeschränkungen oder 
Durchfahrt-Verbote für schwere Lkw. Abbildung 4   
zeigt die Häufigkeit der in den Lärmaktionsplänen 
genannten Maßnahmen.

Bei der Durchführung der Lärmaktionsplanung 
können Synergien genutzt werden. So haben viele 
lärmmindernde Maßnahmen auch Auswirkun-
gen auf die Verkehrssicherheit, die Qualität des 
Verkehrsflusses oder die Kapazität des Straßennet-
zes. Maßnahmen zur Verkehrslenkung wirken sich 

außerdem häufig positiv auf die Feinstaub- oder 
Stickstoffoxid-Belastung aus. Es ist daher wich-
tig, dass Stadt- und Verkehrsplaner sowie Umwelt-
schützer noch enger zusammenarbeiten. Gemein-
sames Ziel sollte es sein, Mobilität besonders in der 
Stadt mit möglichst wenig motorisiertem Indivi-
dual-Verkehr (MIV) zu ermöglichen, also nach-
haltiger zu gestalten. Angesichts der bekannten 
finanziellen Restriktionen sollten sich Städte und 
Gemeinden in ihrer Region nach Möglichkeit zu 
Zweckbündnissen zusammenschließen. So können 
Infrastrukturen gemeinsam betrieben und damit 
Kosten eingespart werden.

Neben der Verminderung der bestehenden Lärm-
belastungen verfolgt die Umgebungslärmricht-
linie 2002/49/EG aber noch ein weiteres wichtiges 
Ziel, nämlich den Schutz so genannter „ruhiger 
Gebiete“. Es gibt jedoch weder auf EU- noch auf 
Bundesebene eindeutige Vorgaben für die Aus-
wahl solcher Gebiete. Dies sorgt in vielen Kommu-
nen für Verunsicherung. Auch aus diesem Grund 
ist die Beschäftigung mit diesem Thema noch 
nicht sehr weit verbreitet. Dabei ist das Angebot 
an wohnungsnahen Erholungsgebieten, in denen 
man „zur Ruhe kommt“, ein wichtiges Qualitäts-
merkmal von dicht besiedelten Städten. Für die 
subjektive Wahrnehmung sind neben der reinen 
Lärmbelastung auch andere Faktoren wichtig. In 
den Kommunen, die ruhige Gebiete ausweisen, 
geschieht die Ausweisung daher meist nicht nur 
auf der Grundlage der Lärmbelastung.

Ein besonders wichtiges Ziel der Umgebungs-
lärmrichtlinie 2002/49/EG ist die Erfassung und 
Bewertung der Lärmbelastung nach einheitlichen 
Kriterien. Da es gegenwärtig noch kein EU-weit 
harmonisiertes Bewertungsverfahren gibt, hat die 
Europäische Kommission die Gemeinsame For-
schungsstelle (JRC) mit ihrer Entwicklung beauf-
tragt. In verschiedenen Arbeitsgruppen wurden 
unter Beteiligung von Experten aus den Mitglied-
staaten die Grundlagen dafür erarbeitet. Das 
Umweltbundesamt koordinierte nicht nur die 
Arbeiten der deutschen Experten, sondern wirkte 
auch aktiv in den Arbeitsgruppen mit. In einer 
zweiten Phase sollen nun die für die Anwendung 
in verschiedenen Mitgliedstaaten notwendigen 
Datenbanken erstellt und die entwickelten Bewer-
tungsverfahren getestet werden. Die Europäische 
Kommission plant, die harmonisierten Bewer-
tungsverfahren rechtzeitig vor der Lärmkartie-
rung im Jahr 2017 zu veröffentlichen.

Geschwindig-
keitssenkung

Straßen-
neubau

Städtebauliche 
Maßnahmen

Parkraum-
planung

Fahrbahnbelag 
und Gleise
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Lärm

LÄRMSCHUTZpolitik in Deutschland
Die Bevölkerung ist einer 
hohen Lärmbelastung auf-
grund vieler unterschiedli-
cher Lärmquellen ausge-
setzt. Ein Hauptproblem 
sind die hochbelasteten 
Straßen in den Innen-
städten, an denen viele  
Bürgerinnen und Bürger 
wohnen. Schallschutz-
maßnahmen können 
nach ihrem Wirkungs-

ort unterschieden werden – an der Lärmquelle, 
auf dem Ausbreitungsweg oder am Immissionsort. 
Zu den Maßnahmen, die an der Quelle wirken, 
gehören lärmgeminderte Motoren. Zur Reduktion 
des Lärms auf dem Ausbreitungsweg werden zum 
Beispiel Lärmschutzwände installiert. Die mögli-
che Reduktion des Lärmpegels ist jedoch stark vom 
Immissionsort abhängig. Hinzu kommt oft eine 
Sichtbeeinträchtigung, die störend sein kann. Zu 
den Maßnahmen am Immissionsort zählen bei-
spielsweise Schallschutzfenster, die das Eindringen 
des Schalles in das Gebäude reduzieren. Sie wirken 
freilich nur, wenn die Fenster geschlossen sind, und 
bieten für die direkte Umgebung eines Hauses wie 
Garten und Balkon keinen Schutz. Generell ist der 
Lärmschutz an der Quelle allen anderen Maßnah-
men zur Lärmminderung vorzuziehen, da er effek-
tiver und meist kosteneffizienter ist.

Die von Kraftfahrzeugen ausgehenden Geräu-
sche bestehen hauptsächlich aus dem Antriebs-
geräusch und dem Reifen-Fahrbahn-Geräusch. 
Letzteres entsteht unabhängig von der Antriebs-
art des Kraftfahrzeugs beim Rollen des Reifens auf 
der Fahrbahnoberfläche. Es wird maßgeblich von 
der Beschaffenheit der Reifen und der Fahrbahn 
beeinflusst und nimmt mit der Geschwindigkeit des 
Fahrzeuges zu. Das Antriebsgeräusch unterschei-
det sich bei verschiedenen Antriebskonzepten und 
ist nur bei geringen Geschwindigkeiten dominie-
rend. Bei höheren Geschwindigkeiten wird dage-
gen die Geräuschemission hauptsächlich durch das 
Rollgeräusch bestimmt. Gängige lärmarme Fahr-
bahnbeläge können die Geräuschemissionen um 
zwei bis vier dB(A) senken – je nachdem, welcher 
Belag vorher vorhanden war. Diese Beläge sind 
selten teurer als Standardbeläge. Aufwendige und 
teure Bauweisen wie offenporiger Asphalt ermögli-
chen noch bessere Lärmminderungen. Ein anderes 
Beispiel sind die Reifen: „Leise“ Reifen sind in der 
Regel nicht teurer und haben vergleichbar gute 
Gebrauchseigenschaften wie „laute“ Reifen. 

Eine Verringerung des Lärms lässt sich auch durch 
eine Geschwindigkeitsreduzierung erreichen – 
denn langsamer ist leiser. Der Lärmpegel sinkt bei 
einer Verringerung der höchstzulässigen Geschwin-
digkeit von 50 auf 30 Stundenkilometern um zwei 
bis drei dB(A). Die maximalen Vorbeifahrtpegel 

Tempo 30 ist leiser als Tempo 
50. Der Lärmpegel sinkt um 
zwei bis drei dB(A).
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können sogar um bis zu sieben dB(A) sinken, wenn 
Beschleunigungen vermieden werden. Tempo 30 
ist daher eine wichtige Maßnahme der Verkehrs-
beruhigung und damit der besseren Integration 
des Verkehrs in die Stadt. Dies gilt besonders dann, 
wenn Tempo 30 mit einer Verstetigung des Ver-
kehrs einhergeht („grüne Welle“). Zudem verrin-
gern sich bei gleichmäßiger Fahrweise die Schad-
stoffemissionen.

Langsamer ist außerdem auch sicherer. Die Ein-
führung von Tempo 30 in Nebenstraßen ist daher 
vielerorts zu einer Routineangelegenheit gewor-
den, und Tempo-30-Zonen sind im Bewusstsein der 
Bevölkerung fest verankert. In München gilt auf 
über 80 Prozent des Stadtgebietes Tempo 30. In 
Berlin ist auf etwa drei Vierteln des Straßennetzes 
eine Höchstgeschwindigkeit von Tempo 30 oder 
weniger vorgeschrieben. Mit Rücksicht auf die 
Anwohner und die Verkehrssicherheit in lärmsen-
siblen Abschnitten von Hauptverkehrsstraßen sollte 
auch hier häufiger die zulässige Geschwindigkeit 
auf 30 Stundenkilometer begrenzt werden.

In vielen Städten und Gemeinden war die Einrich-
tung von Tempo-30-Zonen Anlass, die Verkehrs-
situation insgesamt zu überprüfen und umwelt-
schonende, stadtverträgliche Verkehrskonzepte zu 
entwickeln. Dabei wurde über die Bedeutung von 
Straßen für die Stadtökologie, das Stadtbild und die 
Lebensqualität in Städten und Gemeinden grund-
sätzlich nachgedacht. Denn Straßen sind mehr als 
Fahrbahnen und Parkplätze für Fahrzeuge. Sie sind 
auch Kommunikations- und Aufenthaltsräume für 
Menschen. Die Reduzierung der zulässigen Höchst-
geschwindigkeit auf Tempo 30 kann daher nicht 
nur in Wohngebieten, sondern auch an städtischen 
Hauptverkehrsstraßen sinnvoll sein, um die Lärm-
belastung insbesondere in der Nacht zu verringern. 
Damit Tempo 30 auf weiteren Straßen angeordnet 
werden kann, sollten die Vorschriften verbessert 
werden. 

Auch Elektro- und Hybridfahrzeuge können zur 
Minderung des Straßenverkehrslärms beitragen, 
allerdings nur in Situationen, wo das Antriebsge-
räusch das Reifen-Fahrbahn-Geräusch überwiegt: 
Beim Anfahren, bei niedrigen Geschwindigkeiten 
und beim starken Beschleunigen. Ziel der Bun-
desregierung ist es, dass bis 2020 eine Million 
Elektrofahrzeuge in Deutschland fahren. Unter 
den gegebenen Verkehrsbedingungen verringert 
sich dadurch die Lärmbelastung durch den Stra-
ßenverkehr insgesamt aber nur um ungefähr 0,1 
dB(A) und löst somit das Problem des Straßenver-
kehrslärms in städtischen Ballungsräumen nicht. 
Ein großes Lärmminderungs-Potenzial besteht 
jedoch bei Fahrzeugen, die innerorts häufig anfah-
ren und bremsen, etwa Kleintransportern und Bus-
sen im öffentlichen Nahverkehr, sowie bei Mopeds 
und Motorrädern. 

Ziel der Bundesregierung ist 
es, dass bis zum Jahr 2020

Elektrofahrzeuge in 
Deutschland fahren.
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Abbildung 5
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Lärm

DIE ACHILLESFERSE DES SCHIENENVERKEHRS
Im Gegensatz zum Stra-
ßenverkehrslärm, der 
fast flächendeckend auf-
tritt, ist der Schienen-
verkehrslärm stärker auf 
einzelne Korridore kon-
zentriert. Dort können 
aber je nach Zugart und 
-dichte sehr hohe Lärmpe-
gel vorkommen, insbeson-
dere entlang der Güterver-
kehrskorridore, auf denen 

nachts ein Großteil des Verkehrs stattfindet. Als 
Beispiel ist das Mittelrheintal zu nennen, das Teil 
des europäischen Güterverkehrskorridors Rotter-
dam-Genua ist. Dabei treten Lärmpegel auf, die 
vielerorts wesentlich über den Werten liegen, die 
aus Gründen des Gesundheitsschutzes anzustreben 
sind. Die durch den Schienenverkehr verursachte 
Lärmbelastung ist somit die ökologische „Achilles-
ferse“ der Bahn. Es gibt jedoch im Schienenverkehr 
noch deutliche Minderungspotenziale. 

Die Geräusche der Schienenfahrzeuge entstehen 
bei niedrigen Geschwindigkeiten hauptsächlich 
durch den Antrieb, bei mittleren durch den Rad-
Schienen-Kontakt und bei sehr hohen Geschwin-
digkeiten durch Windgeräusche (Umströmungen) 
entlang des Fahrzeuges. Die größte Bedeutung für 
die Lärmbelastung der Bevölkerung hat das Roll-
geräusch. Es entsteht durch Rauigkeiten auf der 
Lauffläche von Rad und Schiene und wird von Rad 
und Schiene abgestrahlt. Die Maßnahmen zielen 

daher darauf ab, die Entstehung der Rauigkeit auf 
Rad und Schiene zu vermeiden, die Schallabstrah-
lung zu vermindern und die Schallausbreitung zu 
beeinflussen. Auch für die Schiene gilt: Sie muss 
möglichst glatt sein. In den letzten Jahren wurden 
hier bereits Verbesserungen erzielt: Neue Schleif-
verfahren bieten die Möglichkeit, glattere Schie-
nen zu erhalten, was im Rahmen des deutschen 
Konjunkturpakets II erprobt wurde. Maßnahmen, 
um die Schallabstrahlung zu verringern, sind 
Schienensteg-Dämpfer und -Abschirmungen, sowie 
Radabsorber und optimierte Radgeometrien.

Die wichtigste – und auch kosteneffizienteste – 
Maßnahme ist allerdings die Umrüstung von lau-
ten Güterwagen. Hierbei werden die bislang ver-
wendeten Grauguss-Bremsklötze gegen moderne 
Kunststoff-Klötze ausgetauscht, die die Räder 
nicht so stark aufrauen und dadurch ein leiseres 
Abrollen bewirken. Bei neuen Fahrzeugen dürfen 
ohnehin nur noch solche Bremssysteme verwendet 
werden – oder aber gleich Scheibenbremsen, wie 
sie heute bei Reisezugwagen üblich sind. 

Die Festlegung ambitionierter Geräuschgrenz-
werte ist erforderlich, erfasst aber nicht die 
Bestandsfahrzeuge, die typischerweise 30 bis 40 
Jahre lang betrieben werden. Diese sind aber aus 
Sicht des Lärmschutzes das zentrale Problem. Sie 
müssen dringend auf leisere Bremssysteme umge-
rüstet werden. Um dies zu erreichen, setzt sich das 
Umweltbundesamt für Trassenpreise ein, die nach 
Lärm gestaffelt sind.

\

Besonders effizient: Bremsklötze 
lauter Güterwagen tauschen

\

Links: herkömmlicher Graugussbremsklotz –
rechts: moderne Variante aus Kunststoff
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Lärm

DER FLUGLÄRM BETRIFFT VIELE
Nicht nur der bodenge-
bundene Verkehr verur-
sacht erhebliche Lärm-
probleme. Auch vom 
Fluglärm sind viele Men-
schen betroffen. Anders 
als bei Straßen- und Schie-
nenlärm gibt es keine 
schallabgewandte leise 
Gebäudeseite, zum Bei-
spiel für das Schlafzimmer. 

Der Schutz vor nächtlichem Fluglärm ist deshalb 
besonders wichtig. Ungestörter und ausreichend 
langer Schlaf ist für die geistige und körperliche 
Erholung von essentieller Bedeutung. Es gibt zwar 
individuelle Unterschiede im Schlafverhalten, im 
Mittel werden jedoch acht Stunden ungestörter 
Schlaf benötigt. Das Umweltbundesamt empfiehlt 
daher für stadtnahe Flughäfen ein Ruhen des regu-
lären Flugbetriebes von 22 Uhr bis 6 Uhr. 

Auch der Verlauf der Flugrouten kann für die 
Flughafenanwohnerinnen und -anwohner erhebli-
che Lärmauswirkungen haben. Die Festlegung der 
Flugrouten erfolgt per Rechtsverordnung durch 
das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung (BAF). 
Nach dem Luftverkehrsgesetz werden Verordnun-
gen über die Festlegung von Flugverfahren, die von 
besonderer Bedeutung für den Schutz der Bevöl-
kerung vor Fluglärm sind, im Benehmen mit dem 
Umweltbundesamt erlassen. Jährlich werden zahl-
reiche Flugrouten geändert oder neu eingeführt, 
die in vielen Fällen hinsichtlich ihrer Lärmauswir-
kungen vom Umweltbundesamt zu bewerten sind. 

Eine besonders umfangreiche und anspruchsvolle 
Aufgabe war die Bewertung des Flugrouten-Systems 
für den neuen Flughafen Berlin Brandenburg (BER). 
Hierfür hatte die Deutsche Flugsicherung (DFS) im 
Jahr 2011 detaillierte Vorschläge für ein neues Flug-
routen-System ausgearbeitet. Das für die Flugrou-
ten-Festlegung zuständige Bundesaufsichtsamt für 
Flugsicherung legte diese Unterlagen dem Umwelt-
bundesamt zur Herstellung des Benehmens vor. 

Aus zahlreichen nationalen und internationa-
len Studien ist bekannt, dass Lärm Menschen bei 
der Kommunikation und Entspannung stört und 
sie erheblich belästigen kann. Mit steigenden 
Lärmbelastungen wächst auch das Krankheitsri-
siko an. Handlungsleitend bei der Bewertung der 
Flugrouten ist daher für das Umweltbundesamt, 
die Betroffenheit der Bevölkerung so gering wie 
möglich zu halten. Für die Bewertung verschie-
dener Varianten von Flugrouten-Systemen wurde 
auf empirische Lärmbelästigungs-Kurven zurück-
gegriffen, die einen statistischen Zusammenhang 
zwischen der Lärmbelastung (Dosis) einerseits und 
der resultierenden Belästigung (Wirkung) ande-
rerseits herstellen. Aus Dosis-Wirkungskurven 
wurden Gewichtungsfunktionen abgeleitet, die 
eine objektive Bewertung der Flugrouten-Systeme 
ermöglichten.

Die umfangreichen Analysen ergaben für den Tag 
und die Nachtzeit unterschiedliche Flugrouten-Sys-
teme, die in diesen Zeiträumen jeweils die gerings-
ten Lärmauswirkungen für die Anwohnerinnen 
und Anwohner aufweisen. Aus diesem Grund soll-

5

Das Umweltbundesamt rät: von 22 bis 6 Uhr 
kein regulärer Flugbetrieb an stadtnahen Flughäfen
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ten tagsüber und nachts unterschiedliche Routen 
benutzt werden. So hat das Umweltbundesamt aus 
Lärmschutzgründen empfohlen, statt der von der 
DFS vorgeschlagenen Flugroutenführung über 
den Wannsee am Tag eine lange Umfliegung von 
Potsdam vorzunehmen. Darüber hinaus sollten die 
Flugrouten-Systeme nach Eröffnung des Flugha-
fens Berlin Brandenburg (BER) zunächst ein Jahr 
lang evaluiert werden. In dieser Phase ist eine eng-

maschige Erfassung des Fluglärms durchzuführen 
(Monitoring), um Optionen für lärmmindernde 
Flugroutenführungen abzuleiten. 

Das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung ist 
wesentlichen Vorschlägen des Umweltbundesam-
tes nicht gefolgt. Dies zeigt, dass die gesetzliche 
Benehmensregelung zu schwach ist, um Vor-
schläge durchsetzen zu können.

\  

Fluglärm treibt die Menschen auf die Straße
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Lärm

LAUBBLÄSER UND CO. 
Neben der Erfassung und Bewertung des Ver-
kehrslärms steht zunehmend der Lärm von Pro-
dukten wie etwa Rasenmähern im Fokus des 
öffentlichen Interesses. Dabei ist sowohl die tech-
nische Lärmminderung als auch die Förderung 
lärmarmer Produkte wichtig. Dies wird erst durch 
eine gezielte Produktinformation möglich, bei der 
Verbraucher schnell erkennen, wie leise ein Gerät 
ist, und sie dies in ihre Kaufentscheidung einbe-
ziehen können. Dazu möchte das Umweltbun-
desamt im Rahmen des Umweltzeichens „Blauer 
Engel“ die Entwicklung von Technologien zur 
Lärmminderung für spezielle Produktgruppen 
fördern. Hierdurch soll ein Wettbewerb für die 
beste verfügbare Lärmminderungs-Technik zwi-
schen den Herstellern lärmrelevanter Produkte 
geschaffen werden. Die Anforderungskataloge des 
Blauen Engels für die jeweiligen Produkte ent-

halten anspruchsvolle Kriterien für nahezu jeden 
Bereich des Umweltschutzes. Die Vergabegrund-
lagen umfassen daher auch Anforderungen an 
die Geräuschemissionen für verschiedene Pro-
duktgruppen.

Nach der Geräte- und Maschinenlärmschutzver-
ordnung (32. BImSchV) dürfen zahlreiche für den 
Betrieb im Freien bestimmte Geräte und Maschi-
nen in lärmsensiblen Gebieten nur zu bestimmten 
Zeiten eingesetzt werden. So ist es zum Beispiel in 
Wohngebieten grundsätzlich nicht erlaubt, diese 
Produkte an Sonn- und Feiertagen und in den 
Nachtstunden von 20 bis 7 Uhr zu betreiben. Für 
besonders lästige Maschinen, wie beispielsweise 
Laubbläser, ist die Betriebszeit in Wohngebieten 
noch weiter eingeschränkt.

Das Umweltbundesamt möchte im Rahmen 
des Umweltzeichens „Blauer Engel“ die Ent-
wicklung von Technologien zur Lärmminde-
rung für spezielle Produktgruppen fördern.
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Lärm

LÄRMMINDERUNG IN BALLUNGSRÄUMEN 
Im dicht besiedelten und verkehrsreichen Deutsch-
land sind weite Teile der Bevölkerung von Lärm 
betroffen. Für eine wirksame Minderung des 
Lärms sind die bestehenden Instrumente noch 
effizienter und zielgerichteter einzusetzen. Eine 
deutliche Minderung der Beeinträchtigungen 
durch den Lärm des Straßen-, Schienen- und Flug-
verkehrs lässt sich nur durch die abgestimmte 
Anwendung einer Vielzahl von Einzelinstrumen-
ten erreichen – von der Fahrzeug- und Fahrweg-
technik über das Steuerrecht bis zur Verkehrs- und 
Stadtplanung.

In einem umfassenden Konzept zur Lärmminde-
rung kommen neben der Verkehrsvermeidung 
(Stichwort „Stadt der kurzen Wege“) und der Ver-
lagerung von Verkehr auf umweltschonendere 
Verkehrsmittel Maßnahmen zur Begrenzung der 
Geräuschemissionen, die sich am Stand der Tech-
nik orientieren, besondere Bedeutung zu. Diese 
Maßnahmen „an der Quelle“ wirken flächende-
ckend und haben insofern Vorrang vor nur lokal 
wirksamen Lärmschutzwänden oder -fenstern. Ins-
trumente zur Minderung der Geräuschemissionen 
zielen auf leisere Fahrzeuge, Betriebsweisen und 
Fahrwege. Im Hinblick darauf müssen vor allem 
Emissionsgrenzwerte konsequent an den fort-
schreitenden Stand der Technik angepasst werden. 
Die technische Entwicklung muss wiederum durch 
Förderung und steuerliche Anreize vorangebracht 
werden, um zukünftige technische Minderungspo-
tenziale zu erschließen.

Ein wesentliches Element einer modernen transpa-
renten Lärmbekämpfungsstrategie ist die mög-
lichst breite Beteiligung der Öffentlichkeit. Die 
Menschen kennen ihre Lärmprobleme vor Ort 
genau und haben häufig auch schon Lösungs-
vorschläge parat. Dieses Wissen muss stärker 
genutzt werden. Aus der Lärmwirkungsforschung 
ist bekannt, dass Lärm als weniger laut eingestuft 
wird, wenn man am Entscheidungsprozess dazu 
beteiligt war. Auch das gegenseitige Vertrauen der 
am Prozess Beteiligten ist von großer Bedeutung. 
Eine Reihe von Untersuchungen zeigt, dass ein 
Zusammenhang zwischen dem Vertrauen auf den 
guten Willen der Verantwortlichen beziehungs-
weise dem Misstrauen gegenüber diesen und der 
Belästigungsreaktion besteht. Vertrauen ist daher 
bedeutsam für die Akzeptanz und erfolgreiche 
Umsetzung von Maßnahmen zur Lärmminderung. 
Kann bei den Betroffenen Vertrauen hergestellt 
werden, erhöht sich mit großer Wahrscheinlich-
keit die Wirksamkeit der jeweiligen Maßnahme.

Das Umweltbundesamt plädiert für einen umwelt-
bewussten und nachhaltigen Umgang mit dem 
Thema Mobilität und Lärm. Das Thema erfordert 
einen gesamtgesellschaftlichen Dialog über die 
Entwicklung unserer Städte und ländlichen Räume 
und über den Schutz von Mensch und Umwelt. Das 
Umweltbundesamt unterstützt und fördert diesen 
Dialog mit Information, Analyse und Bewertung.

Besonders beliebt, aber 
auch besonders laut:  
Der Laubbläser. Die 32. 
BImSchV schränkt den 
Betrieb in Wohngebieten 
daher ein.
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„Meer ist für mich frische Brise, 
Salz und Sonne auf der Haut, 
Möwenkreischen und Schauen 
bis zum Horizont. Für die sicht-
baren und unsichtbaren Belas-
tungen der Meere suchen wir 
umweltgerechte Lösungen.“

Ulrich Claussen
Fachgebietsleiter „Meeresschutz“
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Intakte Weltmeere und Küsten sind heute wichtiger denn 
je. Sie sind Nahrungs- und Rohstoffquelle, Erholungsraum 
für den Menschen, Lebensraum für zahlreiche Arten und 
Transportwege für den Welthandel, außerdem wirken sie 
als „Puffer“ für das Weltklima. Die Meere sind aber auch 
das Langzeit-Gedächtnis für die Aktivitäten des Menschen 
auf dem Globus. Herausforderung der Zukunft ist es, die 
stetig wachsenden Nutzungsansprüche der „Blauen Wirt-
schaft“ mit dem Schutz der Meere in Einklang zu bringen. 
„Ökologische Leitplanken“ sollen helfen, die Risiken zu 
begrenzen. Nachhaltigkeit und Ökosystem-Ansatz müssen 
die Grundlage des Handelns sein. Meeresschutz ist von zent-
raler Bedeutung für die Menschheit – und damit jede Inves-
tition wert. 

Blaue Wirtschaft –
Bedrohung oder Chance 
für die Meere?
Überfischung, Überdüngung, Schadstoffe und Müll 
bedrohen die Ozeane, doch es gibt Lösungen
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Die Erde ist der „blaue Planet“. Auf Weltraum-
Aufnahmen des Globus fällt die Dominanz der 
Farbe Blau auf. Über 70 Prozent der Erdoberfläche 
sind von Meeren bedeckt. Aus der großen Entfer-
nung scheint es um den Zustand der Ozeane gut 
bestellt zu sein. Betrachtet man den Lebensraum 
Meer jedoch näher, so werden vor allem in der 
Nähe der Küsten teilweise erhebliche Beeinträch-
tigungen erkennbar. Auf der Hohen See existieren 
zwar viele noch weitgehend unberührte Zonen, 
aber auch dort finden menschliche Aktivitäten 
wie Schiffsverkehr oder Rohstoff-Gewinnung statt, 
oder sie wirken sich dort aus.

Der Zustand der Meere ist seit den 1980er Jahren 
in vielen wissenschaftlichen Studien beschrie-
ben und bewertet worden – auf lokaler, nationa-
ler, regionaler, und globaler Ebene. So entstanden 
breite Kenntnisse darüber, wie sich der mensch-
liche Einfluss direkt oder indirekt auf die Oze-
ane auswirkt. Dabei wurde klar, dass ökologische 
Beeinträchtigungen der Meere negative Auswir-
kungen auf deren Produktivität und Nutzung 
haben. Laut Angaben der EU Kommission bietet 
die „Blaue Wirtschaft“ derzeit allein in Europa 
5,4 Millionen Arbeitsplätze und verzeichnet eine 
Bruttowertschöpfung von etwa 500 Milliarden 
Euro. Bis 2020 wird ein Anstieg auf sieben Milli-
onen Stellen und 600 Milliarden Euro prognosti-
ziert. Dieses Wachstum ökologisch zu flankieren, 
gewinnt große Bedeutung.

Blaue Wirtschaft –
Bedrohung oder Chance 
für die Meere?

Laut Angaben der EU Kom-
mission bietet die „Blaue Wirt-
schaft“ derzeit allein in Europa

Arbeitsplätze und verzeichnet 
eine Bruttowertschöpfung von 
etwa 500 Milliarden Euro. Öko-
logische Leitplanken sind nötig, 
um Risiken für die Umwelt zu 
begrenzen.
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Wie ist der Zustand der Weltmeere? Was sind die 
größten Probleme? Welche Folgen ergeben sich 
daraus für die Nutzung der Meere? 

Die Überfischung gilt als der gravierendste Ein-
griff in die Meeres-Ökosysteme. Zu hohe Fangmen-
gen und nicht nachhaltige Fangmethoden greifen 
teilweise massiv in die marinen Nahrungsnetze 
ein. Ohne ein verbessertes Fischereimanagement 
mit reduzierten Fangquoten drohen die Meere als 
eine der weltweit wichtigsten Nahrungsquellen 
zunehmend beeinträchtigt zu werden.

Ein weiteres großes Problem für die Ökologie der 
Ozeane, das weltweit auftritt, ist der hohe Eintrag 
von Nähr- und Schadstoffen. Diese gelangen über 
Flüsse, direkte Einleitungen oder über die Luft in 
die Meere. Die Nährstoffe führen zur Überdün-
gung (Eutrophierung), die Schadstoffe reichern 
sich im Nahrungsnetz an und können sich, wenn 
Fisch aus belasteten Regionen gegessen wird, auch 
auf die menschliche Gesundheit auswirken. Die 

Ökosysteme reagieren nur sehr langsam auf eine 
Reduktion der Stoffeinträge.

Erhebliche Mengen an Stickstoff, Schwefel und 
anderen Schadstoffen stammen aus der Seeschiff-
fahrt. Sie belasten die Atmosphäre, gelangen zu 
einem nicht unerheblichen Teil aber auch in die 
Ozeane. Hinzu kommen immer wieder Havarien 
von Schiffen und Erdöl- oder Erdgas-Plattformen, 
die lokal und regional schwere ökologische Schä-
den verursachen. Bekämpfungsmaßnahmen grei-
fen oftmals erst zu spät, wie die Katastrophe um 
die Ölplattform „Deep Water Horizon“ im Golf von 
Mexiko gezeigt hat.

Verschärft wird die Belastung der Ozeane durch 
den weltweit ständig steigenden Bedarf an Res-
sourcen. Er lässt mittlerweile Rohstoff-Vorkommen 
in der Tiefsee ökonomisch attraktiv werden, deren 
Abbau allerdings ökologisch besonders risikoreich 
ist. Hier sind anspruchsvolle Auflagen zum Schutz 
der betroffenen Ökosysteme erforderlich.

Meeresschutz

ÜBERFISCHUNG, ÜBERDÜNGUNG, SCHADSTOFFE 
UND MÜLL

\ 

Meeresfische – eine der weltweit wichtigsten Nahrungsquellen
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Ein weiteres Problem ist der Müll, der sich in den 
Weltmeeren ansammelt. Besonders schädlich ist 
hier langlebiges Plastikmaterial, dessen Abbau 
Jahrhunderte benötigt. Es verschandelt nicht nur 
Strände, sondern gefährdet Meereslebewesen, die 
es mit Nahrung verwechseln und verschlucken, 
sich darin verheddern und stranguliert werden. 
Bei der Zersetzung geben Kunststoffe giftige und 
hormonell wirksame Zusatzstoffe wie Weichma-
cher ab, die in den Organismus gelangen können, 
der sie aufnimmt. Auch aus diesen Gründen hat 
Müll im Meer inzwischen weltweit große Aufmerk-
samkeit erlangt.

Meere werden aber nicht nur noch immer als 
Senke für Schadstoffe und Müll missbraucht, 
auch die Lärmbelastungen nehmen zu – durch 
Schifffahrt und Fischerei, Erdöl- und Erdgas-Boh-
rungen, Abbau von Rohstoffen sowie Errichtung 
und Betrieb von Anlagen zur Energiegewinnung 
im Meer. Die Informationslage dazu wird durch 
Lärmkartierungen verbessert. Sie zeigen unmissver-
ständlich: Einen „stillen Ozean“ gibt es nicht. 

Einfluss auf den Zustand der Meere hat auch der 
Klimawandel. Die steigende CO

2
-Konzentration in 

der Atmosphäre führt zur Versauerung in emp-
findlichen Meeresgebieten mit negativen Auswir-
kungen auf kalkbildende Organismen – darunter 
Kieselalgen, Meeresschnecken und Korallenriffe. 
Die steigenden Wassertemperaturen führen zudem 
schon seit längerem zu Veränderungen in den 
Lebensgemeinschaften der Weltmeere, wie die 
Wanderungsbewegungen kälteliebender Arten 

nach Norden signalisieren. Zudem beeinflusst der 
Klimawandel besonders empfindliche Gebiete wie 
die Arktis. Der Rückgang des Eises ermöglicht dort 
zum Beispiel die Einrichtung neuer Schifffahrtsrou-
ten, auch wird auf leichteren Zugang zu Rohstoffen 
spekuliert. Für die betroffenen Regionen ist das mit 
großen ökologischen Risiken verbunden.

Auch bei der Bekämpfung des Klimawandels spie-
len die Meere eine Rolle. Viele Staaten, darun-
ter auch Deutschland, setzen auf den Ausbau der 
Offshore-Windkraft, um die Energieversorgung 
ökologisch umzubauen. Dies ist grundsätzlich zu 
befürworten. Allerdings sind dabei anspruchs-
volle ökologische „Leitplanken“ erforderlich, um 
zum Beispiel Meeressäuger und Vögel zu schützen. 
Deutlich skeptischer werden Konzepte des Geo-
Engineering bewertet, die darauf zielen, die Kapa-
zität der Meere als „CO

2
-Senke“ zu stärken. Die 

„Ozeandüngung“ wird seit längerem als eine der-
artige Maßnahme diskutiert. Sie soll das Wachs-
tum von Mikro-Algen fördern, die Kohlendioxid 
fixieren und es nach der Algenblüte und ihrem 
Absinken zum Meeresgrund zumindest für eine 
gewisse Zeit aus der Atmosphäre entfernen. Die 
Zweifel an der Durchführbarkeit und Unbedenk-
lichkeit solcher Manipulationen sind unverändert 
groß.

Für die meisten der genannten Problemfelder sind 
– regional bis global – vielversprechende Lösungs-
ansätze erarbeitet worden. Bei der Umsetzung 
gibt es Fortschritte, allerdings reichen sie bisher 
für eine Trendwende nicht aus. Die Bevölkerung 
jedenfalls würde Politiker bei einer ambitionier-
teren Gangart beim Meeresschutz unterstützen. 
Umfragen in der EU belegen regelmäßig eine 
große Bereitschaft, für intakte Meere mehr Geld 
aufzuwenden.

Den „stillen Ozean“
gibt es nicht mehr.

Algenblüte in der Ostsee
^ 

Kein Rochen, sondern Reste einer Plaktiktüte
^ 
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Luftschadstoffe aus der Schifffahrt

Der Schifffahrtssektor boomt. Bereits rund 90 
Prozent der weltweiten Warentransporte werden 
gemessen am Gewicht mit Seeschiffen transpor-
tiert, aber auch der Personentransport nimmt zu, 
Kreuzfahrten zum Beispiel erfreuen sich steigen-
der Beliebtheit. Seeschiffe werden zum großen 
Teil mit Schweröl, den Rückstandsölen aus Raffine-
rien, betrieben. Dieser Kraftstoff enthält deutlich 
mehr Schwefel und andere Schadstoffe als Kraft-
stoffe, die an Land eingesetzt werden, darunter 
auch Schwermetalle. Die Abgase der Schiffe, die 
Schwefeldioxide (SO

x
), Stickoxide (NO

x
) und Par-

tikel – unter anderem Ruß – enthalten, belasten 
die Ökosysteme durch Versauerung und Eutro-
phierung, außerdem sind sie mitverantwortlich 
für Atemwegs- und Herz-Kreislauf-Erkrankungen. 
Rußpartikel beschleunigen zudem den Klima-

wandel: Die Ablagerung der dunklen Teilchen 
auf hellen Eis- und Schneeflächen vermindert die 
Reflektion der Sonnenstrahlung und beschleunigt 
das Abschmelzen des Eises. Dieser Effekt wird sich 
noch verstärken, wenn der Schiffsverkehr in der 
Arktis zunimmt.

Die Internationale Seeschifffahrtsorganisation 
(IMO) hat bisher nur für den Schwefelgehalt im 
Schiffsdiesel und für die NO

x
-Emissionen im Abgas 

Grenzwerte erlassen – im Internationalen Über-
einkommen zur Verhütung der Meeresverschmut-
zung durch Schiffe (MARPOL 1973/78; Anhang VI). 
Diese Vorgaben reichen jedoch noch nicht aus, 
um die Emissionen durch Seeschiffe im erforderli-
chen Umfang zu senken. Der wichtigste Hebel ist 
die Kraftstoffqualität, die weiter verbessert werden 
muss. Das Umweltbundesamt empfiehlt langfristig 
einen Ausstieg aus der Schweröl-Nutzung. Mit sau-

Meeresschutz

DIE PROBLEMFELDER
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1	 Wasserwirtschaft in Deutschland, 

2010

2	 Anfangsbewertung der deutschen 

Nordsee nach Artikel 8 der Meeres-

strategie-Rahmenrichtlinie, BMU, 

2010

Gefahr für Nord- und Ostsee

In der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie der Europäischen Union wird die Schiff-
fahrt als eine Quelle der Verschmutzung der Meeresumwelt mit gefährlichen 
Stoffen genannt. Nord- und Ostsee sind besonders gefährdet, da sie zu den am 
dichtesten befahrenen Seegebieten der Welt gehören. Bei Havarien und Unfällen 
können Kraftstoff (Schweröle, Diesel) und Ladungen (wie Rohöl, Chemikalien) ins 
Meer gelangen. Eine positive Entwicklung ist bei den illegalen Einträgen von Öl zu 
verzeichnen. Diese sind in den vergangenen Jahren trotz steigender Schiffsbe-
wegungen zurückgegangen – eine Folge der intensiveren Kontrollen in den Häfen 
und der verstärkten Flugüberwachung, vor allem der Küstengewässer [1].

Ein geeigneter Indikator für die Verschmutzung der Meeresumwelt durch Öl aus 
der Schifffahrt ist die Zählung von Strandfunden verölter Seevögel. Opfer des 
Schiffsverkehrs sind vor allem Trauer- und Eiderenten. Für die Nordsee ist von 
der OSPAR-Kommission ein ökologisches Qualitätsziel festgelegt worden, wonach 
die Anzahl verölter Seevögel bestimmte Grenzen nicht überschreiten soll. Dieses 
Ziel wird gegenwärtig in den meisten Nordseegebieten nicht eingehalten [2].

berem Dieselkraftstoff können Abgas-Nachbehand-
lungstechniken, die an Land längst Standard sind, 
auch auf Schiffen eingesetzt werden. Eine Alterna-
tive ist auch der Einsatz von verflüssigtem Erdgas, 
bei dessen Verbrennung deutlicher weniger Schad-
stoffe entstehen.

Ökologisch besonders sensible Regionen werden 
bereits durch die Ausweisung als „Emissions-Kon-
trollgebiete“ (ECA) besser geschützt. Für sie gelten 
strengere Grenzwerte für Stickoxide und/oder den 
Schwefelgehalt im Schiffskraftstoff, nämlich maxi-
mal ein Prozent Schwefel statt sonst 3,5 Prozent. 
Ab 2015 sinkt der Schwefelgrenzwert weiter auf 
0,1 Prozent. Bislang gelten die strengeren Grenz-
werte für SO

x
 und NO

x
 nur vor der nordamerika-

nischen Küste. In Nord- und Ostsee müssen die 
Schiffe immerhin die strengeren Schwefelgrenz-
werte einhalten.

Rund 90 Prozent der 
Warentransporte weltweit 
werden, gemessen am 
Gewicht, mit Seeschiffen 
transportiert. Die Emmis-
sionen der Seeschiffe müs-
sen deutlich sinken.
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tiefseebergbau

Mineralische Rohstoffe aus den Lagerstätten in 
der Tiefsee gewinnen wegen der starken Nach-
frage und des Anstiegs der Metallpreise zuneh-
mend an Bedeutung. Die wichtigsten Rohstoffty-
pen sind hier Manganknollen (polymetallische 
Knollen), kobaltreiche Eisen- und Mangankrusten 
sowie Massivsulfi de und Erzschlämme. Die Man-
ganknollen sind vor allem wegen ihrer vergleichs-
weise hohen Gehalte an Kupfer, Nickel und Kobalt 
wirtschaftlich interessant. Bei den Massivsulfi den 
spielen neben den Buntmetallen (Kupfer, Zink und 
Blei) besonders die Edelmetalle Gold und Silber 
sowie Spurenmetalle wie Indium, Tellur, Germa-
nium, Wismut, Kobalt und Selen eine Rolle. 

Der Tiefseebergbau (siehe Abb. 1) hat erhebliche 
Auswirkungen auf die ozeanischen Lebensräume 
und Lebensgemeinschaften:

5 Umweltschäden auf und im Meeresboden durch 
den Einsatz der Abbaugeräte: Lebensgemein-
schaften zusammen mit den Knollen werden 
komplett aus dem Lebensraum entfernt. Eine 
Rekolonisierung ist nicht möglich, da die Knol-
len als Substrat fehlen.

5 Ausbildung von Trübungswolken, die sich durch 
die beim Einsatz der Abbaugeräte direkt aufge-
wirbelten Sedimente bilden, im bodennahen 
Bereich verdriften und weiter in Strömungs-
richtung sedimentieren. Dabei können boden-
lebende Organismen, zum Beispiel Schwämme, 
durch plötzliche Sedimentation zugedeckt wer-
den.

5 Entstehung von zusätzlichen Trübungswolken 
an der Oberfl äche oder in einer mittleren Was-
sertiefe durch Rückleitung des mit den Mangan-
knollen geförderten feinkörnigen Transport-

Abbildung 1
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wassers (Tailings). Darin enthaltene Schadstoffe 
werden im Ozean verteilt und können sich in 
Abhängigkeit ihrer Stoffeigenschaften im Nah-
rungsnetz anreichern. Es kann zur Beeinträch-
tigung des Phytoplanktons durch die Trübung 
kommen.

Das Umweltbundesamt empfiehlt daher die Ent-
wicklung und Anwendung von anspruchsvollen 
Umweltstandards für den Abbau mariner metalli-
scher Rohstoffe, um die beschriebenen möglichen 
ökologischen Risiken zu begrenzen. Beispiele:
 
5	Umweltauswirkungen sollten auf den Mee-

resboden und die bodennahe Wasserschicht 
beschränkt werden.

5	Potenzielle Abbaufelder sollten „übersprungen“ 
werden, falls diese zu nah beieinander liegen, 
um eine Rückbesiedlung bearbeiteter Felder zu 
ermöglichen.

5	Bodennah entstehende Sedimentwolken sollen 
durch technische Maßnahmen vermindert wer-
den, die eine schnelle Absetzung der aufgewir-
belten feinkörnigen Sedimente bewirken – zum 
Beispiel durch Ummantelung des Abbaugeräts.

Das UN-Seerechtsübereinkommen erklärt die Mee-
resgebiete außerhalb der Ausschließlichen Wirt-
schaftszonen (AWZ) und damit auch die dortigen 
Rohstoffvorkommen im Meeresboden zum Erbe 
der gesamten Menschheit. Die 1994 gegründete 
Internationale Meeresboden-Behörde (IMB) mit 
Sitz in Kingston (Jamaika) genehmigt die Vergabe 
von Explorations- und Abbaulizenzen und über-
wacht die Tiefseebergbauvorhaben (siehe Abb. 2). 
Sie hat erste Richtlinien („Mining Codes“) für die 
Prospektion und Exploration von Manganknollen, 
Massivsulfiden und Erzkrusten erarbeitet, die auch 
umfangreiche Umweltanforderungen beinhalten.

Manganknolle Massivsulfide Polymetallische Krusten

Abbildung 2

Explorationslizenzen, Lizenzanträge sowie 
Vorerkundungen für marine metallische Rohstoffe 
in internationalen Gewässern 

Ifremer, Frankreich 
(2012)

Russland (2011)
Indien (Vorerkundung)

BGR (Vorerkundung)
Indien (2001)

COMRA, China (2011)

COMRA, China (Antrag 2012)

JOGMEC, Japan (Antrag 2012)

Korea (2012)

2001 – 2006:
Yuzhmorgeoologiya, Russland
IOM, Osteuropa
Korea
COMRA, China
DORD, Japan
IFREMER, Frankreich
BGR, Deutschland

2011:
NORI, Nauru
TOML, Tonga

2012:
UK Seabed Ressources Ltd., GB (Lockheed Martin, USA)
Marawa Research and Exploration, Kiribati
G-Tec Minerals Ressources, Belgien

Quelle: Internationale Meeresbodenbehörde, IMB
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in der Arktis gezählt, was erhebliche 
Gefahren für das sensible Ökosystem 
der Region birgt. Verantwortungsvol-
les Handeln ist unabdingbar.

Bereits heute werden jährlich mehr als

Schiffsbewegungen
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Bedrohte Arktis

Die Arktis erlebt aufgrund der Klimaerwärmung 
einen drastischen Wandel. Das zunehmende 
Abschmelzen der gigantischen Meereis-Decke hat 
weitreichende Folgen für das arktische Ökosystem 
und die dort lebenden Menschen. Es ermöglicht 
neue wirtschaftliche Nutzungen, die allerdings 
Konflikte zwischen ökologischen, sozialen und 
ökonomischen Interessen hervorrufen können.

Bereits 2004 wurden jährlich mehr als 15.000 
Schiffsbewegungen in der Region gezählt [3]. 
Schiffe und ihre Besatzungen sind dort besonde-
ren Gefahren durch extreme Wetterbedingun-
gen und geringere Rettungschancen ausgesetzt. 
Unfälle sind ein besonders hohes Risiko für das 
sensible Ökosystem. Ein weiteres Problem sind die 
Rußemissionen aus dem Abgas der Schiffe, die sich 
direkt auf dem Eis ablagern und durch verringerte 
Rückstrahlung des Sonnenlichts das Abschmelzen 
verstärken.

Bis eisfrei gewordene Nordost- und die Nord-
westpassagen als reguläre Schiffsrouten gelten 
werden, dürften noch Jahre vergehen. Dennoch 
sollten schon heute ökologische Leitplanken für 
den Schiffsverkehr gesetzt werden, um die Risi-
ken für die Umwelt zu begrenzen. Ein Verbot von 
Schweröl als Kraftstoff und für die Bunkerung, wie 
es bereits in der Antarktis besteht, wäre eine erste 
wichtige Maßnahme.

Doch nicht nur die kürzeren Schifffahrtsrouten 
gewinnen an Bedeutung. Die zurückgehende 
Meereis-Decke ermöglicht auch den Zugang zu 
im Meeresboden lagernden Öl- und Gasvorkom-
men sowie Mineralien wie Gold, Zink, Kohle und 
Eisen. Milliarden Barrel Erdöl werden in der Ark-
tis vermutet. Die Anrainerstaaten Russland, USA, 
Kanada, Dänemark und Norwegen bereiten sich 
derzeit auf den Abbau dieser Rohstoffe vor. Erste 
Genehmigungen sind erteilt. Das Bohren in eisbe-
deckten Gebieten und großen Wassertiefen birgt 
allerdings erhebliche Gefahren für die Umwelt. 
Die ökologischen Risiken sind derzeit weder für 
die Industrie noch für die Regierungen beherrsch-
bar. 

Mit Schiffen als Transportmittel sowie der Nut-
zung von Bohrinseln und Pipelines wächst die 
Gefahr von Unfällen und Verunreinigungen des 
nördlichen Polarmeeres. Die Technologien zur 
Rohstoffnutzung sind nicht sicher, Haftungsfra-
gen bei Unfällen ungeklärt, und es bestehen keine 
ausreichenden Vorsorgemaßnahmen für Öllecka-
gen. Austretendes Öl kann kaum aufgefangen 
werden und wird bei den polaren Temperaturen 
extrem langsam abgebaut. Ein Unglück, wie es 
2010 auf der Ölplattform „Deepwater Horizon“ 
im Golf von Mexiko geschah, wäre für die Arktis 
vermutlich über Jahrzehnte eine noch gravieren-
dere ökologische Katastrophe. Das UBA empfiehlt 
daher ein Moratorium für die Rohstoffförderung 
in der Arktis.

3	 Corbett / Lack et al. : Arctic shipping 

emissions inventories and future 

scenarios in Atmos. Chem. Phys., 10, 

9689–9704, 2010
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schutz für die antarktis

Die Antarktis mit den Gewässern südlich 60 Grad 
südlicher Breite wurden mit dem Umweltschutz-
protokoll zum Antarktis-Vertrag (USP) zu einem 
dem Frieden und der Wissenschaft gewidmeten 
Naturreservat erklärt. Das Protokoll unterstellt alle 
Aktivitäten in der Antarktis einem Genehmigungs-
vorbehalt. In Deutschland ist das Umweltbundes-
amt (UBA) die zuständige Genehmigungsbehörde. 
Es arbeitet im Rahmen der Antarktis-Vertragsstaa-
tenkonferenz (Antarctic Treaty Consultative Mee-
ting, ATCM) und deren Umweltausschuss aktiv an 
der Weiterentwicklung des umfassenden Schutzes 
der Umwelt in der Region mit.

Das UBA und das Bundesamt für Naturschutz (BfN) 
setzen sich gemeinsam für die Ausweisung von 
Meeresschutzgebieten (Marine Protected Area, 
MPA) in der Antarktis ein, die die Erhaltung der 
biologischen Vielfalt, der Lebensräume und einzig-
artiger Biotope zum Ziel haben, um der zuneh-
menden Zerstörung mariner Ökosysteme Einhalt 
zu gebieten. Mit dem Schutzgebiet „South Orkney 
Islands Southern Shelf“, das die Kommission zur 
Erhaltung der lebenden Meeresschätze der Ant-
arktis 2009 ausgewiesen hat, besteht ein erstes 
Hochsee-Schutzgebiet in der Antarktis. Weitere in 
der Ostantarktis und im Rossmeer sollen folgen. 
UBA und BfN befürworten die Umsetzung dieser 
Beschlüsse durch die ATCM, damit ein umfassen-
des Netzwerk von Schutzgebieten im Südpolar-
meer geschaffen wird.

Die Klimaerwärmung in Teilen der Antarktis führt 
vielerorts zu einem Verschwinden von Kolonien 
bestimmter Pinguin-Arten. Gleichzeitig dehnen 
andere Pinguin-Arten ihr Verbreitungsgebiet nach 
Süden hin aus. Um dieses Phänomen verstehen zu 
können, bedarf es einer großräumigen Beobach-
tung der Kolonien und deren Veränderungen. Eine 
Pilotstudie des UBA zeigt, dass ein entsprechendes 
antarktisweites Monitoring mit Satellitenaufnah-
men in Verbindung mit modernen Analysetechni-
ken durchführbar ist.

Die globalisierte Welt stellt die antarktische 
Umwelt vor eine Vielzahl neuer Herausforderun-
gen. Wie alle menschlichen Aktivitäten in der 
Region erhöht auch der zunehmende Individual- 
und Abenteuertourismus, auch über Kreuzfahrt-
tourismus, den Druck auf das sensible Ökosystem. 
Risiken für die Meeresumwelt drohen durch die 
auf den Schiffen anfallenden Abfälle und Abwäs-
ser sowie die an Bord befi ndlichen Kraft- und 
Schmierstoffe, die bei einer Havarie unkontrolliert 
in die sensible antarktische Umwelt gelangen kön-
nen. Das UBA setzt sich daher für einen ökologisch 
vertretbaren Kreuzfahrt- und Yacht-Tourismus auf 
Basis völkerrechtlicher Vereinbarungen ein und 
hat zusammen mit anderen Vertragsstaaten Richt-

\ 

UBA-Leitfaden für Antarktis-Besucher

linien für Yacht-Reisen in der Antarktis erarbeitet. 
Diese sind von der Antarktis-Vertragsstaatenkon-
ferenz 2012 beschlossen worden. Das UBA erarbei-
tet darüber hinaus weitere Vorschläge für einen 
umweltverträglichen Antarktis-Tourismus, auch als 
Beitrag zu Arbeiten des ATCM-Steuerungsgremi-
ums für eine international abgestimmte Touris-
musstrategie für die Antarktis, und bringt diese in 
die einschlägige internationale Arbeitsgruppe des 
ATCM ein. Das UBA befürwortet den „Polar Code“, 
der durch die Internationale Seeschifffahrts-
Organisation erarbeitet wird und Vorschriften 
für Schiffsdesign, -ausrüstung und -betrieb sowie 
Umweltschutz allgemein in den Polargebieten ent-
halten soll.
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Problem ozeandüngung

Unter dem Begriff Geo-Engineering werden Kon-
zepte zusammengefasst, den Klimawandel durch 
großtechnische Eingriffe in die globalen ökologi-
schen Abläufe zu bremsen. Eine breit diskutierte 
Methode ist die Ozeandüngung. Die Idee: Durch 
Zugabe großer Mengen von Eisenverbindungen in 
das Meerwasser wird eine großfl ächige Algenblüte 
erzeugt. Das in den Algen gebundene CO

2
 wird 

nach deren Absterben zum Meeresboden transpor-
tiert. Damit wäre es in großen Ozeantiefen festge-
legt (Abb. 3) und bis zu einer möglichen Remobili-
sierung nicht mehr klimawirksam.

Um die Idee zu überprüfen, haben Forscherteams 
weltweit bisher 14 Düngungsexperimente durch-
geführt. Dabei konnten die optimistischen Annah-
men zum Potenzial des Verfahrens nicht bestätigt 
werden. Es zeigte sich zudem, dass unkalkulier-
bare schädliche Auswirkungen auf die Meeresöko-
systeme sehr wahrscheinlich sind. Die Düngung 
greift massiv in biogeochemische Kreisläufe und 
in die sehr komplexe Funktion mariner Ökosys-
teme ein. Akkumulation abgestorbener Algen-Bio-
masse in der Wassersäule und am Meeresboden 
kann zu Sauerstoffmangel bis zum Erstickungstod 
von Organismen führen. Die Experimente zeig-
ten, dass die Eisendüngung das Auftreten giftiger 
Algenarten fördern kann, die durch die Giftbil-
dung unerwünschte negative Auswirkungen auf 
Fische und dadurch bei Verzehr von Muscheln und 
Fisch auch auf die menschliche Gesundheit haben 
können. Das UBA kommt in einem aktuellen Posi-
tionspapier zu dem Schluss, dass derzeit erhebliche 
Zweifel an der Wirksamkeit der Ozeandüngung 
bestehen und ihre Risiken besser untersucht wer-
den müssen (www.umweltbundesamt.de/wasser/
themen/downloads/meere/positionspapier_ozean-
duengung.pdf).

Aufgrund solcher Vorbehalte bestehen seit 2008 
enge Anforderungen für eine großfl ächige Eisen-
düngung. In dem Jahr fassten die Vertragsstaa-
ten des „London-Übereinkommens zur Verhütung 
der Meeresverschmutzung durch das Einbringen 
von Abfällen und anderen Stoffen“ den politisch 
bedeutsamen Beschluss, dass nur Forschungsvor-
haben im Bereich der Meeresdüngung erlaubt 
sein sollen. Im Sommer 2012 unterbreiteten Aust-
ralien und Korea einen Vorschlag, der ein recht-
lich verbindliches Verbot der Meeresdüngung mit 
der Ausnahme von Forschungsprojekten vorsieht 
und einen Regulierungsrahmen für zukünftige 
marine Geo-Engineering-Maßnahmen beinhaltet. 
Konkrete Projekte sollen nur genehmigt werden 
dürfen, wenn sie als unbedenklich eingeschätzt 
wurden. Der Vorschlag wird auf der Vertragsstaa-
tenkonferenz im Oktober 2013 verhandelt werden. 

Dass weitergehende rechtlich verbindliche Rege-
lung erforderlich sind, zeigt das Vorgehen eines 
US-Unternehmens, das im Juli 2012 unter Miss-
achtung der Regelungen des London-Überein-
kommens nahe der Insel Haida Gwaii vor der 
Westküste Kanadas 100 Tonnen Eisendünger in 
den Pazifi k einbrachte. Dies erfolgte auf Wunsch 
der dort lebenden Ureinwohner, die das Experi-
ment fi nanziert hatten und sich eine Steigerung 
der Lachsfi scherei-Erträge infolge der Algenblüte 
erhofften.

Abbildung 3
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Ozeandüngung ist ein zu 
gefährliches Experiment 
mit unseren Meeren.
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Die Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie (MSRL) der 
EU schafft einen einheitlichen Ordnungsrahmen 
für die Mitgliedstaaten, um bis 2020 einen guten 
Zustand der Meeresumwelt zu erreichen oder zu 
erhalten.

Viele Lebensräume und Arten der deutschen 
Nord- und Ostsee befi nden sich in keinem guten 
Zustand. Verschiedene Biotoptypen, Phytoplank-
ton, Fischbestände und Seevögel sind in beson-
derem Maße betroffen. Die Belastungen durch 
Fischerei, Eutrophierung, Schadstoffe, Müll und 
Lärm sind weiter zu reduzieren. Wissenslücken 
und methodische Defi zite müssen in den nächsten 
Jahren ausgeglichen werden. Zu diesem Ergebnis 
kommen Bund und Küstenländer in ihren 2012 

gemeinsam und unter Beteiligung der Öffent-
lichkeit erstellten Berichten zur Umsetzung der 
Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie in Deutschland 
(www.meeresschutz.info).

Die Berichte bewerten den aktuellen Zustand 
der deutschen Meeresgewässer, beschreiben den 
gewünschten „guten Umweltzustand“ und legen 
Ziele für dessen Erreichung bzw. Erhaltung fest. 
Sie bilden die Grundlage für das Maßnahmenpro-
gramm, das Deutschland bis 2015 erstellen muss. 
Für die Kontrolle der Ziele und Maßnahmen spielen 
Indikatoren eine wichtige Rolle. Ihre Konkretisie-
rung steht im Fokus der laufenden Arbeiten für die 
Erstellung eines Monitoringprogramms, das im Jahr 
2014 der Kommission übermittelt werden muss.

Meeresschutz

euroPäischer Meeresschutz

Abbildung 4
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Eutrophierung muss reduziert werden

Eutrophierung beschreibt die übermäßige Anrei-
cherung der Meeresgewässer mit Nährstoffen 
(Überdüngung). Die Nährstoffe Phosphat und Nit-
rat, die zum überwiegenden Teil aus der Landwirt-
schaft stammen, werden hauptsächlich über die 
Flüsse in Nord- und Ostsee eingetragen. Beim Stick-
stoff erfolgen rund drei Viertel der Einträge durch 
Flüsse, ein Viertel kommt über die Luft. Die Stick-
stoffverbindungen stammen aus Landwirtschaft 
(unter anderem Ammoniakfreisetzung aus der Tier-
haltung), Schifffahrt, Verkehr und Industrie.

Die Anfangsbewertung gemäß der EU-Meeresstra-
tegie-Rahmenrichtlinie kommt zu dem Schluss, 
dass die Eutrophierung gegenwärtig neben der 
Fischerei das größte ökologische Problem sowohl 
der deutschen Nord- als auch der Ostsee ist. Sie 
führt zu einer Reihe negativer Auswirkungen auf 
die marinen Ökosysteme. So kommt es zur Massen-
vermehrung kleinster Algen und zur Verschiebung 

der Artenzusammensetzung des Phytoplanktons. 
An den Stränden der südlichen Nordsee sind Blüten 
der Schleimkugel- oder Schaum-Alge besonders auf-
fällig. Wellen schlagen die abgestorbenen Algen-
zellen zu Schaum auf, der dann durch den Wind 
an den Strand geweht wird. Im deutschen Watten-
meer treten immer wieder toxische Algenblüten 
auf, ihr Gift kann beim Menschen Erbrechen und 
Durchfall verursachen. Die Trübung des Wassers 
infolge der Algenblüten beeinträchtigt auch die 
Makrophyten-Vegetation. Im Wattenmeer in der 
Nordsee hat der Seegrasbestand seit den 1980er 
Jahren teilweise drastisch abgenommen, seit 1994 
ist eine Erholung der Bestände mit abnehmender 
Eutrophierung zu beobachten. In der Ostsee ist ein 
Rückgang beim Blasentang zu verzeichnen.

Durch das Absinken und den danach folgenden 
mikrobiellen Abbau abgestorbener Algen-Biomasse 
kommt es im Sommer in Nord- und Ostsee in 
bodennahen Wasserschichten regelmäßig zu Sau-
erstoffmangel und zur Bildung von Schwefelwasser-

Meeresschutz

GRAVIERENDE PROBLEME 
EUROPÄISCHER MEERE

\  

Toxische Algenblüten führen zu Erbrechen und Druchfall

Beginn 
2. Managementzyklus
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1.500 repräsentativ aus-
gewählte Bundesbürger 
waren bereit, zusätzlich 

pro Person und Jahr für 
Maßnahmen gegen die 
Eutrophierung der Ostsee 
zu zahlen.

stoff. Die Folge: Bodenlebende Tiere sterben, wenn 
sie nicht fliehen können.

In den vergangenen Jahrzehnten wurden große 
Anstrengungen unternommen, um die Nährstoff-
einträge in die Nord- und Ostsee zu reduzieren. Seit 
1985 konnten die Einträge in die Flüsse im deut-
schen Nordsee-Einzugsgebiet für Stickstoff um 48 
Prozent und für Phosphor um 73 Prozent gesenkt 
werden. Bei der deutschen Ostsee beträgt der Rück-
gang bei Stickstoff 50 Prozent, bei Phosphor 76 Pro-
zent. Diese Erfolge sind vor allem auf verbesserte 
Kläranlagen und die Einführung phosphatfreier 
Waschmittel zurückzuführen. Sie lassen inzwischen 
einige Effekte der Eutrophierung langsam abklin-
gen. Dennoch kann noch keine generelle Entwar-
nung gegeben werden.

Insbesondere beim Stickstoff stagnieren die Reduk-
tionen allerdings in den letzten Jahren. Ursache 
hierfür sind vor allem die unzureichenden Maß-
nahmen in der Landwirtschaft. Die anstehende 
Reform der EU-Agrarpolitik (GAP) wird mit darüber 
entscheiden, ob es in Zukunft gelingt, die Nähr-
stoffeinträge hier wirksamer zu reduzieren. Da ins-
besondere die Tierproduktion einen großen Anteil 
hat, kann aber auch jeder einzelne Bürger durch 
einen moderaten Fleischkonsum zur Minderung 
des Problems beitragen.

Das UBA setzt sich auf nationaler und internationa-
ler Ebene für eine weitere Reduktion der Nährstof-
feinträge ein – etwa im Rahmen des HELCOM-Ost-
see-Aktionsplans. Auf dem HELCOM-Ministertreffen 
der Ostseeanreiner im Oktober 2013 sollen entspre-
chende Ziele beschlossen werden.

Ostseeschutz ist den Bundesbürgern viel wert

Die EU-Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie sieht vor, 
dass zur Vorbereitung von Meeresschutz-Maßnah-
men Kosten-Nutzen Analysen durchzuführen sind. 
Dazu hat das Umweltbundesamt eine Methodik 
erarbeiten lassen. Berücksichtigt wurde dabei auch 
eine Zahlungsbereitschaftsanalyse des internationa-
len Forschungsnetzwerks „BalticSTERN“ (www.mtt.
fi/dp/DP2012_1.pdf). Diese ergab, dass die Bürger in 
den Anrainerländern der Ostsee bereit sind, zusam-
men jährlich rund vier Milliarden Euro auszuge-
ben, um den ökologischen Zustand der Ostsee zu 
verbessern. So waren die für die Studie 1.500 reprä-
sentativ ausgewählten Deutschen bereit, zusätz-
lich 27 Euro pro Person und Jahr für Maßnahmen 
gegen die Eutrophierung zu zahlen. Nach den 
Berechnungen ist den Deutschen eine gesunde Ost-
see insgesamt jährlich bis zu einer Milliarde Euro 
wert. Dies geht einher mit dem hohen Erholungs-
wert, den die Deutschen der Ostsee zuschreiben. 
Von den Befragten gaben 83 Prozent an, schon ein-
mal dort gewesen zu sein.
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Reform der EU-Agrarpolitik

Die anstehende Reform der Gemeinsamen Agrar-
politik der EU (GAP) für die Jahre 2014 bis 2020 
bietet aus Sicht des UBA mehrere Ansatzpunkte, 
um Nährstoffeinträge aus der Landwirtschaft zu 
mindern und damit die Eutrophierung der Meere 
zu verringern. So könnten die Vorgaben für den 
einzuhaltenden guten landwirtschaftlichen und 
ökologischen Zustand von Böden schärfer gefasst 
werden, um die Erosion zu mindern und den 
Humusgehalt und die Gefügestabilität von Böden 
zu verbessern, was Abschwemmungen von Nähr-
stoffen in Gewässer mindern würde. Eine weitere 
mögliche Maßnahme wäre, breitere Pufferstreifen 
entlang von Gewässern einzurichten und auf die 
vorgesehenen Verpflichtungen zur Bereitstellung 
ökologischer Vorrangflächen anzurechnen. Eine 
extensive Nutzung dieser Flächen, zum Beispiel 
als Grünland, wäre damit weiterhin möglich. 
Schließlich könnte bei einer finanziellen Stär-
kung der zweiten Säule der GAP (Mittel für die 
ländliche Entwicklung) und mit entsprechenden 
Kofinanzierungsmitteln der Bundesländer mehr 
Geld zur Verfügung gestellt werden, um die Ein-
schränkung landwirtschaftlicher Nutzung durch 
Umweltschutzauflagen finanziell zu kompensie-
ren (Ausgleichszahlungen). Hierdurch könnte u. a. 
die Umsetzung von Flussgebietsbewirtschaftungs-
plänen gemäß der EU-Wasserrahmenrichtlinie 
beschleunigt werden. 

Die Kommission Landwirtschaft am Umweltbun-
desamt (KLU) hat zahlreiche weitere Vorschläge 
für einen besseren Umweltschutz im Rahmen der 
GAP-Reform ausgearbeitet und veröffentlicht, die 
auch im Europaparlament vorgestellt worden sind. 
(www.umweltbundesamt.de/uba-info-medien/4217.
html).

Persistente Schadstoffe gehören nicht ins Meer

In der Anfangsbewertung nach der EU-Meeresstra-
tegie-Rahmenrichtlinie ist festgestellt worden, dass 
Schadstoffe noch immer in teilweise ökotoxikolo-
gisch relevanten Konzentrationen in deutschen 
Nord- und Ostseegebieten nachzuweisen sind [4]. 
Vor allem die persistenten, bioakkumulativen und 
toxischen Stoffe (PBT) werden noch Jahrzehnte 
nach Beendigung ihrer Anwendung in der Meeres-
umwelt zu finden sein. Stoffverbote wirken aller-
dings durchaus; die Konzentrationen von Chemi-
kalien wie DDT, Lindan oder TBT weisen sinkende 
Trends auf. Dafür gibt es neue Schadstoffe, die in 
steigenden Konzentrationen gemessen werden. Ein 
Beispiel ist Perfluoroctansulfonsäure (PFOS) [4], eine 
sehr langlebige Chemikalie, die sich in Lebewesen 
anreichert und giftig ist. Als besonders besorgnis-
erregend gilt ihre Langlebigkeit in menschlichem 
Blut und in Muttermilch. Per- und polyfluorierte-
Verbindungen finden sich aufgrund ihrer besonde-
ren Eigenschaften in vielen alltäglichen Produkten 
wieder. Beispielsweise werden sie in Antihaft-
Beschichtungen für Pfannen, als Regenschutz 
bei Bekleidung, in Feuerlöschschäumen oder zur 
Papierveredelung eingesetzt. Das UBA hält es für 
erforderlich, die Emissionen von per- und polyfluo-
rierten Chemikalien in die Umwelt zu minimieren 
und bereitet dazu gesetzliche Regelungen nach der 
EU-Chemikalienverordnung vor.

Im Rahmen der Stockholm Konvention werden 
Persistente Organische Schadstoffe, sog. POPs, 
weltweit verboten, oder ihre Verwendung wird 
eingeschränkt. Dies führt auch zur Reduzierung 
des Eintrages dieser langlebigen, bioakkumulie-
renden und dem weiträumigen Transport unter-
liegenden Stoffe in die Meere. Das UBA nimmt die 
Funktion des nationalen Focal Point zum Stockhol-
mer Übereinkommen wahr und forscht aktiv zur 
Identifizierung neuer POP-Kandidatenstoffe.

Wie bei der EU-Wasserrahmenrichtlinie werden 
auch bei der EU-Meeresstrategie-Rahmenrichtli-
nie für die als relevant identifizierten Schadstoffe 
Umweltqualitätsnormen abgeleitet. Die Bewertun-
gen der Stoffe werden durch die Untersuchung 
biologischer Effekte ergänzt. Bioakkumulierende 
Stoffe, die sich in Meeresorganismen anreichern, 
sind auch für die Bewertung des Risikos für die 
menschliche Gesundheit von Bedeutung. Vor 
allem in fetthaltigem Fisch lassen sich hohe Schad-
stoffgehalte nachweisen. Die Richtlinie fordert 
deshalb auch die Betrachtung der Belastung von 
Fischen und Meeresfrüchten, die für den menschli-
chen Verzehr genutzt werden.

4	 Fliedner, Annette; Rüdel, Heinz; 

Jürling, Heinrich; Müller, Josef; Neu-

gebauer, Frank; Schröter-Kermani, 

Christa: Environmental Sciences 

Europe 2012, 24:7

4 

Wenn der Bauer das Meer düngt: Zu viele Nährstoffe 
im Meer kommen häufig aus der Landwirtschaft
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Mit Bewusstsein gegen Müll im Meer

Dreiviertel des Mülls im Meer besteht aus Kunst-
stoffen, deren Abbau Jahrhunderte benötigt. Rund 
13.000 Plastikmüll-Teile treiben mittlerweile auf 
jedem Quadratkilometer Meeresoberfläche. Vor 
allem Verpackungsmaterialien sowie Abfälle aus 
Fischerei und Schifffahrt wie Netzreste oder Taue 
bewirken, dass pro Jahr nach Schätzungen rund 
eine Million Seevögel und weitere 100.000 Meeres-
lebewesen umkommen, indem sie sich in den Plas-
tikteilen verheddern, sich strangulieren oder die 
Abfälle als vermeintliche Nahrung verschlucken. 
Ein weiteres Problem ist, dass Arten auf Plastikfrag-
menten in neue Habitate verdriften können. 

Mikroorganismen sind nicht in der Lage, Kunst-
stoffe vollständig zu zersetzen. Neben großforma-
tigen Abfällen wie Plastikflaschen oder -tüten wird 
weltweit eine Zunahme von Mikroplastik in den 
Meereswirbeln, den Sedimenten und an den Strän-
den beobachtet. Als Mikroplastik werden Kunst-
stoffteile kleiner als fünf Millimeter bezeichnet. 
Dabei handelt es sich einmal um sekundäre Frag-
mente, die durch die Zersetzung von Makroplas-
tikteilen wie Verpackungsmaterial entstehen und 
zweitens um primäre Kunststoffpartikel, die direkt 
in mikroskopischer Größe hergestellt werden. Dazu 
gehören beispielsweise Granulate, die in Kosmetik 
und Hygieneprodukten in Reinigungsstrahlern auf 
Werften oder in der Medizin als Träger für Wirk-
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stoffe in Arzneien eingesetzt werden, aber auch 
Basispellets zur weiteren Produktion sowie Fasern 
aus Textilien. 

Auch in Kotproben von Seehunden und Kegelrob-
ben des niedersächsischen Wattenmeeres wurde 
Mikroplastik gefunden. Vornehmlich handelt es 
sich dabei um Granulate aus Kosmetika wie Pee-
lings oder Zahnpasten sowie Fasern, die von Klär-
anlagen nicht vollständig zurückgehalten werden 
können. 

Die EU-Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie sieht die 
Überwachung von Abfällen an Stränden, auf der 
Wasseroberfl äche, in der Wassersäule, auf dem 
Meeresboden und in marinen Organismen vor. Mik-
ropartikel von unter fünf Millimetern Länge und 
insbesondere Mikroplastik werden hierbei geson-
dert erwähnt.

Das Umweltbundesamt konzipiert, fördert und 
begleitet derzeit mehrere Forschungsprojekte 
zum Thema Meeresmüll. So ist ein Pilotmonito-
ring geplant, das alle erforderlichen Meereskom-
partimente und relevanten biologischen Effekte 
abdeckt. Dabei sollen unter anderem die Quellen, 
Eintrags- und Verdriftungspfade des Abfalls unter-
sucht werden, um effektive Maßnahmen entwi-
ckeln zu können. 

Weiterhin fördert und begleitet das UBA ein-
schlägige Projekte der Umweltverbände Bund für 
Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) und 
Naturschutzbund Deutschland (NABU). Der BUND 
führt das Modellprojekt „Plastikfreie Inselum-
welt Juist“ durch und hat sich weiterhin zum Ziel 
gesetzt, Schiffsbesatzungen und Hafenbetreiber für 
das Müllthema zu sensibilisieren und gemeinsame 
Handlungskonzepte zu entwickeln – unter ande-

Jährlich landen etwa

Millionen
Tonnen Plastikab-
fälle im Meer. Diese 
Einträge lassen sich 
drastisch senken.

\  Preisträger des BUND Comic-Wettbewerbs 
„Nix geht über Bord“: N. & O. Bartoschek

Quelle: National Academy of Sciences 

(NAS). Assessing Potential Ocean Pollu-

tants: A Report of the Study Panel on 

Assessing Potential Ocean Pollutants. 

National Academy of Sciences, Washing-

ton DC, p. 419–422.

rem durch den Comic-Wettbewerb „Nix geht über 
Bord“. Der NABU organisierte die erste „Fishing for 
Litter“-Initiative in Deutschland in den Ostseehä-
fen Heiligenhafen, Sassnitz und Burgstaaken. Dabei 
sammeln Fischer Abfälle aus dem Meer und entsor-
gen diese kostenfrei und umweltgerecht im Hafen. 
Ziel dieses Projektes war es, das regionale Umwelt-
bewusstsein zu stärken und innovative Ansätze zum 
Thema Müll zu vermitteln. Der NABU führt die 
Arbeit zum Thema fort und ist momentan dabei, 
die Logistik für ein entsprechendes „Fishing for Lit-
ter“ in Niedersachsen aufzubauen. Im September 
2013 startet das Folgeprojekt „Regionale Maßnah-
men gegen die Vermüllung von Nord- und Ostsee.“ 
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Abbildung 5

Wie lange Braucht der Müll iM Meer uM aBgeBaut zu Werden?
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„rio+20“: Meere sollen keine 
MüllkiPPe Mehr sein

Die Bedeutung der Meere war im Jahr 2012 auch wichtiges 
thema auf dem un-Gipfel „rio+20“. Die große konferenz 
fand im Juni in der brasilianischen Metropole rio de Janeiro 
statt, genau 20 Jahre nach dem ersten un-erdgipfel am 
gleichen Ort. Die Bilanz des Gipfels, der die „nachhaltige 
entwicklung“ global voranbringen sollte, war für viele 
Beobachter enttäuschend. es wurden zwar allgemeine 
Ziele für den nötigen umbau in wirtschaft und Gesell-
schaft benannt, aber kaum konkrete Schritte zur umset-
zung beschlossen. Zu den hervorzuhebenden Zielen in der 
Abschlussresolution „Die Zukunft, die wir wollen“ zählt 
auch eine Verminderung des Müllaufkommens im Meer. In 
Artikel 163 der resolution heißt es: „wir verpfl ichten uns 
ferner, auf der Grundlage der gesammelten wissenschaft-
lichen Daten Maßnahmen zu ergreifen, um den Meeresmüll 
bis 2025 erheblich zu verringern und so eine Schädigung 
der küsten- und Meeresumwelt zu verhindern.“

Das un-umweltprogramm (unep) hatte im Vorfeld von 
rio+20 gemeinsam mit der uS-regierungsbehörde nOAA 
(national Oceanic and Atmospheric Administration) einen 
globalen strategischen Aktionsplan zur Bekämpfung von 
Meeresmüll initiiert – die honolulu-Strategie. Beteiligt an 
der erarbeitung war auch das umweltbundesamt. Im Auf-
trag des Bundesumweltministeriums und in kooperation mit 
der Generaldirektion umwelt der europäischen kommission 
richtet das umweltbundesamt im April 2013 eine „Inter-
nationale konferenz zur prävention und zum Management 
mariner Abfälle“ aus, um einen europäischen Beitrag 
zur umsetzung der honolulu-Strategie und des rio+20-
Beschlusses zu leisten. Ziel ist es, regionale Aktionspläne 
zur Verminderung und Vermeidung weiterer Mülleinträge in 
die europäischen Meeresregionen Ostsee, nordostatlantik, 
Mittelmeer und Schwarzes Meer zu entwickeln.

Pro Jahr sterben 100.000 Meereslebewesen, weil sie sich 
in Plastikteilen verheddern oder strangulieren
^ 

450 Jahre
WegWerfWindel

50 Jahre
PlastikBoJe

10–20 Jahre
Plastiktüte

2 Monate

kerngehäuse
aPfel

2 Monate
PaPPkarton
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Aktiv gegen Lärm im Wasser

Schall breitet sich im Wasser über weitaus größere 
Distanzen aus als an Land. Ein funktionierendes 
und gesundes Gehör ist von vitaler Bedeutung für 
viele Meereslebewesen wie Fische oder marine 
Säugetiere. Insbesondere für Zahnwale wie den 
heimischen Schweinswal, die Echo-Ortung betrei-
ben, ist eine lärmarme Umgebung daher wichtig. 
Die Tiere sind bei Orientierung, Kommunikation, 
Nahrungssuche, Reproduktion und Feindvermei-
dung in hohem Maße auf hydroakustische Signale 
angewiesen.

Die Verlärmung der marinen Umwelt durch den 
Menschen hat in den vergangenen Jahren zuge-
nommen. Ursachen sind unter anderem der Bau 
und Betrieb von Öl- und Gasplattformen oder 
Offshore-Windenergieanlagen, die Suche nach 
Ressourcen mittels seismischer Verfahren, die 
zunehmende kommerzielle Schifffahrt oder der 
Einsatz von Sonaren durch Fischerei und Militär. 
Die negativen biologischen Auswirkungen können 
zahlreich sein. Sie beginnen mit einer Störung der 
Tiere sowie Reaktionen wie Flucht und reichen bis 
zu einem zeitweiligen oder dauerhaften Gehörver-
lust, im Extremfall sogar zum Tod.

Derzeit gibt es keine ausreichenden Erkenntnisse 
über das tatsächliche Ausmaß der Lärmbelastung 
in Nord- und Ostsee. In einem Forschungsprojekt 
lässt das UBA daher eine Software entwickeln, 
die eine Einzel- und Gesamtbewertung der dort 
vorkommenden natürlichen und anthropogenen 
Schallereignisse ermöglicht. Das Ziel ist, deren 

Verteilung und Ausbreitung in interaktiven Karten 
abzubilden. Darauf aufbauend sollen die biologi-
schen Auswirkungen sowohl singulärer als auch 
kumulativer Lärmeinträge auf ausgewählte Mee-
restiere visuell dargestellt werden können.

Gegenwärtig werden Methoden erarbeitet, die 
eine Überwachung von mittel- und tieffrequenten 
impulshaften Schallereignissen, wie sie bei der 
Errichtung von Offshore- Windanlagen typisch 
sind, sowie von tieffrequenten kontinuierlichen 
Schalleinträgen, die durch die Schifffahrt entste-
hen, ermöglichen. Im Frequenzbereich von zehn 
bis 300 Hertz wird der natürliche Schallpegel der 
Meere allein durch den Schiffsverkehr um 20 bis 
30 Dezibel angehoben. Die Internationale See-
schifffahrts-Organisation (IMO) hat daher Empfeh-
lungen zur Lärmminderung bei Schiffen erarbei-
tet. Bei der Überarbeitung der Vergabegrundlage 
für das Umweltzeichen „Blauer Engel“ für ein 
umweltfreundliches Schiffsdesign wurden Krite-
rien für Unterwasserschall aufgenommen.

Um die Minderung der Lärmeinträge in die Meere 
zu erreichen, wird es für erforderlich gehalten, 
verbindliche, angemessene Lärmschutzkriterien 
für die unterschiedlichen Schallquellen festzule-
gen. Außerdem ist eine Verbesserung der Technik 
zum Beispiel beim Rammen von Gründungen für 
Offshore-Windanlagen nötig. In Deutschland hat 
sich ein duales Lärmschutzkriterium für Ramm-
arbeiten bewährt, um Schäden an Schweinswa-
len nach heutigem Erkenntnisstand vorzubeugen 
(siehe auch unter „Verträgliche Offshore-Wind-
kraft“).

Für Zahnwale wie den 
heimischen Schweinswal, 
die Echo-Ortung betrei-
ben, ist eine lärmarme 
Umgebung lebenswichtig.

4

Schweinswal
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\

Bau einer Offshore-Windkraftanlage
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Fischerei muss Grenzen beachten 

Die Fischerei ist neben der Eutrophierung der wich-
tigste Belastungsfaktor für die Ozeane [5, 6]. Laut 
EU-Kommission fehlen in europäischen Gewässern 
für 65 Prozent der Fischbestände ausreichende 
Gutachten und lediglich 22 Prozent der TAC-regu-
lierten Bestände sind nachweislich nicht überfischt 
(TAC = total allowable catch) [7]. Darüber hinaus 
zeichnet sich über die vergangenen Jahre ein Rück-
gang der Bestände, die als innerhalb sicherer biolo-
gischer Grenzen eingestuft werden können (von 47 
Prozent im Jahr 2003 auf 35 Prozent im Jahr 2012). 
Bei den begutachteten Beständen scheint sich die 
Lage jedoch langsam zu verbessern. Die EU-Kom-
mission glaubt, die so genannte MSY-Fischerei sei 
ein realistisches und erreichbares Ziel (MSY = maxi-
mum sustainable yield).

Im Nordostatlantik erfolgt laut EU-Kommission die 
Befischung aller wichtigen pelagischen Bestände 
außer Makrelen inzwischen auf MSY-Niveau. Die 
Befischungsrate bei Makrelen liegt weit über den 
Grenzen der Nachhaltigkeit und die Bestands-
größen werden in den nächsten Jahren deutlich 
zurückgehen, wenn mit Island und den Färöern 
keine Einigung über eine nachhaltige Bewirtschaf-
tung dieses Bestands erzielt werden kann. Diese 
fehlende Einigung und das Ende einer ordnungs-

gemäßen Bewirtschaftung haben zum Verlust 
der Zertifizierung durch den Marine Stewardship 
Council als nachhaltig bewirtschafteter Bestand 
geführt. In der Ostsee sind immer noch fünf von 
sieben bekannten Beständen überfischt. Lediglich 
Kabeljau in der östlichen Ostsee und Hering in der 
Bottnischen See werden auf MSY-Niveau befischt. 
Im Mittelmeer sind 80 Prozent der untersuchten 
Bestände überfischt und einige sind stark dezi-
miert.

Die krisenhafte Zuspitzung ist im Wesentlichen 
auf kurzfristiges Ertragsdenken, überdimensio-
nierte Fangflotten, und jahrzehntelange Festle-
gung von zu hohen Fangquoten unter Missachtung 
wissenschaftlicher Empfehlungen zurückzufüh-
ren. Hinzu kommt die Verwendung umweltschäd-
licher und bestandsschädigender Fangtechniken, 
unzureichende Kontrolle der Fischereiaktivitäten 
und illegale Fischerei [8]. In erster Linie verant-
wortlich für die Fehlsteuerung ist die von ökono-
mischen Interessen dominierte Fischereipolitik der 
EU [9].

Im Juni 2011 hatte die Kommission weitreichende 
Vorschläge zur Reform der gemeinsamen Fische-
reipolitik vorgelegt. Im Juni 2012 legten die EU-
Fischereiminister ihre Position („gemeinsame Aus-
richtung“) zum Vorschlag vor. Sie beinhaltet unter 

der Bestände im Mittelmeer 
gelten als überfischt.

Prozent
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anderem ein Rückwurfverbot, das zwischen 2014 
bis 2020 schrittweise einzuführen ist, und eine 
Erhöhung der Fischbestände durch sachgemäße 
Bewirtschaftung. Bis 2015 beziehungsweise 2020 
soll ein Fangniveau erreicht werden, das höchst-
möglichen Dauerertrag ermöglicht. Es wird die Ein-
führung eines freiwilligen Systems übertragbarer 
Fischereiquoten ermöglicht sowie die Ausarbeitung 
mehrjähriger regionaler Bewirtschaftungspläne für 
einzelne Bestände. Außerdem plädierten die Minis-
ter für die Einführung einer Menschenrechtsklausel 
für Fischereiabkommen mit Drittländern. Das UBA 
würde eine Umsetzung dieser Elemente begrüßen. 

Das EU Parlament hat am 6. Februar 2013 mit kla-
rer Mehrheit für eine ehrgeizige Reform der EU 
Fischereipolitik gestimmt. Dies beinhaltet u. a. ein 
schrittweises Verbot der Rückwürfe und eine strikte 
Orientierung der Fangquoten an wissenschaftli-
chen Vorgaben, festgestellt für mehrere Jahre im 
Voraus. Das Parlament muss nun mit anderen EU-
Mitgliedstaaten im Ministerrat über eine gemein-
same Linie verhandeln, damit die Reform in Kraft 
treten kann. Einige Mitgliedstaaten, allen voran die 
Fischereinationen Frankreich und Spanien, haben 
sich bisher allerdings für Ausnahmen und einen 
verzögerten Beginn der vorgeschlagenen Maßnah-
men ausgesprochen.

Marine Aquakultur, die heute meist mit Raubfisch-
Arten betrieben wird, kann dagegen keine tragfä-
hige Alternative sein, um die wachsend Nachfrage 
nach Fisch zu decken. Sie ist nämlich ebenfalls von 
der Wildfischerei abhängig, da diese die Futterbe-
standteile Fischmehl und -öl liefert.

Das UBA unterstützt eine Zertifizierung von 
Fischereierzeugnissen aus umweltgerechter Fische-
rei und fördert deshalb die Arbeit des „Marine 
Stewardship Council“ (MSC). Um Käufern die 
Sicherheit zu geben, dass ein Produkt mit dem 
blau-weißen MSC-Siegel tatsächlich aus nachhal-
tiger Fischerei stammt, muss jedes Unternehmen 
der Lieferkette den MSC-Standard zur Rückverfolg-
barkeit einhalten. Mit der Unterstützung des UBA 
konnte der Anteil des entsprechend zertifizierten 
wild gefangenen Fischs in Deutschland bereits 
deutlich erhöht werden – von 1.191 im April 2010 
auf aktuell 3.984 Produkte im Februar 2012, was 
mehr als einer Verdreifachung entspricht. Auch 
wurden weitere Fischerfang-Betriebe von einer 
Bewertung nach MSC-Standard überzeugt, zudem 
hat das Thema Nachhaltigkeit im Fischfang viele 
Menschen im deutschsprachigen Raum erreicht. 
Ein weiteres Projekt, was im April 2013 star-
tet, adressiert nachhaltigen Fischkonsum in der 
Außer-Haus-Verpflegung und im Fischfachhandel 
Deutschlands.

\

MSC-Siegel – aktuell 3.984 Produkte 
im Angebot

\

Thunfische im Netz
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Verträgliche offshore-Windkraft  

Das Energiekonzept der Bundesregierung sieht 
die Errichtung von Offshore-Windenergieanlagen 
mit einer Kapazität von 25.000 Megawatt (MW) 
bis zum Jahr 2030 vor. In Deutschland befi nden 
sich – Stand Januar 2012 – 71 Offshore-Windräder 
mit einer Leistung von insgesamt 298,3 MW in 
Betrieb. Es handelt sich um den Offshore-Windpark 
Alpha Ventus und die bisher installierten Windtur-
binen des Feldes BARD Offshore 1 in der Nordsee 
sowie des Windparks Baltic 1 in der Ostsee. Derzeit 
befi nden sich sechs Offshore-Windparks in Bau, 
die zusammen etwa 320 Anlagen mit einer Kapa-
zität von rund 1.500 MW umfassen. Diese Erzeu-
gungskapazität reicht aus, um Strom für über 1,5 
Millionen Haushalte zu produzieren. Genehmigt 

sind bisher 26 Windparks in der deutschen Aus-
schließlichen Wirtschaftszone (AWZ) der Nordsee 
sowie drei in der deutschen AWZ der Ostsee. Im 
Küstenmeer von Nord- und Ostsee wurden bislang 
vier Windparks genehmigt.

Bei der Anbindung der Offshore-Windparks an 
die Stromnetze an Land muss auf größtmögliche 
Umweltschonung geachtet werden. Dazu empfi ehlt 
sich eine Bündelung von Leitungen, die Parallelfüh-
rung zu vorhandenen Trassen, die Wahl des jeweils 
kürzesten Weges und eine Verlegung möglichst 
außerhalb der geschützten NATURA 2000-Gebiete. 
Für den Abtransport des Windstroms werden auf 
See Konverter-Stationen errichtet, in denen der pro-
duzierte Drehstrom in Gleichstrom umgewandelt 
wird. Dieser gelangt über Hochspannungs-Gleich-

Bereits erprobt: Schallminderung 
bei Rammarbeiten durch Luftbla-
senschleier, entwässerbare „Koffer-
dämme“ oder Hydro-Schalldämpfer. 

Abbildung 6

schallschutz BeiM Bau Von offshore-WindParks
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strom-Übertragungsleitungen (HGÜ) im Meeres-
boden und dann über Land zum nächstgelege-
nen Einspeisepunkt. Auch die Errichtung und der 
Betrieb von Offshore-Windparks muss möglichst 
umweltschonend erfolgen und ist in Einklang mit 
dem Ziel der EU-Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie, 
bis 2020 einen „guten Umweltzustand“ der Meere 
zu erreichen, zu bringen.

Die Genehmigungen der Offshore-Windparks 
werden nach der Seeanlagen-Verordnung erteilt, 
zudem gelten die Bestimmungen des Bundesna-
turschutzgesetzes sowie die Vorgaben der Fauna-
Flora-Habitat-Richtlinie und der Vogelschutzrichtli-
nie. Ein breit angelegtes Untersuchungsprogramm 
zu den ökologischen Auswirkungen von Bau und 
Betrieb der Anlagen bildet die Entscheidungs-
grundlage. Dabei sind unter anderem folgende 
Auswirkungen relevant:
5 Kollisionsgefahr mit und Barrierewirkung von 

Anlagen sowie Verlust von Rast- und Nahrungs-
gebieten bei Vögeln;

5 Schädigung des Gehörs, Verhaltensänderungen 
sowie weitläufi ge Vertreibung mariner Säuge-
tiere wie Schweinswale durch Lärm beim Ram-
men der Anlagenfundamente;

5 Veränderung von Boden-Lebensgemeinschaften 
im Nahbereich durch die Fundamente der Anla-
gen. 

Um Zugvögel zu schützen, empfi ehlt das UBA eine 
bedarfsgerechte Beleuchtung der Offshore-Wind-
energieanlagen. In Nächten mit starkem Vogelzug 
bei gleichzeitig schlechten Wetter- und Sichtbe-
dingungen behält sich die Genehmigungsbehörde 
nach Prüfung der Sachlage vor, die Anlagen vorü-
bergehend abschalten zu lassen. Zum Schallschutz 
beim Bau der Offshore-Windparks in der AWZ der 
deutschen Nordsee arbeitet die Bundesregierung 
derzeit an einem Schallschutzkonzept. Um Schä-
den an der Leit-Tierart Schweinswal auszuschlie-
ßen, hat das UBA Lärmschutzwerte im Sinne eines 
dualen Kriteriums von 160 Dezibel Schallexpositi-
onspegel und von 190 Dezibel Spitzenschallpegel 
in 750 Metern Entfernung empfohlen. Das BSH hat 
diese Empfehlung aufgegriffen und als Grenzwerte 
in den Genehmigungsbescheiden vorgeschrieben. 
Um diese Werte einzuhalten, müssen neue techni-
sche Lärm-Minderungsmaßnahmen entwickelt oder 
vorhandene optimiert werden. Für einige Techni-
ken zur Schallminderung bei Rammarbeiten wie 
Luftblasenschleier, Hydro-Schalldämpfer oder ent-
wässerbare „Kofferdämme“ konnte eine schallmin-

Abbildung 7

BohrVerfahren

Bohrer

dernde Wirkung bereits bestätigt werden. Einen 
Stand der Technik zur Gewährleistung der Einhal-
tung des BSH-Grenzwertes haben diese Verfahren 
noch nicht erreicht. Alternative Methoden, die Fun-
damente einzubringen – zum Beispiel Bohren statt 
Rammen – sollten ebenfalls weiterentwickelt und 
erprobt werden.

Durch die Errichtung von Offshore-Windparks sind 
neben der Produktion von erneuerbarem Strom 
möglicherweise auch positive Naturschutz-Effekte 
zu erwarten. So können die betreffenden Zonen 
Rückzugsgebiete für Fische werden, da hier vor-
aussichtlich keine Schleppnetz-Fischerei betrieben 
werden wird. Die durch Grundschleppnetzfi sche-
rei beeinträchtigte Bodenfauna, vor allem lang-
lebige Arten, wird nach Wegfall dieser Fischerei 
auch profi tieren. Das UBA empfi ehlt, die damit 
zu erwartenden positiven Effekte nicht vorschnell 
etwa durch neue Nutzungen wie Stellnetz-Fische-
rei oder Muschelzucht an Langleinen zu konterka-
rieren, bevor eine umfassende Evaluierung statt-
gefunden hat. Die bisherigen Untersuchungen zu 
Offshore-Windparks beobachten und prognostizie-
ren zudem eine Besiedlung der Fundamente durch 
Algen und Muscheln. Viele Experten bewerten das 
als positiv, weil es die Artenvielfalt erhöht. Es gibt 
allerdings auch Stimmen, die eine „Verfelsung“ 
des Lebensraums mit vorwiegend sandigem Boden 
befürchten. 
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Strom hat keine Farbe. Trotzdem können die Ver-
braucher zwischen vielen verschiedenen Strom-
produkten wählen. Beispiele sind Ökostrom oder 
Grünstrom. Dabei kann Ökostrom reiner Wasser-
kraft-Strom sein, einen Mix aus verschiedenen 
erneuerbaren Energien bezeichnen oder auch 
Anteile aus hocheffi zienten Gas- und Dampfturbi-
nen haben. Ökostrom bezeichnet also ein Produkt 
eines Elektrizitätsversorgers, das zu einem hohen 
Anteil oder vollständig klimafreundlich hergestellt 
wurde.

Verbraucher wollen sicher sein, dass der grüne 
Strom, den sie kaufen, auch wirklich ökologisch 
produziert wurde. Hier gibt es in diesem Jahr 
eine wichtige Änderung: Das Umweltbundesamt 
betreibt seit dem 1. Januar 2013 das so genannte 
Herkunftsnachweisregister (HKNR). Elektrizitäts-
versorger, die Ökostrom anbieten, müssen sich hier 

registrieren lassen und auf ihrem Konto entspre-
chend der Menge an verkauftem Ökostrom Her-
kunftsnachweise entwerten. Damit setzt Deutsch-
land die europäische Richtlinie für erneuerbare 
Energien (2009/28/EG) um.

Das UBA trägt so dazu bei, dass das Vertrauen im 
boomenden Ökostrom-Markt wächst. Die Verbrau-
cher können nun sicher sein, dass der Strom, den 
ihr Elektrizitätsversorger ihnen als Ökostrom lie-
fert, auch tatsächlich aus erneuerbaren Energien 
stammt und in der entsprechenden Menge ins 
Netz eingespeist wurde.

Der Herkunftsnachweis (HKNR) ist ein elektroni-
sches Dokument. Er trifft jedoch keine Aussage 
über die Qualität des Stroms, sondern bescheinigt 
für jede Megawattstunde (MWh) lediglich, wo und 
wie der Strom produziert wurde. Gleichzeitig sorgt 

ZERTIFIKAT FÜR ERNEUERBARE ENERGIE 
Der Herkunftsnachweis des Umweltbundesamtes
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dieses Dokument dafür, dass die Qualität „erneu-
erbarer Strom“ nicht doppelt an Stromverbraucher 
vermarktet werden kann, denn das UBA stellt je 
MWh nur einen Nachweis aus, überwacht dessen 
„Verbleib“ und entwertet ihn endgültig nach der 
Lieferung der Elektrizitätsmenge an den Endver-
braucher.

ein nachweis pro Megawattstunde

Wie aber funktioniert nun das Register genau? Die 
obige Abbildung stellt das System dar. Jeder Erzeu-
ger von erneuerbarem Strom, der nicht durch das 
Erneuerbare Energien-Gesetz (EEG) direkt geför-
dert ist, kann sich pro MWh vom UBA einen Her-
kunftsnachweis ausstellen lassen. Die Nachweise 
werden im Register dem Konto des Erzeugers 
gutgeschrieben. Verkauft der Erzeuger den Strom, 
überträgt das UBA den Herkunftsnachweis auf 
das Konto des Käufers. Bei Lieferung des Stroms 
an einen Endverbraucher entwertet das UBA die 
identische Menge Herkunftsnachweise im Register 
auf dem Konto des Versorgers. Dann kann dieser 

seinen Kunden den Ökostrom in der vorgeschrie-
benen Stromkennzeichnung ausweisen. Dass dies 
korrekt geschieht, kann das UBA durch einen 
Abgleich mit den entwerteten Nachweisen über-
prüfen.

Der Energieversorger verwendet den entwerteten 
Nachweis einmalig für die Stromkennzeichnung. 
Die Pfl icht zur Kennzeichnung ist in Paragraph 
42 des Energiewirtschaftsgesetzes geregelt, der 
besagt, dass der Elektrizitätsversorger dem End-
kunden wichtige Informationen zu seinem Strom-
bezug bereitstellen muss. Entsprechend dieser 
Vorschrift fi nden alle Kunden auf ihrer Stromrech-
nung und auf der Homepage ihres Versorgers die 
Kennzeichnung, aus der hervorgeht, aus welchen 
Quellen die gelieferte Elektrizität stammt. Hier 
wird ebenfalls der durchschnittliche deutsche 
„Strommix“ mit den Anteilen unter anderem von 
Kohle-, Atom-, Erdgas- und erneuerbarem Strom 
dargestellt. Dies erlaubt den Vergleich zum jeweils 
selbst gewählten Stromprodukt.

HKN = Herkunftsnachweis

VerbraucherAnlagenbetreiber Händler Elektrizitätsversorger

Anlagenbetreiber-
konto

Händlerkonto Konto des Elektrizitäts-
versorgers
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Abbildung 2

StrOMMiX in DeutSChLanD 2011
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In den links gezeigten Tortendiagrammen der 
Abbildung 2 fällt auf, dass die erneuerbaren Ener-
gien jeweils doppelt vorkommen. Zum einen ist es 
die erneuerbare Energie, die von allen Stromkun-
den über die EEG-Umlage fi nanziert wird. Dieser 
Anteil ist bei allen Verbrauchern in Deutschland 
gleich; die Ausweisung erfolgt unabhängig vom 
Stromtarif. Ökostrom-Kunden beziehen darü-
ber hinaus Strom aus erneuerbaren Energiequel-
len, der ohne EEG-Förderung produziert wird. Im 
Diagramm heißt diese Menge „sonstige erneuer-
bare Energien“. Genau für diesen Strom muss der 
Elektrizitätsversorger die Nachweise in identischer 
Menge beim UBA entwerten.

Der Herkunftsnachweis hilft aber nicht nur den 
Verbrauchern, er nutzt ebenso den Erzeugern von 
Ökostrom. Die neue Regelung erhöht den Wert des 
nicht über das EEG geförderten Stroms aus erneu-
erbaren Energien am Markt. Damit wird es attrak-
tiver, in erneuerbare Energien zu investieren.

vorteil für ökostrom-Label

Zunächst geben die Herkunftsnachweise nur Aus-
kunft über die Menge und die Herkunft des grünen 
Stroms, sie enthalten keine Bewertung der öko-
logischen Qualität der Energieerzeugung. Einige 
pfl ichtgemäße Angaben, wie zum Beispiel das Alter 
der Anlage, liefern jedoch bereits wichtige Informa-
tionen, die Ökostrom-Label für eine Bewertung der 
Produktqualität nutzen können. Das UBA schafft 

darüber hinaus für die Betreiber der Anlagen die 
Möglichkeit, mit freiwilligen Zusatzangaben auf 
dem Nachweis die Art und Weise der Stromproduk-
tion näher zu beschreiben. Damit liefern Herkunfts-
nachweise weitere wichtige Informationen, die die 
Zertifi zierer von Ökostrom für ihre Label zur Quali-
tätsbeurteilung benötigen.

Eine mögliche Zusatzangabe, die „gekoppelte 
Lieferung“, bezieht sich auf die Vertriebsart. Sie 
belegt, dass der Elektrizitätsversorger Strom sowie 
Herkunftsnachweis direkt vom Produzenten an 
denselben Endkunden liefert. Dies muss von einem 
Umweltgutachter bestätigt werden. Übliches Ver-
fahren im heutigen Strommarkt ist dagegen der 
getrennte Handel von Strom und Nachweisen. Es 
wird also meist anderer Strom gekauft und gelie-
fert, als der Nachweis angibt. Dieses Vorgehen ist 
rechtmäßig, entspricht aber im Regelfall nicht den 
Vorstellungen der Verbraucher beim Bezug von 
Ökostrom.

Andere freiwillige Angaben, die aber ebenfalls 
vom Gutachter bestätigt werden müssen, bezie-
hen sich zum Beispiel auf den Bau und Betrieb der 
Erzeugungsanlage. Sie können etwa belegen, dass 
ein Wasserkraftwerk besonders umweltfreundlich 
– etwa mit Fischschutz oder Geschiebemanage-
ment – betrieben wird. Hierauf werden umweltbe-
wusste Verbraucher und vor allem auch Zertifi zie-
rer für Ökostrom künftig zunehmend Wert legen, 
wie dem UBA in vielen Gesprächen mit Unterneh-
men deutlich wurde.

Menge und Marktanteil des grünen Stroms steigen 
stetig. Doch an einer einheitlichen Defi nition für 
Ökostrom fehlt es bis heute, auch ist der Begriff 
bisher rechtlich nicht geschützt. Die Beurteilung, 
was qualitativ hochwertigen Ökostrom auszeich-
net, geht auseinander. Investitionen in den wei-
teren Ausbau von Anlagen zur Stromerzeugung 
aus erneuerbaren Energien jenseits der EEG gelten 
bisher als wesentliches Qualitätsmerkmal. Dar-
über hinaus können weitere Qualitätsmerkmale 
wie besondere Umweltverträglichkeit bei Installa-
tion und Betrieb der Erzeugeranlagen zunehmend 
wichtiger werden. Die Herkunftsnachweise erlau-
ben es, diese Vorteile zu belegen.

Letztlich entscheiden die Verbraucher, welchen 
Ökostrom sie kaufen möchten. Das UBA empfi ehlt, 
zukünftig beim Energieversorger nachzufragen, 
wie der Ökostrom beschafft wird – zum Beispiel 
„gekoppelt“ an den Herkunftsnachweis oder über 
Herkunftsnachweise aus dem Ausland, ohne dass 
der Strom tatsächlich aus der darin benannten 
Anlage stammt. Bewusst sein sollte den Verbrau-
chern dabei, dass der Versorger die Stromkenn-
zeichnung für den gesamten an seine Endkunden 
gelieferten Strom vornimmt und eine Zuordnung 
zu einzelnen Kunden grundsätzlich nicht erfolgt.

\

Geothermie-Kraftwerk
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Das Luftmessnetz des Umweltbundesamtes besteht 
aus sieben Stationen, die sich in so genannten 
Reinluft-Gebieten befinden – also fernab von den 
Haupt-Emissionsquellen. Gemessen werden Spu-
renstoff-Konzentrationen in der Luft und im Nie-
derschlagswasser. Damit erfüllt das UBA Mess- und 
Berichtspflichten Deutschlands im Rahmen der 
EU-Gesetzgebung und internationaler Abkommen, 
zum Beispiel der Genfer Luftreinhalte-Konvention, 
des globalen Atmosphären-Beobachtungspro-
gramms GAW sowie der Meeresschutzabkommen 
OSPAR und HELCOM. Die zum Teil jahrzehntelang 
durchgeführten, belastbaren Messreihen doku-
mentieren die Erfolge internationaler Luftreinhal-
tung, zum Beispiel den Rückgang der Belastung 
mit Schwefeldioxid und Staub. Sie zeigen aber 
auch die weiterhin bestehenden Probleme, etwa 
den Anstieg der Treibhausgas-Konzentrationen.

Überwachung der Luftqualität

Die Überwachung der Luftqualität in Deutsch-
land ist vorwiegend Aufgabe der Bundesländer. 
Sie wird meist in Städten und in der Nähe von 
Emissionsquellen durchgeführt. Dies geschieht 
in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
auf einheitlicher gesetzlicher Grundlage, nämlich 
den EU-Luftqualitätsrichtlinien (2008/50/EG und 
2004/107/EG). Sie wurden durch die 39. Verord-
nung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (39. 
BImSchV) in deutsches Recht umgesetzt. Diese 
regelt unter anderem, wo Messstellen zu betrei-
ben sind, welche Parameter mit welchen Metho-
den und welcher zeitlichen Auflösung zu messen 
sind, außerdem legt sie Grenz- oder Zielwerte fest. 
Hauptziel dieser Überwachung ist es, den Schutz 
der Bevölkerung vor Luftverunreinigungen sicher-
zustellen. 

Die Aufgaben, Zielsetzungen und Messparameter 
des UBA-Luftmessnetzes unterscheiden sich davon 
grundlegend. 

Hier interessieren besonders die Luftverunrei-
nigungen, die über weite Entfernungen, grenz-
überschreitend und global transportiert werden, 
weswegen das UBA seine Messstationen fernab 
von wesentlichen Emittenten betreibt. Bereits in 
den 1960er und 1970er Jahren wurde klar, dass 

Schwefeldioxid-Emissionen aus den mitteleuropä-
ischen Industriestaaten die Versauerung skandi-
navischer Gewässer verursachten. Aus dieser Zeit 
stammt die wichtige Erkenntnis: Luftschadstoffe 
verunreinigen die Luft nicht nur regional oder in 
ihrem Ursprungsland. Sie können in der Atmo-
sphäre über hunderte Kilometer transportiert wer-
den, einige besonders langlebige sogar global. Die 
Bekämpfung grenzüberschreitender Luftverunrei-
nigung und deren Wirkungen, die durch Ablage-
rung am Boden (Deposition) verursacht werden, 
erfordert deshalb internationale Zusammenarbeit.

Bei dieser Aufgabe kooperiert Deutschland mit 
anderen Staaten im Rahmen internationaler 
Abkommen: 
5	Den Bereich „klassischer“ Luftschadstoffe regelt 

die Genfer Luftreinhalte-Konvention 
	 (www.unece.org/env/lrtap/welcome.html)
5	Das wichtigste internationale Monitoring-Pro-

gramm der Genfer Luftreinhaltekonvention 
heißt EMEP (European Monitoring and Evalua-
tion Programme, www.emep.int)

5	Ein weiteres internationales Monitoringpro-
gramm der Genfer Luftreinhalte-Konven-
tion ist das „Integrated Monitoring“, das die 
Wirkungen grenzüberschreitend transpor-
tierter Luftschadstoffe auf Ökosysteme zum 
Inhalt hat (www.environment.fi/default.
asp?contentid=398672&lan=EN)

5	Im Bereich klimarelevanter Parameter ist das 
Global Atmosphere Watch-Programm (GAW) 
maßgeblich (www.wmo.ch/web/arep/gaw/gaw_
home.html

5	Den Schutz der marinen Umwelt im Nordost-
Atlantik regelt die OSPAR-Konvention (www.
ospar.org/eng/html/welcome.html)

5	Den Schutz der marinen Umwelt in der Ostsee 
regelt die HELCOM-Konvention (www.helcom.fi)

5	Die EU Luftqualitäts-Richtlinien verpflichten zur 
Messung der Hintergrundbelastung mit Schad-
stoffen (http://www.bmu.de/luftreinhaltung/
downloads/doc/41204.php)

Diese internationalen Vereinbarungen haben drei 
wichtige Ziele. Es geht um den Schutz von Ökosys-
temen vor ferntransportierten Luftverunreinigun-
gen, den Klimaschutz und um die Verbesserung 
des Verständnisses atmosphärischer Prozesse.

Die Spur der Gase
Unser Luftmessnetz erfasst die Luftverschmutzung –
grenzüberschreitend und global
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Auch „Reinluft-Gebiete“ sind belastet

Das UBA-Luftmessnetz kann seinen wichtigs-
ten Auftrag – die Erfassung von weiträumig und 
grenzüberschreitend, europaweit oder sogar 
weltweit transportierten Luftverunreinigungen 
und Klimagasen – nur in so genannten Reinluft-
Gebieten erfüllen. Die Messstationen liegen daher 
möglichst weit entfernt von Ballungsräumen und 
lokalen Großemittenten wie Kraftwerken, Anlagen 
der Schwerindustrie oder Hauptverkehrsachsen. 
Die Fläche Deutschlands, seine Landschaftstypen 
und Höhenverteilung werden dabei repräsentativ 
abgedeckt. Die UBA-Luftmessstationen sind dabei 
Teil sehr viel umfangreicherer, nämlich europa- 
oder weltweiter Beobachtungsnetze.

An allen sieben Messstationen arbeitet technisches 
Personal. Jede Station besteht aus einem Stations-
gebäude und einem Messfeld. Im Stationsgebäude 
sind die Büros und Laboratorien untergebracht, 
ebenso das Herzstück jeder Anlage, der Messraum. 
Hier wird über einen oder mehrere Ansaugstutzen 
Außenluft angesaugt, die von automatisch arbei-
tenden Messgeräten kontinuierlich und rund um 
die Uhr auf Luftverunreinigungen analysiert wird. 
Auf dem Messfeld stehen Probensammler für Fein-
staub, Niederschlagswasser und spezielle Luftver-
unreinigungen zur Verfügung. Hier werden Pro-
ben diskontinuierlich – zum Beispiel täglich oder 
wöchentlich – entnommen und versandt, um an 
zentraler Stelle analysiert zu werden.

In den vergangenen Jahren wurde an allen sieben 
Stationen des UBA-Netzes in die Bausubstanz, die 
Gebäudetechnik, die Energieeffizienz, den Arbeits- 
und Brandschutz und in die Messgerätetechnik 
investiert. Das war eine Voraussetzung dafür, dass 
alle Standorte nach dem EMAS-Umweltmanage-
ment der EU zertifiziert werden konnten. Bei der 
Messnetz-Zentrale im hessischen Langen erfolgte 
das im Jahr 2005, bei den Messstationen im Jahr 
2011.

Das umfangreiche Messprogramm des UBA-Netzes 
beinhaltet chemische und physikalische Untersu-
chungen. Es werden gasförmige, partikuläre und 
im Niederschlagswasser enthaltene Luftverunreini-
gungen untersucht. Im Einzelnen umfasst das Mes-
sprogramm zum Beispiel folgende Parameter:

Gase: SO
2
, NO, NO

2
, NO

x
, Ozon, VOC, Carbonyle, 

NH
3
, HNO

3
, PAN, Hg, POP 

Klimawirksame Gase: CO
2
, CH

4
, SF

6
, N

2
O, H

2
, CO

Feinstaub: Masse: PM
10

, PM
2.5

, PM
1
, Zusammen-

setzung: Ionen (NO
3

-, SO
4
2-, Cl-, NH

4
+, Na+, K+, Ca

2
+, 

Mg
2
+), Schwermetalle (Pb, Cd, As, Ni, Co, Cu, Fe, 

Mn, Sb, Tl, V, Zn), EC/OC, POP; Partikelanzahl-Ver-
teilung von Ultrafeinstaub

Niederschlag: Menge sowie Inhaltsstoffe (zur 
Depositionsberechnung): pH, Leitfähigkeit, Ionen 
(NO

3
-, SO

4
2-, Cl-, NH

4
+, Na+, K+, Ca

2
+, Mg2+), Schwerme-

talle (Pb, Cd, As, Ni, Co, Cr, Cu, Fe, Mn, Sb, V, Zn), 
Hg, POP (PAH, PCB, Organochlorpestizide)

Meteorologie: Luftdruck, Temperatur, Feuchte, 
Wind-Richtung und -Geschwindigkeit, UV-Strah-
lung, Globalstrahlung, Turbulenzparameter, 
Mischungsschichtparameter, Niederschlagsmenge

Im Rahmen des „Integrated Monitoring“ umfassen 
die Beobachtungen und Messungen Meteorologie, 
Luftchemie, Niederschlagschemie in Freifläche 
und Wald, Stammabfluss, Bodenwasserchemie, 
Grundwasserchemie, Oberflächenwasserchemie, 
Blattchemie, Streufallchemie, Mikrobiologie, Wald-
wachstum und Kronenzustand, Fische, Vegetation, 
Vegetationsstruktur, Flechten, Vogelinventur und 
Phänologie.

Belastbare Langzeitmessungen

Seit Beginn der Messungen, also seit Mitte der 
1960er Jahre, hat das UBA-Luftmessnetz etwa 
130 Millionen Messwerte erhoben. Pro Jahr kom-
men rund 3,6 Millionen hinzu. Sämtliche Werte 
sind in einheitlichem Format in einer Datenbank 
abgelegt, zusammen mit Messort, Zeitpunkt oder 
Zeitspanne der Messung und Messmethod¡e. Sie 
fließen in die zentralen Datenbanken der interna-
tionalen Programme ein. Diese Datensätze werden 
für Berichterstattung, Modellrechnungen, allge-
meine Information und Politikberatung genutzt.

Über Jahrzehnte reichende Messreihen, die aus 
vergleichbaren Messwerten in hoher zeitlicher 
Auflösung mit möglichst geringen Lücken beste-
hen, erfordern einen hohen Aufwand für das Qua-
litätsmanagement (QM). Bereits die internationa-
len Messprogramme beinhalten eine Reihe von 
entsprechenden Vorgaben. Das Qualitätsmanage-
ment im UBA-Luftmessnetz geht darüber hinaus. 
Es umfasst die gesamte Bearbeitungskette von der 
Probenahme über die Mess- und Sammelgeräte 
und die Messmethoden bis hin zu den erzeugten 
Messwerten selbst.

Neben der Durchführung der Langzeitmessungen 
für die internationalen Messprogramme betreibt 
das UBA auch Forschungs- und Entwicklungsar-
beit, um die atmosphärenchemischen Prozesse 
genauer zu verstehen, die Messtechnik und Ana-
lytik zu verbessern und mehr Informationen über 
bislang wenig beachtete Luftverunreinigungen 
zu erhalten. Mindestens zwei der internationa-
len Messprogramme – EMEP mit der Messstufe 3 
(„level 3“) und GAW – fordern sogar ausdrücklich 
Sondermessungen mit Forschungscharakter. Hier-
bei kooperiert das UBA-Messnetz mit Universitäten 
und anderen Forschungsinstitutionen.
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Die Standorte des uBA-Luftmessnetzes 
sowie die Messstationen seiner kooperati-
onspartner sind über ganz Deutschland 
verteilt. Informationen zu den partnern: 
A: Messstation Melpitz des Leibniz-Instituts 
für troposphärenforschung (Ift); koopera-
tion bei eMep, B: Messfl äche Forellenbach 
der nationalparkverwaltung Bayerischer 
wald; kooperation beim „Integrated Moni-
toring“, c: Observatorium hohenpeißen-
berg des Deutschen wetterdienstes (DwD); 
kooperation mit GAw-Globalstation Zug-
spitze. 

Die uBA-Messstation waldhof in der Lüneburger heide. Im Vordergrund das 
Messfeld mit Sammelgeräten für Feinstaub und niederschlagswasser, im 
hintergrund das Stationsgebäude, in dem sich Messraum, Labore und Büros 
befi nden. Die Messplattform vor und über dem Stationsgebäude dient spezi-
ellen Quecksilbermessungen

UBA-Messnetzzentrale 

UBA-Messstation

Messstation eines 
Kooperationspartners

Westerland

Schauinsland

Langen

Waldhof

Schmücke

Zingst

neuglobsow

Zugspitze

a

B

C
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Zeitreihen des klimagases kohlendioxid an den uBA-Messstationen Schauinsland und Zugspitze im Vergleich zum weltweiten 
trend (wMO = weltmeteorologie-Organisation der un) und zu der weltweit längsten cO2-Messreihe von Mauna Loa (hawaii). 
Im Mittelwert stimmen die Messreihen gut überein. Der einfl uss kontinentaler anthropogener cO2-Quellen und der Vegetation 
als Senke bewirken bei den beiden Festlands-Standorten Schauinsland und Zugspitze die erheblich stärkeren jahreszeitlichen 
Schwankungen mit geringeren cO2-konzentrationen im Sommer und erhöhten niveaus im winterhalbjahr. (Grafi k: L. ries, uBA)

entwicklung der Ionen-konzentrationen im niederschlag an den Messstationen des uBA-Luftmessnetzes von 1982 bis 2011. 
Der eintrag ferntransportierter säurebildender Ionen aus der Luft (= Deposition) in Ökosysteme ist seit 1982 stark rückgän-
gig. Dargestellt sind mit der niederschlagsmenge gewichtete Jahresmittelwerte der uBA-Messstationen westerland, waldhof, 
Deuselbach/hunsrück (seit 2004 nur noch probenahmestelle) und Schauinsland, normiert auf 1982. 1982-1999: tägliche „bulk“-
proben, 2000–2011: wöchentliche „wet-only“-proben. (Grafi k: k. uhse und e. Bieber)
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vulkan eyjafjallajökull auf island 

Die Messgeräte an den uBA-Messstatio-
nen registrieren nicht nur die mensch-
gemachten Luftverunreinigungen. Ab 
und an gehen dort auch naturereig-
nisse oder außergewöhnliche Quellen 
ins (Luftmess-)netz. Beispiele sind die 
traditionellen norddeutschen Osterfeuer, 
Saharastaub-episoden, Staub von wald-
bränden oder aus den Steppen Südosteu-
ropas oder Vulkanausbrüche. 

Am 17. April 2010 verzeichneten zunächst 
die Messgeräte auf der Zugspitze (A) und 
wenig später die auf dem Schauinsland 
(B) einen ungewöhnlichen und enormen 
Anstieg der Schwefeldioxid-konzen-
trationen. Die berechneten Bahnlinien 
(trajektorien) der höheren Luftmassen 
führten exakt zum Vulkan eyjafjallajö-
kull auf Island (c), der sich zu der Zeit 
im eruptionsstadium befand und große 
Mengen vulkanischer Gase und Asche in 
die obere troposphäre blies.

Große teile des europäischen Luftraums 
mussten für den Flugverkehr wegen der 
unkalkulierbaren Gefahren durch die 
Vulkanaschewolke gesperrt werden. Die 
uBA-Messstationen registrierten auch 
die Vulkanstaubpartikel, zum einen als 
erhöhte Staubmasse, zum anderen an 
der Vulkanasche-typischen veränderten 
chemischen Zusammensetzung, zum Bei-
spiel deutlich erhöhte eisen- und Man-
gangehalte. (Quelle: uBA-Luftmessnetz)
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Zeitreisen für den umweltschutz 

In Deutschland entstanden in den 1970er Jahren 
erstmals rechtliche Regelungen, um Menschen 
und Umwelt vor Chemikalien zu schützen. Politik 
und Wissenschaft suchten nach einem Weg, um 
den Erfolg der neuen Gesetze zu überprüfen. So 
entstand die Umweltprobenbank des Bundes (UPB).  

Die historischen Proben der UPB können die 
Umweltfachleute heute als Beweismaterial nutzen, 
wenn kritische Chemikalien auf dem Prüfstand 
stehen. Wie auf einer Reise in die Vergangen-
heit können sie die Belastung von Proben längst 
zurückliegender Jahre auswerten. Die Ergebnisse 
zeigen ihnen, ob die Chemikalienbelastung in den 
UPB-Proben mit der Zeit zu- oder abnimmt. Das 
kann dann die Verwendung einer Chemikalie in 

Frage stellen und die Politik zum Handeln auffor-
dern – oder Entwarnung geben.

Wie sieht das in der Praxis aus? Unter der Leitung 
des Umweltbundesamtes (UBA) sammeln Umwelt-
fachleute systematisch Jahr für Jahr Proben von 
Mensch und Umwelt. Alle Proben lagern anschlie-
ßend bei extrem tiefen Temperaturen ohne sich zu 
verändern. Sie können dann jederzeit als histori-
sche Belege für chemische Analysen herangezo-
gen werden.

Für viele Problemchemikalien gibt es bereits ein-
zigartige Zeitreihen aus der Umweltprobenbank. 
Auch für die Zukunft ist die UPB gut gerüstet: In 
den Archiven lagern über eine halbe Million Pro-
ben für kommende Untersuchungen.

Die uMWeLtprOBenBank
Umweltbeobachtung mit Proben von Mensch und Umwelt

106

130218_Anhang_RZ2.indd   106 19.02.13   12:13



107Schwerpunkte 2013

Administrative und 
wissenschaftliche 
Steuerung

lagern in den Archiven

Leitung

Sammeln
Archivieren

charakterisieren

500.000 Proben
uMWeLtprOBenBank

uMWeLtBunDeSaMt

BunDeSuMWeLt-
MiniSteriuM

auFtraGnehMer

Freie universität Berlin, Friedrich-Alexander-universität erlangen-
nürnberg, universität trier, Fraunhofer-Institut für Molekularbiolo-
gie und Angewandte Oekologie, Fraunhofer-Institut für Biomedizini-
sche technik, eurofi ns GfA Gmbh

BeDeutunG
eine besondere Bedeutung haben umweltprobenbanken 
durch das Sammeln, charakterisieren und Lagern von pro-
ben, die jederzeit als ökotoxikologische und toxikologische 
Beweismittel in der chemikalienbewertung genutzt werden 
können. Diese proben ermöglichen die retrospektive unter-
suchung von Stoffen, die zum Zeitpunkt der probenahme 
noch unbekannt waren, nicht analytisch bestimmt werden 
konnten oder für ungefährlich gehalten wurden.

AuFGABe
Die umweltprobenbank des Bundes ist ein wichtiges Instru-
ment der umweltpolitik. Sie schafft Belege für den Zustand 
der umwelt und die Belastung der Bevölkerung in Deutsch-
land. Die umweltprobenbank macht es möglich, mit proben 
aus der Vergangenheit die wirksamkeit umweltpolitischer 
Maßnahmen zu prüfen und Fragen zu klären, die sich in den 
kommenden Jahrzehnten ergeben können.

MerkMALe
Ökologisch repräsentative umweltproben und humanpro-
ben werden gesammelt, biometrisch bzw. anamnestisch 
charakterisiert, auf eine Auswahl relevanter chemikalien 
untersucht und eingelagert. unter den proben sind Fische, 
Vogeleier, Muscheln, pfl anzen sowie Boden und Schweb-
stoff. Dazu kommen Vollblut, Blutplasma und urin vom 
Menschen.

Die Langzeitlagerung der proben wird unter Bedingungen 
durchgeführt, die eine biologische und chemische Verände-
rung über viele Jahrzehnte hinweg nahezu ausschließt.
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Abbildung 1

WeLChe prOBen LaGern in Der uMWeLtprOBenBank? FÜnF BeiSpieLe:

reGenwurM 
(Lumbricus terrestris, 
Aporrectodea longa)

entkoteter Gesamtkörper geschlechts-
reifer regenwürmer. Die probenahme 
erfolgt von Oktober bis Mitte Dezember 
jährlich.

regenwürmer leben im Boden, wo sie 
vor allem dafür sorgen, dass organi-
sches Material abgebaut wird (beispiels-
weise Laub). Sie sind an den komplexen 
prozessen beteiligt, die mit der Boden-
formation und dem nährstoffkreislauf zu 
tun haben. Beide regenwurmarten sind 
aufgrund ihrer ökologischen Funktion, 
der großen häufi gkeit, ihrer geringen 
Sensitivität gegenüber chemikalien und 
dem Akkumulationspotenzial für viele 
Schadstoffe für die umweltprobenbank 
geeignet. 

MenSchLIcheS VOLLBLut
eine probenahme pro Jahr.

Blut ist eine ausgezeichnete Matrix für 
das chemikalienmonitoring. Blut zirku-
liert durch den gesamten körper und 
steht im Gleichgewicht mit den mensch-
lichen Organen und Geweben, die wie-
derum chemikalien einlagern. Vollblut 
besteht aus mehreren kompartimenten, 
nämlich dem Blutplasma und den Zellbe-
standteilen. natürliche und Fremdstoffe 
verteilen sich in diesen kompartimenten 
unterschiedlich. Das Vollblut stammt 
von personen aus vier universitäts-
Städten: Münster, Greifswald, halle/
Saale und ulm.

BrASSen 
(Abramis brama)

Muskulatur, Leber und Blut von 8- bis 
12-jährigen tieren. Die probenahme 
erfolgt jährlich im Spätsommer nach 
Abschluss der Laichperiode.

Der Brassen lebt überwiegend in 
Schwärmen in langsam fl ießenden oder 
stehenden Gewässern. er ernährt sich 
vorzugsweise an der Gewässersohle von 
würmern, Larven, Schnecken, kleinen 
Muscheln, aber auch plankton und pfl an-
zen. Da der Brassen relativ weit verbrei-
tet ist, stabile populationen bildet und 
nur begrenzt wanderungen durchführt, 
ist er als probenart gut geeignet. Der 
Brassen wird als Speisefi sch genutzt, 
wodurch ein direkter Bezug zur mensch-
lichen nahrungskette besteht.

SILBerMÖwe 
(Larus argentatus)

eiinhalt. Die probenahme der eier 
erfolgt jährlich während der hauptbrut-
zeit von April bis Mai.

Die Silbermöwe ernährt sich in küsten-
nähe hauptsächlich aus dem Meer: von 
Fischen, Muscheln und krebstieren. 
Damit ist sie ein bedeutender Indikator 
für die Anreicherung von Schadstof-
fen im marinen Ökosystem. Aufgrund 
ihrer weiten Verbreitung an den küsten 
von nord- und Ostsee, ihrem Vorkom-
men in stabilen populationen sowie der 
guten erreichbarkeit ihrer Brutplätze ist 
sie als Monitoring-Organismus für die 
umweltprobenbank besonders geeignet. 
Darüber hinaus wird die Möwe weltweit 
in Monitoringprogrammen als probenart 
genutzt, wodurch gute Vergleichsmög-
lichkeiten für Schadstoffbelastungen 
bestehen.

MIeSMuScheL 
(Mytilus edulis)

Gesamter weichkörper. Die probenahme 
erfolgt im zweimonatigen rhythmus in 
den wattenmeeren und zweimal jährlich 
im Juni und november in der Ostsee. Am 
ende eines Jahres werden die Monats-
proben zu einer Jahressammelprobe 
zusammengeführt. 

Die Miesmuschel ist eine in nord- und 
Ostsee weit verbreitete Muschelart, die 
zu den wichtigsten essbaren Muscheln 
zählt. Im marinen Ökosystem sind Mies-
muscheln primärkonsumenten, die ihre 
nahrung durch Filtrieren des vorbeiströ-
menden wassers gewinnen. Miesmu-
scheln haben für zahlreiche Stoffe eine 
gute Aufnahme- und Akkumulationsrate 
und sind dabei relativ schadstoffresis-
tent. Aufgrund dieser eigenschaften 
sowie ihrer sesshaften Lebensweise und 
damit großen Standorttreue, ihrer wei-
ten Verbreitung und guten Verfügbarkeit 
gehören sie zu den bevorzugten Monito-
ringarten in nationalen und internatio-
nalen Überwachungsprogrammen.

reGenwurM 
(Lumbricus terrestris, 

formation und dem nährstoffkreislauf zu 
tun haben. Beide regenwurmarten sind 
aufgrund ihrer ökologischen Funktion, 
der großen häufi gkeit, ihrer geringen 
Sensitivität gegenüber chemikalien und 
dem Akkumulationspotenzial für viele 
Schadstoffe für die umweltprobenbank 
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Abbildung 2

Wie FunktiOniert Die prOBenauFBereitunG?

Abbildung 3

uMWeLtprOBenBank unterSuCht tBt-verBOt FÜr SChiFFSanStriChe

nordsee

Heute

geringer
TBT-Rückgang

50–80 %
TBT-Rückgang
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	 Soll 2011	 Soll 2012
	 in 1.000 Euro	 in 1.000 Euro

I.1 Gesamtausgaben	 102.938	 106.261
davon		
Personalausgaben	 66.643	 65.009

Investitionsausgaben	 3.539	 3.052

Sächliche Verwaltungsausgaben	 32.395	 37.170
    u. a. für		
    Wissenschaftliche Veröffentlichungen und Dokumentation	 434	 439

    Informations- und Dokumentationssystem (UMPLIS)	 4.862	 5.273

    Informationstechnik (IT)	 6.927	 6.685

		

I.2 Aufträge für Bundesbehörden und Dritte	 2.939	 2.244

		

II. Zur Bewirtschaftung übertragene Mittel aus anderen Kapiteln		
u. a. für		
Investitionen zur Verminderung der Umweltbelastungen	 –	 64

Vergabe von Forschungsvorhaben (UFOPLAN)	 25.000	 30.000

Umweltprobenbank	 4.331	 4.331

Zuschüsse an Vereine, Verbände, sonstige Vereinigungen		

   Institutionelle Förderung	 1.279	 1.279

   Projektförderung	 5.834	 6.372

Aufklärungsmaßnahmen	 950	 700

Beratungshilfe für den Umweltschutz in den Staaten Mittel- 
und Osteuropas sowie in den Neuen Unabhängigen Staaten (NUS)	 2.100	 2.250

Internationale Zusammenarbeit	 480	 525

Summe der insgesamt zur Bewirtschaftung 
übertragenen Mittel aus anderen Kapiteln	 39.974	 45.521

Tabelle 

Budget des UBA

Daten und Fakten 
Das Umweltbundesamt ist die zentrale Umwelt-
behörde des Bundes. 1974 in Berlin errichtet, hat 
das Umweltbundesamt seit Mai 2005 seinen Sitz 
in der Bauhausstadt Dessau-Roßlau. Es verfügt – 
neben einem Zentralbereich – über fünf Fachbe-
reiche mit 13 Abteilungen und beschäftigt an 13 
Standorten – davon sieben Messstellen des eigenen 
Luftmessnetzes – knapp 1.450 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter auf 1.101 Stellen. Diese sind mit 
402 Beamtinnen und Beamten und 699 Arbeitneh-

merinnen und Arbeitnehmern besetzt. Knapp 860 
Beschäftigte sind in Dessau-Roßlau tätig. 
 
Neben der „rein“ wissenschaftlichen Arbeit sind 
der Vollzug der Umweltgesetze – beispielsweise 
das Chemikalien- oder das Treibhausgas-Emissions-
handelsgesetz – und die Information der Bürge-
rinnen und Bürger in Fragen des Umweltschutzes 
weitere Schwerpunkte der täglichen Arbeit. Das 
Umweltbundesamt ist Partner und Kontaktstelle 
Deutschlands für zahlreiche internationale Ein-
richtungen, wie etwa die Weltgesundheitsorgani-
sation (WHO) und die Europäische Umweltagentur. 
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Flughafen Berlin Tempelhof

Wo früher die Rosinenbomber dröhnten, 
heben heute Lenkdrachen und Skater ab. 
Das stillgelegte Flugfeld ist die größte 
innerstädtische Brachfläche Deutsch-
lands – und ein perfekter Ort, um über 
die Stadt von morgen nachzudenken.
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